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S i t z u n g s p r o t o k o l l  –  ö f f e n t l i c h e r  T e i l  
 
über eine öffentliche Sitzung der am 10. März 2024 gewählten Gemeindevertretung der 
Stadtgemeinde Oberndorf, welche am Donnerstag, dem 12. Dezember 2024, um 19.00 Uhr 
im Sitzungszimmer EG des Rathauses stattgefunden hat. 
 
Tagesordnung: 
 
1. Eröffnung und Begrüßung durch den Bürgermeister, Feststellung der Beschlussfähigkeit, 

Fragestunde für die Gemeindebürger zur Tagesordnung 
2. Feststellungen im Zusammenhang mit dem Sitzungsprotokoll vom 26.09.2024 
3. Berichte des Bürgermeisters 
4. Gemeinnützige Oberndorfer Krankenhausbetriebs GmbH (GOK) - Neubestellung Ge-

schäftsführer:in 
5. Oberndorfer Catering Betriebs GmbH (OCB) - Neubestellung Geschäftsführer:in 
6. Jahresvoranschlag 2025 und Mittelfristiger Finanzplan bis 2029 der Stadtgemeinde Obern-

dorf 
7. Jahresvoranschlag 2025 und Mittelfristiger Finanzplan bis 2029 der Stadtgemeinde Obern-

dorf Immobilien KG 
8. Haushaltsbeschluss 2025 
9. Umstellung der Gemeindekindergärten auf Gemeinnützigkeit 
10. Stellenplan Stadtgemeinde 
11. Stellenplan Verwaltungsgemeinschaft 
12. Stellenplan Krankenhaus 
13. Krankenhaus Oberndorf - Rechtsträgerschaft 
14. Europasteg Errichtungs- und Betriebs GmbH: Annahme Abtretungsanbot und Aufhebung 

Stimmrechtsbindungsvertrag 
15. Ankauf ehemaliges Bezirksgericht (Grundstücksnr. 578, KG 56410) 
16. Reparatur Feuerwehrboot - Bedeckung aus allg. Haushaltsrücklage 
17. Vorschlag für die Weiterführung der Arbeiten zur Umrüstung/Sanierung öffentliche Stra-

ßenbeleuchtung in Höhe des verbleibenden Budgets (Vorhaben 1816010) 
18. Freigabe des Aufschließungsgebiets-Verkehrserschließung  "Michael-Rottmayr-Straße 

(Myslik)" 
19. Änderung des Flächenwidmungsplans im Bereich ”Lindach Waldkindergarten (Felber)” – 

Aufhebung des Beschlusses vom 26.09.2024 
20. Änderung des Flächenwidmungsplanes im Bereich "Lindach Waldkindergarten (Felber)" 
21. Änderung des Flächenwidmungsplans im Bereich "Sportplatz neu - Gemeindegrenze zu 

Göming (Felber, Hagmüller) 
22. Verordnung, mit der die Abfuhrordnung 2020 geändert wird (Festlegung des Abfuhrplans 

für 2025) 
23. Bedarfsbeschluss § 5 Abs. 7 des Salzburger Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes 

2019 - S.KBBG 
24. Aufträge, Anschaffungen 
25. Subventionen 
26. Allfälliges 
27. Vergabe von Wohnungen (nicht öffentlich gemäß § 33 Abs. 2 GdO 2019) 

 
Anwesende: 

SPÖ 
 
Bürgermeister Ing. Georg Djundja  
1. Vizebürgermeister Ing. Josef Eder, LLB.oec.  
Stadträtin Nicole Höpflinger  
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Stadtrat Dietmar Innerkofler  
Stadtrat Stefan Jäger  
Stadtrat Dr. Andreas Weiß  
Stadträtin Stefanie Brandstätter  
GV Johannes Zrust  
GV Wolfgang Oberer  
GVin Stephanie Höpflinger  
GV Wolfgang Ehm  
Ersatz-GV Jacqueline Pinkelnig i.V. für GV Manuel Gönitzer 
GV Mag. (FH) Andreas Zwettler  
GVin Aleksandra Ebner  

ÖVP 
 
2. Vizebürgermeisterin Carola Schößwender  
Stadtrat Johann Peter Pertiller  
GV Werner Neuburger  
GV Thomas Dignöss  
GVin Julia Pertiller  
GV Johannes Gloning  

FPÖ 
 
GV Vitus Guido Maier  
GV Christian Reich  

GRÜNE 
 
GV Mag. Peter Weissenböck  
GVin Yvonne Schwarte  

Weiters: 
 
Felix Doppler, MSc., Finanzabteilung Oberndorf  
Dr. Gerhard Schäffer, Stadtamtsleiter Oberndorf  
Mag. Daniel Schaufler, LLB.oec., Stadtgemeinde Oberndorf  

 
Entschuldigt abwesend: 
GV Manuel Gönitzer  
GV Christoph Thür  

 
Schriftführerin: Sandra Eder 
 
Verlauf und Ergebnisse der Sitzung: 
 
1. Eröffnung und Begrüßung durch den Bürgermeister, Feststellung der Beschlussfä-
higkeit, Fragestunde für die Gemeindebürger zur Tagesordnung 

Bürgermeister Ing. Djundja begrüßt die Anwesenden und eröffnet die 4. Sitzung um 19.00 
Uhr. Er stellt fest, dass aufgrund der Anwesenheit von 24 Gemeindevertretungsmitgliedern 
die Beschlussfähigkeit des Gremiums gegeben ist. Die Tagesordnung zur Sitzung wurde 
zeitgerecht und ordnungsgemäß zusammen mit der Einberufung zugestellt, es bestehen da-
gegen keine Einwände.  
 
Es sind 8 Zuhörer:innen anwesend.  
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Gesondert begrüßt werden Frau und Herr Vizebürgermeister, alle Stadträtinnen und Stadt-
räte sowie Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter.  

 
Seitens des Stadtamtes werden zur heutigen Sitzung Stadtamtsleiter Dr. Gerhard Schäffer, 
Mag. Daniel Schaufler, Frau Sandra Eder sowie als Experten den Leiter unserer Finanzver-
waltung Felix Doppler MSc und den Bauamtsleiter DI Dieter Müller, sowie zu den Tagesord-
nungspunkten 18-21 Herrn DI Zeller, begrüßt 
 
Weiters werden die Gemeindebürgerinnen und -bürger als Zuhörer der heutigen Sitzung be-
grüßt.  
 
Entschuldigt für die heutige Sitzung sind: 

 GV Manuel Gönitzer mit Schreiben vom 02.12.2024, in seiner Vertretung Ersatzge-
meindevertreterin Jacqueline Pinkelnig  

 Gemeindevertreter Christoph Thür mit Schreiben vom 12.12.2024 
 

Gemeindebürger Herr Strobl führt aus, dass er selbst in der damaligen Arbeitsgruppe zum 
Thema Sportplatz war. Die aktuelle Variante war die schlechteste Variante. Warum gibt es 
keinen Plan B? Auf diesem Platz muss eine fast einen Kilometer lange Straße gebaut wer-
den. Der Boden muss getauscht werden, etc. Was kostet die aktuelle Variante? Wäre es 
nicht sinnvoll einen Plan B zu verfolgen?  
 
Bürgermeister Ing. Djundja antwortet, dass es aus bekannten Gründen keine Kostenschät-
zung gibt. Alternativstandorte gibt es.  
 
Es gibt keine weiteren Fragen der anwesenden Zuhörer:innen zur Tagesordnung.  
 
2. Feststellungen im Zusammenhang mit dem Sitzungsprotokoll vom 26.09.2024 

Das Protokoll der Sitzung der Gemeindevertretung vom 26.09.2024 wurde am 24.10.2024 
den Fraktionen übermittelt. Gegen das Protokoll wurden keine Einwendungen erhoben und 
gilt dieses somit als genehmigt (§ 36 Abs. 4 der Salzburger Gemeindeordnung 2019 – GdO 
2019, LGBl. 9/2020, i.d.g.F.). 
 
Wird einstimmig zur Kenntnis genommen.  
 
3. Berichte des Bürgermeisters 

Bürgermeister Ing. Djundja berichtet:  
 
3.1. Ich darf auf die Sitzungstermine für das Jahr 2025 hinweisen. Diese liegen als Tischvor-
lage auf und werden via Mail zugesandt.  
 
3.2. Auch heuer wollen wir den Jahreswechsel mit einem gemeinsamen, durch die beiden 
Städte Laufen und Oberndorf organisierten Feuerwerk über der Salzach begehen. Dadurch 
kann getrost auf ein Privatfeuerwerk verzichtet werden und wir begrüßen trotzdem das neue 
Jahr mit einem traditionellen Feuerwerk. 
 
3.3. Ein Dank: Der Christbaum, der unseren Kirchplatz ziert, kommt heuer von der Familie 
Stürzer aus Maria Bühel und der Christbaum beim Kainzbauer, leuchtend über Oberndorf 
von Herrn Gottfried Gruber und der Christbaum am Friedhof von Herrn Hubert Standl. Vielen 
Dank für diese Baumspenden.  
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3.4, In Oberndorf und Laufen zieren wieder Adventlaternen unterschiedlicher Größen mit ver-
schiedenen Motiven unsere Stadt. Danke der Wirtschaftsplattform Laufen-Oberndorf für 
diese adventliche Initiative.  
 
3.5. Das alljährliche Weihnachts-Sonderpostamt im Bruckmannhaus wurde am 08. Dezem-
ber traditionsgemäß eröffnet und steht bis zum Heiligen Abend zur Verfügung. Der Weih-
nachtssonderstempel ist heuer dem 100-Jährigen Jubiläum der Grundsteinlegung der Stille-
Nacht-Kapelle gewidmet. Nutzen Sie diese tolle Möglichkeit, Ihre Weihnachtspost individuell 
zu versenden und Briefe mit einer Sondermarke aus unserer Stille-Nacht-Stadt zu frankieren.  
 
3.6. Und so darf ich noch alle Anwesenden herzlich zur traditionellen Feierstunde am Heili-
gen Abend vor der Stille-Nacht-Kapelle mit Beginn 17 Uhr einladen. Und somit schon Frohe 
Weihnachten und ein gutes und gesundes neues Jahr. 
 
Die Berichte werden einstimmig zur Kenntnis genommen.  
 
4. Gemeinnützige Oberndorfer Krankenhausbetriebs GmbH (GOK) - Neubestellung Ge-
schäftsführer:in 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„Unterlagen liegen noch nicht vor. Sie werden nach Eintreffen nachgereicht.“ 
 
Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
„Die VAMED Management und Service GmbH & Co KG (VMS) ersucht um einen schriftli-
chen Gesellschafterbeschluss zur Neubesetzung der Geschäftsführung der Gemeinnützigen 
Oberndorfer Krankenhausbetriebsgesellschaft m.b.H. (GOK). Der bisherige Geschäftsführer, 
Mag. (FH) Tobias Kirchlechner, geboren am 08.09.1981, soll mit Wirkung vom 31.12.2024 
abberufen werden und Frau Dipl. BW Gerlinde Kollau, MBA, MAS, geboren am 23.06.1975, 
mit Wirkung vom 01.01.2025 zur alleinzeichnungs- und -vertretungsbefugten Geschäftsfüh-
rerin der GOK bestellt werden. 
 
In der zwischen der Stadtgemeinde Oberndorf und der VMS am 01.02.2008 geschlossenen 
Rahmenvereinbarung bzw. im Gesellschaftervertrag der GOK ist festgehalten, dass während 
der Laufzeit der PPP-Gesellschaft der Stadtgemeinde Oberndorf und der VMS jeweils das 
Sonderrecht bindend für den jeweiligen anderen Gesellschafter eingeräumt wird, eine Per-
son seiner Wahl zum Geschäftsführer mit Einzel- oder Kollektivvertretungsbefugnis zu nomi-
nieren. Alle Mitgesellschafter sind verpflichtet, einen dementsprechenden Gesellschafterbe-
schluss beglaubigt zu unterfertigen. 
 
Die Gesellschaft hat derzeit nur einen Geschäftsführer, da die Stadtgemeinde Oberndorf bis-
her auf ihr Recht zur Bestellung eines Geschäftsführers verzichtet hat.“  
 

Beschlussvorschlag:  
Der Bürgermeister stellt den Antrag, die Abberufung von Herrn Mag. (FH) Tobias 
Kirchlechner mit Wirkung vom 31.12.2024 und die Neubestellung von Frau Dipl. BW 
Gerlinde Kollau, MBA, MAS, mit Wirkung vom 01.01.2025 als Geschäftsführerin der 
GOK zu beschließen. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Ing. Djundja den Antrag, 
die Abberufung von Herrn Mag. (FH) Tobias Kirchlechner mit Wirkung vom 31.12.2024 
und die Neubestellung von Frau Dipl. BW Gerlinde Kollau, MBA, MAS, mit Wirkung 
vom 01.01.2025 als Geschäftsführerin der GOK zu beschließen. 



Gemeindevertretung 121224  5 
 

 
 

Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
5. Oberndorfer Catering Betriebs GmbH (OCB) - Neubestellung Geschäftsführer:in 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„Unterlagen liegen noch nicht vor. Sie werden nach Eintreffen nachgereicht.“  
 
Folgender Amtsbericht liegt vor: 
 
„Die VAMED Management und Service GmbH & Co KG (VMS) ersucht um einen schriftli-
chen Gesellschafterbeschluss zur Neubesetzung der Geschäftsführung der Oberndorfer Ca-
tering Betriebs-GmbH (OCB). Der bisherige Geschäftsführer Mag. (FH) Tobias Kirchlechner, 
geboren am 08.09.1981, soll mit Wirkung vom 31.12.2024 abberufen werden und Frau Maria 
Ringerthaler, BA, MA, geboren am 13.02.1981, mit Wirkung vom 01.01.2025 zur alleinzeich-
nungs- und -vertretungsbefugten Geschäftsführerin der OCB bestellt werden. 
 
In der zwischen der Stadtgemeinde Oberndorf und der VMS am 28.08.2014 abgeschlosse-
nen Vereinbarung in Verbindung mit der am 01.02.2008 geschlossenen Rahmenvereinba-
rung bzw. dem Gesellschaftervertrag der OCB ist festgehalten, dass während der Laufzeit 
der PPP-Gesellschaft der Stadtgemeinde Oberndorf und der VMS jeweils das Sonderrecht 
bindend für den jeweiligen anderen Gesellschafter eingeräumt wird, eine Person seiner Wahl 
zum Geschäftsführer mit Einzel- oder Kollektivvertretungsbefugnis zu nominieren. Alle Mitge-
sellschafter sind verpflichtet, einen dementsprechenden Gesellschafterbeschluss beglaubigt 
zu unterfertigen. 
 
Die Gesellschaft hat derzeit nur einen Geschäftsführer, da die Stadtgemeinde Oberndorf bis-
her auf ihr Recht zur Bestellung eines Geschäftsführers verzichtet hat.“  
 

Beschlussvorschlag:  
Der Bürgermeister stellt den Antrag, die Abberufung von Herrn Mag. (FH) Tobias 
Kirchlechner mit Wirkung vom 31.12.2024 und die Neubestellung von Frau Maria Rin-
gerthaler, BA, MA, mit Wirkung vom 01.01.2025 als Geschäftsführerin der OCB zu be-
schließen.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Ing. Djundja den Antrag, 
die Abberufung von Herrn Mag. (FH) Tobias Kirchlechner mit Wirkung vom 31.12.2024 
und die Neubestellung von Frau Maria Ringerthaler, BA, MA, mit Wirkung vom 
01.01.2025 als Geschäftsführerin der OCB zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
6. Jahresvoranschlag 2025 und Mittelfristiger Finanzplan bis 2029 der Stadtgemeinde 
Oberndorf 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„Die Unterlagen zum o.a. Tagesordnungspunkt wurden den Gemeindevertretern zur Vorbe-
reitung mittels Session digital übermittelt. Auf Anforderung wird den Fraktionsvorsitzenden 
und den beiden Vizebürgermeistern der Voranschlagsentwurf in Papierform zur Verfügung 
gestellt.“ 
 
Bürgermeister Ing. Djundja führt anhand der Power-Point-Präsentation in der Beilage aus:  
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Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
 
Uns allen liegt der Budgetentwurf für 2025 mit einer Gesamtsumme von 34.848.900 Euro 
vor!  
Die Budgeterstellung für 2025 ist durch schlechte Wirtschaftsnachrichten auch bei uns in der 
Region geprägt, wenig Steuereinnahmen auf Bundesebene, bedeuten auch wenig Ertrags-
anteile für die Gemeinden. Die letzten Jahre habe ich immer wieder davor gewarnt, dass die 
Gemeinden durch den Aufteilungsschlüssel des Gesamtsteuertopfes, der im Finanzaus-
gleich geregelt ist, zu wenig Geld erhalten für das was sie mehr und mehr an Aufgaben – 
auch übertragen von Bund und Land – übernehmen müssen. Leider hat die Bundesregie-
rung den vertikalen Verteilungsschlüssel nicht verändert bei 12 % gelassen. Nun haben wir 
den Salat. Tagtäglich lesen wir auch über die großen Schwierigkeiten von einem Großteil der 
Gemeinden, überhaupt ein Budget erstellen zu können und auch in Salzburg geht man aktu-
ell davon aus, dass von sechs von 119 Gemeinden, die kein ausgeglichenes Budget mehr 
schaffen, dies nun zwischen 15 und 20 Gemeinden sein werden - eine Verdreifachung. Die 
gute Nachricht: Oberndorf schafft ein ausgeglichenes Budget - dank unserer klugen und vo-
rausschauenden Finanzpolitik der letzten Jahre.  
 
Zusammengefasst: Die Bundesertragsanteile stagnieren. Das sind eben die Einnahmen, die  
die Gemeinde aus dem österreichischen Gesamtsteuereinkommen mittels Finanzausgleichs 
zugesprochen bekommt. Durch die Inflation, die zwar nicht mehr so stark ist wie in den Vor-
jahren, steigen aber alle anderen Posten an. Ebenso steigen die Transferzahlungen an das 
Land für Sozialausgaben massiv - das sehen wir später auf einer Folie. Es gibt also ein Sys-
tembedingtes auseinanderklaffen zwischen Einnahmen und Ausnahmen – da können die 
Gemeinden kaum etwas dagegen unternehmen. Gerade kleine Gemeinden ohne viel Kom-
munalsteueraufkommen trifft dieses Auseinanderklaffen massiv. Weil eben die Ausgaben 
aufgrund Inflation und Personalkosten exponentiell steigen. Gleichzeitig die Einnahmen 
durch die Bundesertragsanteile aber gleichbleiben.  
 
Daher war auch eine klare Forderung des Gemeindesbundes und des Städtebundes, dass 
an der vertikalen Verteilung der Steuerverteilung bei den Verhandlungen für den Finanzaus-
gleich es mehr direkten Zuteilung für die Gemeinde gibt. Das wurde leider nicht erfüllt. Als 
Abfederung - quasi als Trost, weil der Verteilungsschüssel nicht angehoben wurde, wurde 
von der Bundesregierung ein sogenannter Zukunftsfond für die Gemeinden geschaffen. Un-
sere Kritik daran: Die Aufteilung erfolgt über die Länder über Parameter und Aufteilungs-
schlüssel, die das Land vorgibt. Aus diesem Zukunftsfonds würde Oberndorf für 2025 
320.800 Euro erhalten. Leider hat das Land die Möglichkeit 50 % dieser Gemeindegelder 
zweckgebunden einzubehalten. Und das tut die Landesregierung auch zum Ärger aller 119 
Gemeinden. So bekommt Oberndorf hier im kommenden Jahr 160.400 Euro weniger. Meine 
Kritik an Landeshauptmann Haslauer und Landesrätin Svazek konnte man gemeinsam mit 
der Kritik weiterer ÖVP-Bürgermeister in den Medien lesen.  
 
Das Land Salzburg hat aufgrund der schwierigen Lage dann noch Ende November ein Ge-
meindepaket über 20,5 Millionen Euro geschnürt. Das bedeutet für Oberndorf Einnahmen 
von 241.057 Euro. Das ist gut und nett, federt aber bei weitem nicht die Teuerung und die 
erhöhten Personalkosten ab. Hier ist auch anzumerken, dass das vom Land Salzburg groß 
verkündete Gemeindepaket von 20,5 Millionen Euro sich aus 4 Millionen Euro vom Land und 
16,5 Millionen Euro vom GAF dem Gemeindeausgleichsfonds zusammensetzt. Ergo ein 
Geld, dass uns vorab ohnehin abgezogen wurde. Der GAF ist Gemeindegeld und wird auch 
von den Gemeinden verwaltet. Somit zahlen wir uns unserer Hilfe aus dem „Landesgemein-
depaket“ zu über 80% selbst! 
 
Unter diesen Vorzeichen war eben auch die Erstellung des Budgets für das kommende Jahr 
eine massive Herausforderung für alle Mitarbeiter der Finanzverwaltung und im Weiteren 
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auch für alle Abteilungen, welche ja ihre Budgetposten in das Gesamtbudget einbringen. Vie-
len Dank daher allen Kolleginnen und Kollegen, welcher einer ohnehin herausfordernden 
Zeit, dieses Budget erstellen konnten. Danke stellvertreten für alle dem Leiter der Finanzver-
waltung Felix Doppler MSc. und auch unserem Stadtamtsleiter Dr. Gerhard Schäffer. Vielen 
Dank für die konstruktive gemeinsame Budgetklausur am 21. November, zu welcher alle 
Fraktionen geladen wurden. Bei dieser konnten, nachdem wir uns auch ausreichend Zeitge-
nommen haben, in aller Ruhe, auch unter Begleitung von Herrn Mag. Klösch Fragen beant-
wortet werden 
Bei den Folien, die uns allen als Tischunterlage zur Verfügung stehen, sehen wir wichtige 
Zahlen, welche für unsere Budgeterstellung relevant sind: 
 
Die prognostizieren Ertragsanteile 2025 stagnieren wie schon berichtet. Ebenso sehen wir 
hier die schon erwähnten Sonderzahlungen des Zukunftsfonds über 160.400 Euro und die 
eben erläuterte Sonderzahlung über das Landesgemeindepaket von 241.100 Euro. Die Infla-
tion und Teuerung sind zwar leicht rückläufig, dafür stagnieren die Einnahmen.  
 
Wichtig: Wir als Gemeinde können weder die Inflation, die Teuerung, die Lohnverhandlungen 
noch die Ertragsanteile beeinflussen. In Summe ist das für alle Gemeinde eine enorme Be-
lastung - weshalb es von vielen Gemeinde- und Landespolitikern aller Parteien hier schon 
einen Aufschrei gegeben hat.  
 
Die Transferzahlungen an das Land Salzburg - auch diese können wir nicht beeinflussen - 
sind mit einem Plus von durchschnittlich 18,73 % massiv gestiegen. In Summe ebenso 
Mehrkosten für unsere Stadtgemeinde, die wir nicht beeinflussen können von über € 
307.000,00. 
 
Prozentuell gesehen sehen wir auf dieser Folie wie die Entwicklung der Transferzahlungen 
zu den Ertragsanteilen steht und sehen den Rückgang des Nettoüberschusses 2025 (grüne 
Linie) vgl. auf die Hochrechnung 2024 um über € 300.000 auf 4.622.400 Euro. Wiederum - 
wir können als Gemeinde das nicht beeinflussen. Das Einzige wie wir hier dem gegensteu-
ern können wären die Steigerung bei Kommunalsteuern - das heißt mehr Arbeitsplätze. Das 
heißt Ausweisung im Räumlichen Entwicklungskonzept von Betriebsgebieten. Hier ist Obern-
dorf aufgrund der Räumlichen Enge - wir sind mit 4,54 km² die flächenmäßig zweitkleinste 
Gemeinde im Bundesland.  
 
Gleichzeitig tilgen wir natürlich die Darlehen von Oberndorf - veranschlagte Rückzahlung 
inkl. Zinsen 900.800 Euro. Hier darf ich auch nochmals über unsere vorausschauende Arbeit 
am Beginn der Zinsensteigerung letztes Jahr erinnern, wo wir längerfristige Darlehen von 
Variabel auf Fix gestellt haben. Das war klug und mir Voraussicht gehandelt. Danke Felix 
Doppler MSc. für deine Vorausschau! 
 
Auf der nächsten Folie sehen wir, dass die Gesamtschulden von Oberndorf Ende dieses 
Jahr ca. 6,5 Millionen Euro ausmachen.  Davon zugeteilt PTS 655.600 Euro. Somit ergibt 
sich ein realer Anteil der Oberndorf zugeordnet ist von 5,9 Millionen Euro. Im Laufe des Jah-
res 2025 werden wir weitere € 800.000,00 tilgen und rechnen mit einem verbleibenden 
Schuldenstand von 5,1 Millionen Euro. Der Anteil, den Oberndorf für Bundesschulen aufge-
nommen hat, der aber zu 100 % vom Bund erstattet wird (die sog. Kat. 3 Schulden), sind 3,5 
Millionen Euro. Sehr positiv: Wir bauen auch im kommenden Jahr trotz der Krise weiter die 
Schulden ab. Bereinigt, nach Abzug von Bund und Sprengelgemeinden ist somit der eigentli-
che Schuldenstand von Oberndorf Ende 2025 somit 5.072.557 Euro 
 
Zusammengefasst: Die stagnierenden Ertragsanteile und somit die stagnierenden Einnah-
men, die der Inflation gegenüberstehen klaffen mehr und mehr auseinander.  Darum stöhnen 
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alle Gemeinden Österreichs. Darum werden auch im Bundesland Salzburg mehrere Gemein-
den kein ausgeglichenes Budget erstellen können. Es wird ein komplettes systemisches Um-
denken zwischen der Aufteilung der Finanzen und der Aufteilung der Aufgaben zwischen 
Bund, Land und Gemeinden benötigen. Das ist eine der dringendsten Aufgaben der neuen 
Bundesregierung - egal wie sich diese zusammensetzt! Und hier erwarte ich mir auch ein ak-
tives konstruktives Hinarbeiten der Salzburger Landesregierung. Und alles unter Einbindung 
von Städte- und Gemeindebund. Unserer Vertretungen.  
 
Und so bin ich stolz darauf, dass Oberndorf trotz dieser schwierigsten Rahmenbedingungen 
ein ausgeglichenes Budget schafft. Im Jahresvoranschlag 2025 sparen wir dort, wo es mög-
lich ist, und wir investieren dort, wo es notwendig ist. Denn Dank‘ der guten und cleveren Fi-
nanzwirtschaft in der Vergangenheit hat die Gemeinde Reserven, um auch im kommenden 
Jahr investieren zu können - getreu dem Motto: Sparen in den guten Jahren, um Rücklagen 
für die mageren Jahre zu haben.  
 
Dank unserer Rücklagen - die allgemeinen Rücklagen als auch die Projektbezogenen Rück-
lagen, ist das uns vorgelegte Budget ausgeglichen 
 
Es ist ein Vorsichts-Budget für die Zukunft von Oberndorf, das uns mit Vorausschau aus der 
Krise heraus begleiten wird, so dass unsere Stadt auch finanziell diese schwierigen Jahre 
trotz der Mindereinnahmen gut überstehen wird! Unsere Gemeinde ist nicht reich, aber sie 
steht finanziell, im Gegensatz zu immer mehr anderen Gemeinden im Bundesland, dank un-
serer Politik der letzten Jahre noch stabil da! Dankeschön! 
 
2. Vizebürgermeisterin Schößwender bedankt sich für die Arbeit des Amtes. Ich bin nicht si-
cher, ob jeder Posten, der hier angeführt ist, in dieser Form dargestellt sein sollte bzw. ange-
führt sein sollte. Es ergeht die Frage an Herrn Doppler, warum im Amtsbericht beim Bezirks-
gericht eine andere Summe steht als im Voranschlag.  
 
Amtsleiter Dr. Schäffer antwortet, dass die Nebenkosten (Notar, etc.) im Voranschlag mitge-
dacht wurden. Deshalb ist diese Summe höher.  
 
2. Vizebürgermeisterin Schößwender bittet darum, dass bei der nächsten Sitzung eine Auf-
stellung bezüglich Schweizer-Franken-Kredit vorgelegt wird. Es wurde noch kein Ergebnis 
genannt. Kann man das bitte nennen. Bitte um Erklärung der € 700.000 an Erträgen im Mit-
telfristigen Finanzplan.  
 
 
Herr Doppler antwortet, dass eine Prognose hier nicht möglich ist. Die Übernahme des Kran-
kenhauses und die Erträge gemäß IPSAS wurden hier miteingeplant. In der Budgetklausur 
wurde dies ebenfalls erläutert.  
 
2. Vizebürgermeisterin Schößwender: Ich halte es für völlig falsch, das überhaupt budgetär 
darzustellen. Gleichzeitig ist es fraglich, dass man ein mögliches Kündigungsszenario mit der 
VAMED darstellt. Man findet zwar den Kauf des Bezirksgerichtes in den Unterlagen, aber 
nicht wie man den Umgang damit finanzieren will. Wir müssen die Kinderbetreuung zeitnah 
in Angriff nehmen. Auch das ist nicht dargestellt. Auch das Stadt- und Standortmarketing und 
der Hochwasserschutz findet sich nicht im Mittelfristigen Finanzplan. Auch der Sportplatz ist 
nicht dargestellt. Aus diesen Gründen ist es mir nicht möglich zuzustimmen. 
 
GV Dr. Weiß führt aus: Sehr geehrter Hr. Bürgermeister, Vertreter des Stadtamtes, werte 
KollegInnen in der GV, sehr geehrte Damen und Herren, das Budget ist eine der wichtigsten 
Entscheidung im Arbeitsjahr der Gemeindevertretung. Das Budget ist vor allem eine politi-
sche Absichtserklärung für das Jahr 2025. Es spiegelt wider, was unsere Pflichtausgaben 
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sind und welche Prioritäten wir im Bereich der Ermessensausgaben setzen wollen. Die Rah-
menbedingungen sind prekär. Das hat sich in den letzten Jahren schon abgezeichnet. Die 
Gelder vom Bund stagnieren nominell, real sind sie angesichts der Inflation der letzten Jahre 
erheblich gesunken. Das Wichtigste ist deshalb, dass wir ein ausgeglichenes Budget zusam-
mengebracht haben. Das gelingt in diesem Jahr einigen Gemeinden nicht, wie der Hr. Bür-
germeister bereits ausgeführt hat. Oberndorf bleibt eigenständig handlungsfähig. In Obern-
dorf dürfen wir in diesem Zusammenhang dankbar zurückblicken auf die Budgetpolitik der 
letzten gut 20 Jahre, die sich als eine kluge erwiesen hat. 15 Jahre unter Bürgermeister Pe-
ter Schröder, 6 Jahre unter Georg Djundja. Und nur zur Erinnerung: Peter Schröder hat sein 
Amt angetreten als Oberndorf nicht mehr eigenständig über seine finanziellen Ausgaben ent-
scheiden durfte und unter der Aufsicht des Landes stand. Seither ist eine ganze Reihe gro-
ßer Projekte umgesetzt worden. 
Es hat in jüngerer Vergangenheit auch damit zu tun, dass der Leiter unserer Finanzabtei-
lung, Felix Doppler, rechtzeitig die Umstellung der meisten unserer Kredite auf Fixzinssätze 
vorgeschlagen hat. Damit sind die Zinsen berechenbar geblieben. Für 2025 bedeuten die 
knappen budgetären Rahmenbedingungen, dass unsere Spielräume bescheiden sind. Also 
sollten auch unsere Wünsche bescheiden bleiben und manches wird sich einfach zeitlich 
über mehrere Jahre erstrecken müssen. Augenmaß, langfristige Planung und Disziplin bei 
den Ausgaben werden die Tugenden der nächsten Jahre sein müssen, gerade auch ange-
sichts der großen Projekte, die in Planung sind. Ich bedanke mich im Namen der SPÖ-Frak-
tion an dieser Stelle ausdrücklich bei der Finanzabteilung der Stadtgemeinde unter Felix 
Doppler, für alle Vorbereitungsarbeiten, für die Budgetklausur, die sehr hilfreich war und zu-
gleich einen Eindruck davon vermittelt hat, wieviel Detailarbeit hinter einem solchen Budget 
steht, und für die so verlässliche Arbeit durch das ganze Jahr hindurch. 
Ich nutze meine Wortmeldung zum Budget, wie ich das immer mache, um allen Mitarbeite-
rInnen und Mitarbeitern der Stadtgemeinde Danke zu sagen für die professionelle und ver-
lässliche Arbeit in all den Bereichen, die für das gute Funktionieren der Stadt so wichtig sind. 
Lieber Hr. Stadtamtsleiter, Dr. Gerhard Schäffer, lieber stv. Stadtamtsleiter, Mag. Daniel 
Schaufler, dieser Dank gilt Euch in besonderer Weise und nehmt ihn bitte zugleich auch für 
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter entgegen. Wir in der Gemeindevertretung überlegen, 
diskutieren und fassen relevante Beschlüsse. Die Umsetzung gelingt jedoch erst durch euer 
Tun. Und ich möchte an dieser Stelle auch unserem Bürgermeister, Ing. Georg Djundja 
Danke sagen. Du trägst die letzte Verantwortung und erfüllst Deine Aufgabe aus Sicht deiner 
Fraktion, aber auch aus der Sicht vieler Bürgerinnen und -bürger ganz ausgezeichnet. Und 
ein letztes: Natürlich stimmen wir von der SPÖ-Fraktion diesem Budget zu. Und ich möchte 
zugleich allen aus den anderen Fraktionen danken, die dies auch tun werden und damit die 
Basis für eine gute gemeinsame Arbeit im Jahr 2025 setzen und mittragen. 
 
GV Mag. Weissenböck führt aus: Der Wortmeldung von GV Dr. Weiß kann man natürlich zu-
stimmen. Das Budget ist eine sehr komplexe Materie. Wir gehen sehr professionell an das 
Thema heran. Wir haben eine gute Kommunikation. Die Unterlagen werden vom Amt sehr 
gut vorbereitet. Ein herzliches Danke an alle Beteiligten. Man kann immer Fragen an das 
Amt stellen. Man bekommt immer Antworten. Derzeit ist eine schwierige Zeit. Die Vorausset-
zungen von Landes- und Bundesebene ändern sich. Die Aufgaben werden mehr. Es ist eine 
Kunst als Gemeindevertretung hier einen guten Job zu machen. Die Investitionen für die Zu-
kunft sind ein spannendes Thema.  
 
GV Maier führt aus: Wir setzen volles Vertrauen in die Arbeit rund um das Budget. Ja es wird 
immer schwieriger, aber es wird auch wieder besser werden. Kredite werden abbezahlt, etc. 
Wir müssen trotzdem weiterarbeiten. Wir können die Kosten nicht vorhersehen. Wir befinden 
uns trotzdem auf einem positiven Weg. Wir stimmen dem Budget zu.  
 
Von Thalgau habe ich gestern erfahren, dass es eine EU-Förderung für die Kinderbetreuung 
gibt. Das könnte man prüfen. 
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GVin Schwarte bedankt sich ebenfalls für die tolle Arbeit der Finanzabteilung. Es ist toll, dass 
wir ein ausgeglichenes Budget hinbekommen haben. Wie lange haben wir noch Rücklagen 
zur Verfügung, wenn es so weiter geht? Wir lange können wir noch ein ausgeglichenes 
Budget schaffen? 
 
Bürgermeister Ing. Djundja antwortet, dass es hier ein Umdenken von Land und Bund geben 
muss. Wenn es im Jahr 2025 keine wesentlichen Änderungen gibt, gibt es im Jahr 2026 viel 
mehr Ausgleichsgemeinden. Ob wird davon betroffen sein werden, werden wir sehen. Das 
kann man noch nicht sagen. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Ing. Djundja den Antrag, 
den Jahresvoranschlag 2025 und den Mittelfristigen Finanzplan bis 2029 der Stadtge-
meinde Oberndorf zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): 18 GV dafür (SPÖ. GRÜNE, FPÖ), 6 GV dage-
gen (ÖVP).  
 
7. Jahresvoranschlag 2025 und Mittelfristiger Finanzplan bis 2029 der Stadtgemeinde 
Oberndorf Immobilien KG 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„Die Unterlagen zum o.a. Tagesordnungspunkt wurden den Gemeindevertretern zur Vorbe-
reitung mittels Session digital übermittelt. Auf Anforderung wird den Fraktionsvorsitzenden 
und den beiden Vizebürgermeistern der Voranschlagsentwurf in Papierform zur Verfügung 
gestellt.“ 
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Ing. Djundja den Antrag, den Jah-
resvoranschlag 2025 und den Mittelfristigen Finanzplan bis 2029 der Stadtgemeinde 
Oberndorf Immobilien KG zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
8. Haushaltsbeschluss 2025 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„§ 1: Voranschlag 
Auf Grundlage der §§ 4 ff Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 2015 (VRV 
2015) wird der beigefügte Voranschlag der Stadtgemeinde Oberndorf mit einem geplanten 
Nettoergebnis nach Zuweisung und Entnahme von Haushaltsrücklagen in Höhe von    
€ 1.093.400,00 (Ergebnisvoranschlag) und einer geplanten Veränderung an liquiden Mitteln 
im Ausmaß von € - 2.265.500,00 (Finanzierungsvoranschlag) beschlossen. 
 
Als Stichtag für die Erstellung des Rechnungsabschlusses iSd § 38 Abs. 2, 2. Satz Gemein-
dehaushaltsverordnung 2020 wird der dem Rechnungsabschlussstichtag folgende 31. Jän-
ner festgelegt. 
 
§ 2: Steuern, Gebühren, Beiträge und privatrechtliche Entgelte 
(siehe Beilage) 
 

 Eine Indexmäßige Erhöhung um 4% bei: 
- Pkt. 3 Vergnügungssteuer 
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- Pkt. 4 Hundesteuer 
- Pkt. 11 Friedhofsgebühren 
- Pkt. 12 Zählermiete Wasser 
- Pkt. 14 Gebühren Marktstandgeld 
- Pkt. 15 Gebühren Weihnachtsmarkt 
- Pkt. 16 Abfallwirtschaft, Leistungsgebühr 
- Pkt. 17 Abfallwirtschaft, Bereitstellungsgebühr 
- Pkt. 19 Tarif Ferienbetreuung pro Woche 
- Pkt. 21 Tarife Leopold-Kohr-Saal 
- Pkt. 24 Entgelte für die Verrechnung von Gemeindeeinrichtungen und Leistungen 
- Pkt. 25 Tarife Hallenmiete Stadthalle Oberndorf 
- Pkt. 26 Zusatzleistungen Stadthalle Oberndorf 
- Pkt. 27 Tarife Miete Aula Sportmittelschule Oberndorf 
- Pkt. 28 Zusatzleistungen Aula Sportmittelschule Oberndorf 

 

 Unverändert bleiben: 
- Pkt. 1 Hebesatz Grundsteuer A und B 
- Pkt. 2 Kommunalsteuer 
- Pkt. 6 Mobilitätsbeitrag 
- Pkt. 8 Allgemeiner Tourismusförderfondsbeitrag 
- Pkt. 9: Tourismusförderfondsabgabe Ferienwohnungen 
- Pkt. 10 Infrastruktur-Bereitstellungsbeitrag 
- Pkt. 18 Kindergartenbeiträge 2024/25 
- Pkt. 19 Schulische Tagesbetreuung VS/ASO 
- Pkt. 20 Eintritt Stille-Nacht-Museum 
- Pkt. 22 Entleihgebühr Öffentliche Bibliothek 

 

 Erhöht nach Gebührenkalkulation bzw. nach Empfehlung der Salzburger Landesre-
gierung werden: 
- Pkt. 12 Wasserzins, Anschlussgebühr Wasserversorgungsanlagen 
- Pkt. 13 Kanalbenützungsgebühr, Interessentenbeiträge 

 

 Erhöht gem. Sozialbereich-Tarifanpassungsgesetz 2024 werden: 
- Pkt. 23 Grund- und Pflegetarife Seniorenwohnhäuser 

 

 Individuell angepasst werden: 
- Pkt. 22 Jahreskarten Bibliothek 
- Pkt. 23 Verwaltungsabgaben Seniorenwohnhaus 

 

 Erhöht gem. Beschluss der Vollversammlung des Tourismusverbandes: 
- Pkt. 5 allgemeine Nächtigungsabgabe 
- Pkt. 7 besondere Nächtigungsabgabe 

 
§ 3: Deckungsfähigkeit 
Im Ordentlichen Haushalt sind folgende Posten innerhalb eines Ansatzes gegenseitig de-
ckungsfähig:  
Postenklasse 0 Investitionen mit Post 400 Geringwertige Wirtschaftsgüter des Anlagevermö-
gens und Postenunterklasse 61 Instandhaltungen. 
Alle Posten der Postenklasse 5 Personal. Alle Posten der Postenklassen 4, 6 und 
7 mit Ausnahme der Posten 400 - Geringwertige Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, 
413 - Handelswaren, 700 - Miet- und Pachtzinse und 710 - Steuern und Abgaben. Zusätzlich 
zu der Deckungsfähigkeit der Posten innerhalb eines Ansatzes sind die Ansätze der Geba-
rungen der Wasserversorgung und der Kanalisation gegenseitig deckungsfähig.“ 
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Ergänzung zum Amtsbericht:  
 
Der Haushaltsbeschluss 2025 wurde um die Punkte 23 d (Seniorenwohnhaus - Tarif Tages-
betreuung bis 8 Stunden € 32) und 23 e (Seniorenwohnhaus - Mittagsmenü für Tagesbetreu-
ung € 10,20) ergänzt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Ing. Djundja den Antrag, den 
Haushaltsbeschluss 2025 in der vorliegenden Form zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
9. Umstellung der Gemeindekindergärten auf Gemeinnützigkeit 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„Mit Steuerreformgesetz 2015 wurde der ermäßigte Umsatzsteuersatz bei den Kindergarten-
gebühren ab 01.01.2016 von 10% auf 13% angehoben. 
 
Durch die „Optierung“ mittels eines Statutes in die Gemeinnützigkeit (gem. § 34 BAO) der 
Gemeindekindergärten können die Kindergartengebühren jedoch wieder mit 10% Umsatz-
steuer versteuert werden. 
 
Da inzwischen auch steuerliche Bedenken seitens des BMF klargestellt wurden (unter ande-
rem die Auflösung von stillen Reserven) erscheint eine Optierung in die Gemeinnützigkeit ab 
01.01.2025 sinnvoll. 
 
Die Umstellung auf Gemeinnützigkeit wurde beim Sozialausschuss am 20. November 2024 
besprochen und der Gemeindevertretung zum Beschluss empfohlen.“ 
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Ing. Djundja den Antrag, die Ge-
meindekindergärten gemäß Organisationsstatut per 01.01.2025 auf Gemeinnützigkeit 
umzustellen. 
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
10. Stellenplan Stadtgemeinde 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„Der Stellenplan „Stadtgemeinde“ besteht u.a. aus Stadtamt, Bauhof, Kindergärten, Schulen, 
Museum und Bibliothek. 
 
Nachfolgende Änderungen wurden mit dem Amt der Salzburger Landesregierung, Abteilung 
1 bereits besprochen und befinden sich derzeit noch in der Überprüfung.  
 

- Standesamt: Ausweitung 50 %, Bewertung d/c-I-IV, Pos. 1.22.2 
- Allgemeine Verwaltung: Ausweitung 52,5 %, Bewertung d/c-I-IV, Pos. 1.20.4 
- Allgemeine Verwaltung: Bewertung Pos. 1.20.2 von d/c-I-IV in b-II-VI 
- Bibliothek: Bewertung Pos. 1.81.1 und Pos. 1.81.2 von d-I-IV in d/c-I-IV 

 
Der Stellenplan liegt im Fraktionsordner auf.“ 
 



Gemeindevertretung 121224  13 
 

 
 

Da keine Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Ing. Djundja den Antrag, den Stel-
lenplan 2025 mit den Stellenplanausweitungen Pos. 1.22.2 und 1.20.4 sowie die Bewer-
tung Pos. 1.20.2, 1.81.1 und 1.81.2 der Stadtgemeinde Oberndorf zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
11. Stellenplan Verwaltungsgemeinschaft 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„Der Stellenplan 2025 der Verwaltungsgemeinschaft der Seniorenwohnhäuser Oberndorf 
und Bürmoos bleibt unverändert. 
 
Der Stellenplan liegt im Fraktionsordner auf.“ 
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Ing. Djundja den Antrag, den Stel-
lenplan 2025 der Verwaltungsgemeinschaft der Seniorenwohnhäuser Oberndorf und 
Bürmoos zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen. 
 
12. Stellenplan Krankenhaus 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„In der Rahmenvereinbarung zwischen der Stadtgemeinde Oberndorf und der VAMED Ma-
nagement und Service GmbH & Co KG wurde die Personalbeistellung des bei der Stadtge-
meinde Oberndorf im Krankenhaus beschäftigten Personals geregelt. Die Stadtgemeinde 
Oberndorf hat dazu mit der Gemeinnützigen Oberndorfer Krankenhausbetriebs GmbH einen 
Personalbeistellungsvertrag abgeschlossen. Alle mit Stichtag 31.03.2008 bei der Stadtge-
meinde Oberndorf angestellten Mitarbeiter werden weiterhin im Stellenplan der Stadtge-
meinde Oberndorf bis zu ihrer Beendigung des Dienstverhältnisses geführt. Mit der Abteilung 
1/05 wurde vereinbart, dass zur besseren Übersicht der Stellenplan in den nächsten Jahren 
in seinem ganzen Umfang weitergeführt werden soll. Ausgeschiedene Dienstnehmer bzw. 
freiwerdende Dienstposten sind mit N.N. zu kennzeichnen.  
 
Der Stellenplan liegt im Fraktionsordner auf.“ 
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Ing. Djundja den Antrag, den Stel-
lenplan Krankenhaus 2025 zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
13. Krankenhaus Oberndorf - Rechtsträgerschaft 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„Die Unterlagen werden auf Basis der Ergebnisse der Besprechung am 03.12.2024 mit dem 
Land Salzburg und der VAMED nachgereicht.“ 
 
Folgender Amtsbericht liegt vor:  
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„Wie in der Informationssitzung für die Gemeindevertretung am 28.11.2024 berichtet, steht 
die Stadtgemeinde Oberndorf in Verhandlungen mit dem Land Salzburg und der VAMED be-
züglich Zukunft der Rechtsträgerschaft und des Betriebes des Krankenhauses Oberndorf.  
Im Zuge der Verhandlungen wurde seitens des Landes Salzburg am 19.11.2024 ein Entwurf 
einer Absichtserklärung an die Stadtgemeinde übermittelt. Diese wurde bei der Informations-
sitzung am 28.11.2024 durch die Rechtsvertretung der Stadtgemeinde Oberndorf erläutert 
und ist wie vorliegend aus Sicht der Stadtgemeinde Oberndorf nicht zur Vorlage zur Be-
schlussfassung fähig.  
 
Am 03.12.2024 fand eine weitere Verhandlungsrunde mit dem Land und der VAMED betref-
fend der übermittelten Absichtserklärung statt, bei welcher das Land Salzburg die Absichts-
erklärung aufgrund wesentlicher Inhaltsmängel und rechtlicher Auffassungsunterschiede zu-
rückzog.  
 
Die Stadtgemeinde Oberndorf wurde aufgefordert nun ihrerseits einen Vorschlag bezüglich 
einer Absichtserklärung zu erstellen.  
 
Als Basis für diese Absichtserklärung soll die Gemeindevertretung den Rahmen für die wei-
teren Verhandlungen vorgeben. 
 
Es wird davon ausgegangen, dass die VAMED das Recht zur Kündigung mit 31.12.2024 für 
31.12.2025 ausübt. In diesem Falle hat die Stadtgemeinde Oberndorf das Land darüber zu 
informieren, dass die Rechtsträgerschaft mit 01.01.2026 zurückgelegt wird, wenn das Land 
nicht eine nachhaltige 100%-ige Abgangsdeckung zusichert. 
 
Zur Auflassung der Rechtsträgerschaft muss gem. Salzburger Krankenanstaltengesetz 
(SKAG) ein Antrag gem. § 47 SKAG gestellt werden. Dieser Antrag bedarf der Genehmigung 
der Landesregierung.“ 
 
2. Vizebürgermeisterin Schößwender führt aus: Für uns ist unbestritten, dass wir das Fortbe-
stehen des Krankenhauses unterstützen. Auch dem Punkt zwei stimmen wir natürlich zu. 
Beim dritten Punkt sind wir schon vorsichtiger und beim Punkt vier bekommen wir Bauch-
weh. Wir müssen den Punkt vier heute nicht beschließen, denn hier haben wir laut Gesetz 
noch Zeit. Den Punkt drei kann man interpretieren. Hier ist uns rechtlich und inhaltlich nicht 
ganz klar, wie das vom Amt interpretiert wird. Der Punkt widerspricht auch dem Punkt eins. 
Wir bitten den Beschlussvorschlag zu reduzieren auf die Punkte eins, zwei und fünf. Sollten 
alle Beschlüsse gefasst werden wollen, so können wir nicht mitstimmen.  
 
Bürgermeister Ing. Djundja erklärt den Begriff ultima ratio in Verbindung mit dem Punkt vier. 
Punkt drei wurde in der Informationssitzung ausreichend erläutert.  
 
GV Dr. Weiß führt aus, dass die SPÖ-Fraktion hinter allen Punkten steht. Dr. Ramsauer hat 
uns klar darauf aufmerksam gemacht, dass es sehr problematisch sein kann, wenn wir das 
Krankenhaus um einen Euro hergeben würden. Mir fällt das Vertrauen gegenüber unserem 
Interessenten schwer. Das das Krankenhaus so bleibt wie es jetzt ist, wenn wir es für einen 
Euro an das Land abgeben, ist eine Illusion. Warum sollten die Interessen des Landes jetzt 
anders sein als damals, als das PPP-Modell erarbeitet wurde. Der Text vom Land, der bei 
der Informationssitzung behandelt wurde, zeugt auch nicht von Vertrauen.  
 
Stadtrat Innerkofler führt aus, dass sich das Land Salzburg sehr lange Zeit gelassen hat, bis 
es mit der Gemeinde in Gespräche getreten ist. Die Stadtgemeinde hat sehr oft Termine ein-
gefordert. Das Land hat sie nicht wahrgenommen. Es ging hier sehr viel Zeit verloren.  
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GV Zwettler führt aus, dass wir bei dieser Sache beachten müssen, dass der eine Interes-
sent der Arbeitgeber der Frau Vizebürgermeisterin ist. Hier steht man in einem Interessens-
konflikt. Eine der größten Gefahren für Gemeindevertreter:innen ist es, dass man durch 
leichtfertigen Umgang mit Gemeindevermögen in rechtliche Probleme kommen kann. Der 
Rechtsbeistand hat eindeutig klargemacht, dass hier Gefahr für die Gemeinde besteht. Es 
wäre nicht klug für die Verhandlungsposition der Stadt, die Verhandlungsposition aus der 
Gemeindevertretung heraus einzuschränken indem man den Beschluss heute kürzt und bei 
einigen Punkten noch zuwartet.  
 
2. Vizebürgermeisterin Schößwender bekräftigt, dass man sachlich bleiben und unterschwel-
lige Kommentare belassen sollte.  
 
GV Dr. Weiß führt aus, dass hier ein Rollenkonflikt vorliegt. Diese liegen immer mal wieder 
vor. Man muss nur reflektieren.  
 
GV Neuburger stellt den Antrag, dass der Tagesordnungspunkt aufgrund der nicht vorliegen-
den Kündigung der VAMED auf Februar verschoben werden soll.  
 
Bürgermeister Ing. Djundja befürwortet den Vorschlag nicht.   
 
Bürgermeister Ing. Djundja verliest § 4 der Geschäftsordnung der Gemeindevertretung und 
stellt den Antrag des Gemeindevertreters Neuburger, auf Vertagung des Tagesord-
nungspunktes auf die nächste Sitzung im Februar.  
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): 6 GV dafür (ÖVP), 18 GV dagegen (SPÖ, 
GRÜNE, FPÖ).  
 
GV Zwettler stellt richtig, dass der Arbeitgeber nur genannt wurde, da zuvor in der Wortmel-
dung der Vizebürgermeisterin so kryptisch über den einen Anbieter gesprochen wurde (Land 
Salzburg). Es ist korrekt, dass meine Frau beim Land Salzburg arbeitet. Diese Abteilung ist 
hier allerdings überhaupt nicht involviert. Mein Arbeitgeber ist die Stadt Salzburg. Diese hat 
eine gewisse Erfahrung mit dem leichtfertigen Umgang mit Finanzen. Inhaltlich kann ich 
meine Wortmeldung nochmals unterstreichen.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Ing. Djundja den Antrag, 
folgendes zu beschließen:  
 

1. Die Stadtgemeinde wird sich dafür einsetzen, dass der Standort des Kranken-
hauses Oberndorf nachhaltig weiter bestehen bleibt und weiterentwickelt wird. 

 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 

2. Der Bürgermeister wird beauftragt, weitere Verhandlungen mit dem Land Salz-
burg zu führen mit dem Ziel einer 100% Abgangsdeckung durch das Land Salz-
burg, unter Wahrung des größtmöglichen Einflusses der Stadtgemeinde Obern-
dorf in der Zukunft. 

 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 

3. Die Krankenhausfinanzierung ist über Bundes- und Landesgesetze geregelt. 
Die Stadtgemeinde Oberndorf darf nicht im Vergleich zu anderen Beitragsge-
meinde durch einen ungerechtfertigten Vermögenstransfer benachteiligt / be-
vorteilt werden. 
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Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 

4. Der Bürgermeister wird für den Fall der Kündigung des PPP-Modelles durch 
VAMED ermächtigt, als ultima ratio den Antrag auf Auflassung nach § 47 SKAG 
vorzubereiten und zu stellen.  

 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): 18 GV dafür (SPÖ, GRÜNE, FPÖ), 6 GV dage-
gen (ÖVP).  
 

5. Der Bürgermeister wird ermächtigt im Bedarfsfall ein Gutachten für die Bewer-
tung der GOK erstellen zu lassen. 

 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
14. Europasteg Errichtungs- und Betriebs GmbH: Annahme Abtretungsanbot und Auf-
hebung Stimmrechtsbindungsvertrag 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„Die Beteiligung an der EUROPASTEG Errichtungs- und Betriebs GmbH wird derzeit von 
drei Gesellschaftern gehalten. So hält die Hypo Salzburg Impuls Leasing GmbH 51% am 
Stammkapital und die beiden Städte Oberndorf und Laufen teilen sich die verbleibenden 
49% zu gleichen Teilen. Die Hypo Salzburg Impuls Leasing GmbH diente bei der Entstehung 
der Gesellschaft bzw. des Steges als Finanzierungsgesellschaft. 
 
Wie schon zum Zeitpunkt der Entstehung der Gesellschaft mittels Abtretungsanbot festge-
halten, besteht für die beiden Städte die Möglichkeit die Anteile der Hypo Salzburg Impuls 
Leasing GmbH zu einem gesamten Abtretungspreis von EUR 8.925,00 zu übernehmen.  
 
Der Kredit für die Errichtung des Europasteges ist mittlerweile abbezahlt und so soll nun im 
ersten Schritt das Abtretungsanbot angenommen werden, um das Ausscheiden des dritten 
Gesellschafters zu bewirken. Weiters soll der bestehende Stimmrechtsbindungsvertrag auf-
gehoben werden. 
 
In weiterer Folge muss die Gemeindevertretung mit der Bestellung der neuen Geschäftsfüh-
rer, der Abänderung des Gesellschaftsvertrages, der Abänderung der Geschäftsordnung so-
wie der Abänderung der Bestandsverträge betraut werden. Hier wird es zur Aufnahme der 
notwendigen Tagesordnungspunkte in der Gemeindevertretung im Jahr 2025 kommen. 
 
Aufgrund der Tatsache, dass die Finanzierung ausgelaufen ist, kann die laufende finanzielle 
Belastung für die beiden Städte nach Abwicklung des Übernahmeprozesses reduziert wer-
den.“ 
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Ing. Djundja den Antrag,  
 

a) die Aufhebungsvereinbarung mit der Hypo Salzburg Impuls Leasing GmbH und 
der Stadt Laufen für den Stimmrechtsbindungsvertrag abzuschließen, 

b) die Annahmeerklärung für das notarielle Abtretungsanbot vom 15.12.2005 für 
die Übernahme der Anteile der Hypo Salzburg Impuls Leasing GmbH an der EU-
ROPASTEG Errichtungs- und Betriebs GmbH zu unterfertigen. 

 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
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15. Ankauf ehemaliges Bezirksgericht (Grundstücksnr. 578, KG 56410) 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„Wie bereits in der Sitzung der Gemeindevorstehung am 02. Juli 2024 berichtet, soll das Ge-
bäude des ehemaligen Bezirksgerichtes, Salzburger Straße 76, Grundstücksnummer 578, 
von der ARE (Austria Real Estate GmbH) erworben werden. Es handelt sich dabei um eine 
Liegenschaft mit einer Größe von ca. 1.690m². 
 
Die Liegenschaft wurde in einer von der ARE beauftragten Bewertung vom 11. April 2024 auf 
einen Wert von EUR 750.000 geschätzt. Nach mehreren Verhandlungen mit dem Land Salz-
burg, konnte eine Förderung durch den GAF von 70% vereinbart werden. Hier gibt es nur 
eine mündlich Zusage. Aufgrund der Tatsache, dass bislang (trotz Urgenz) keine schriftliche 
Zusicherung der GAF-Mittel erfolgt ist, soll die Vertragsunterfertigung nur unter der Bedin-
gung der schriftlichen Zusage durch den GAF erfolgen. 
 
Die Kosten für die Stadtgemeinde belaufen sich demnach auf EUR 225.000 zuzüglich Ab-
schlusskosten und allfälliger Gebühren und Steuern. 
 
Die Übernahme des Vertragsgegenstandes in den physischen Besitz der 
Stadtgemeinde soll auf die beidseitige Vertragsunterfertigung und aufsichtsbehördlicher Ge-
nehmigung folgenden Monatsletzten erfolgen. Eine Übernahme erscheint somit frühestens 
mit 31.01.2025 als denkbar.“ 
 
2. Vizebürgermeisterin Schößwender führt aus, dass es die ÖVP sehr freut, dass die jahre-
lange Forderung nun endlich erfüllt wird. Das Gebäude eignet sich hervorragend für zb. Bibli-
othek, Musikum und Kindergarten. Alle drei Bereiche wurden von uns mehrmals in der Ver-
gangenheit für die Nutzung vorgeschlagen. Vielen Dank für den Beschluss heute.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Ing. Djundja den Antrag,  
den vorliegenden Kaufvertrag mit der ARE unter der Bedingung der schriftlichen Zu-
sage zur Förderung von 70% durch den GAF abzuschließen und sohin das ehemalige 
Bezirksgericht, Salzburger Straße 76, Grundstücksnummer 578, KG 56410 Oberndorf, 
mit einem Verkaufspreis von EUR 750.000,00 zu erwerben. 
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
16. Reparatur Feuerwehrboot - Bedeckung aus allg. Haushaltsrücklage 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„Beim Rettungsboot der Feuerwehr kam es zu einem unvorhersehbaren Totalschaden des 
Motors. Die Kostenschätzung für einen neuen Motor inkl. Einbau beläuft sich auf EUR 
12.600,00 (brutto). Aufgrund der Einsatzrelevanz des Feuerwehrbootes wurde vom Bürger-
meister die Reparatur gemäß § 47 (3) GdO 2019 beauftragt und hiermit zur nachträglichen 
Beschlussfassung der Gemeindevertretung vorgelegt. Seitens der Fa. Lüftenegger wurde 
eine Anzahlungsrechnung in Höhe von EUR 6.300,00 (brutto) gestellt und auch bereits begli-
chen. 
 
Da der Betrag nicht im Budget vorgesehen war, soll die Bedeckung über die allgemeine 
Haushaltsrücklage erfolgen.“ 
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Da keine Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Ing. Djundja den Antrag, die Kos-
ten der Reparatur des Feuerwehrboots in Höhe von EUR 12.600,00 (brutto) über die all-
gemeine Haushaltsrücklage zu bedecken und gemäß § 47 (3) GdO 2019 nachträglich 
zu genehmigen. 
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
17. Vorschlag für die Weiterführung der Arbeiten zur Umrüstung/Sanierung öffentliche 
Straßenbeleuchtung in Höhe des verbleibenden Budgets (Vorhaben 1816010) 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„Zur Umsetzung des Projektes „Umrüstung/Sanierung der öffentlichen Straßenbeleuchtung“ 
wurde im Frühjahr 2023 mit Hilfe der Fa. AKUN Lichttechnik GmbH ein Vergabeverfahren 
unter Beachtung des BVergG 2018 durchgeführt. Die aus diesem Vergabeverfahren heraus-
gegangene Bestbieterin war die Fa. ELIN GmbH, Emil-Rathenau-Straße 4, 4030 Linz mit ei-
ner Angebotssumme von € 804.771,80 brutto (brutto EUR).  
 
Im Zuge der Gemeindevertretungssitzung vom 23.06.2023 wurde die Fa. ELIN GmbH, Emil-
Rathenau-Straße 4, 4030 Linz mit der Durchführung der Ausführungsarbeiten im Rahmen 
der finanziell zur Verfügung stehenden Mittel der Stadtgemeinde beauftragt. Diese Ein-
schränkungen der ausgeschriebenen Leistungen ist aufgrund der Ausschreibungsunterla-
gen, unter E.02. Projektspezifische Vertragsbestimmung, Unterpunkt Preisbildung, zulässig.  
 
In das Budget 2023-2025 wurden in Summe € 727.800 aufgenommen. 
 
Mittelverwendung: Mittelherkunft:

Investition Konto Kosten Konto GAF Konto Sonstige

 Jahr 2023

Straßenbeleuchtung - Allgem 1/816010/619900 8.800,00€           2/816010/8711 49% 2/816010/82991 operat Geb. 8.800,00€        

8.800,00€           -€                  8.800,00€        

 Jahr 2024

Straßenbeleuchtung - Allgem 1/816010/619900 9.500,00€           2/816010/8711 49% 4.655,00€        2/816010/8609 KIP 301.100,00€   

Straßenbeleuchtung - ELIN 1/816010/619900 630.000,00€      2/816010/8711 49% 308.700,00€   2/816010/8990 operat Geb. -€                  

Planer - Kampl 1/816010/619900 2/816010/8711 49% -€                  2/816010/894 RL Straße 25.000,00€      

639.500,00€      313.355,00€   326.100,00€   

 Jahr 2025

Straßenbeleuchtung - Allgem 1/816010/619900 4.000,00€           2/816010/8711 49% 1.960,00€        2/816010/8609 KIP -€                  

Straßenbeleuchtung - ELIN 1/816010/619900 58.900,00€        2/816010/8711 49% 28.861,00€      2/816010/8940 RL Straße 27.200,00€      

Planer - Kampl 1/816010/619900 16.600,00€        2/816010/8711 49% 8.134,00€        2/816010/8609 KPC 13.400,00€      

2/816010/8990 operat Geb.

79.500,00€        38.955,00€      40.600,00€      

727.800,00€      352.310,00€   375.500,00€    
 
Um die Arbeiten zur „Umrüstung/Sanierung der öffentlichen Straßenbeleuchtung“ weiterzu-
führen besteht nun der Vorschlag das verbleibende Budget freizugeben.  
 
Der Vorschlag für die Weiterführung der Arbeiten zur „Umrüstung/Sanierung der öffentlichen 
Straßenbeleuchtung“ des verbleibenden Budgets setzt sich wie folgt zusammen:  
 
Jahr 2024: 
1/816010/619900 € 630.000,00 Straßenbeleuchtung - ELIN 
1/816010/619900 € 0,00 Planer - Kampl 

Summe 2024 € 630.000,00  
 
Jahr 2025: 
1/816010/619900 € 58.900,00 Straßenbeleuchtung - ELIN 
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1/816010/619900 € 16.600,00 Planer - Kampl 

Summe 2025 € 75.500,00  
   
Summe 2024 + 2025 € 705.500,00  

Beschluss 2023 € 602.196,00  
verbleibendes Budget 2023 - 2025 € 103.304,00  
allg. Aufwendungen 2023 - 2025 € 22.300,00  
Gesamtsumme 1816010 € 727.800,00  

 
GV Mag. Weissenböck führt aus, dass die Umrüstung hier ein sehr wichtiges Projekt ist. Sind 
die Kugeln im Stadtpark auch mitberücksichtigt? Bis wann wird das Projekt abgeschlossen 
sein?  
 
Bürgermeister Ing. Djundja antwortet, dass der Kollege Fersterer zum nächsten Bauaus-
schuss für einen Überblick dazu eingeladen werden sollte. Das Ziel ist eine Gesamtumstel-
lung, also ist auch der Stadtpark betroffen. Wir haben in Oberndorf über 600 Straßenlater-
nen.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Ing. Djundja den Antrag, 
das verbleibende Budget für das Projekt „Umrüstung/Sanierung der öffentlichen Stra-
ßenbeleuchtung“ Nr. 1816010 und der allgemeinen Aufwendungen 2023 - 2025 freizu-
geben. 
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
18. Freigabe des Aufschließungsgebiets-Verkehrserschließung  "Michael-Rottmayr-
Straße (Myslik)" 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„Gegenständliche Fläche (Grundstück 748/2) ist im gültigen Flächenwidmungsplan als „Auf-
schließungsgebiet Verkehrserschließung“ gekennzeichnet. Diese Kennzeichnung war im 
Zuge der generellen Überarbeitung des Flächenwidmungsplans im Jahr 2000 erforderlich, da 
das Aufschließungsbedingnis der Verkehrserschließung für diese Fläche nicht gegeben war. 
Mittlerweile ist die Verkehrserschließung für das Grundstück 748/2 über Grundstück 745/25 
aber grundbücherlich sichergestellt worden. Es kann daher die Kennzeichnung aufgehoben 
und damit die Freigabe für eine Bebauung gegeben werden. Eine solche Freigabe ist vorzu-
nehmen, wenn der Grund für die Kennzeichnung weggefallen ist. Die Wirksamkeit der Kenn-
zeichnung dieser Baulandfläche als Aufschließungsgebiet endet mit der Freigabe. Die Flä-
che für die Verkehrserschließung ist im Bebauungsplan „Oberndorf-Ost (3. Änderung)“ ver-
ordnet worden. 
 
Die Verfahrensschritte für die Freigabe des Aufschließungsgebiets werden durch §§ 37 und 
67 ROG 2009 bestimmt. 
 
Verfahrensschritte: 

Das Raumordnungsgutachten wurde erstellt am: 01.07.2024 

Ein gemäß § 50 erforderlicher Bebauungsplan ist vor der 
Freigabe von Aufschließungsgebieten aufzustellen. 

Die 3. Änderung des 
Bebauungsplans 
„Oberndorf-Ost“ wurde 
am 15.10.2024 
rechtskräftig 
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Die vorbereitenden Verfahrensschritte wurden ordnungsgemäß durchgeführt.  
 
Die Freigabe des Aufschließungsgebiets wurde vom Bauausschuss in der Sitzung vom 
04.07.2023 der Gemeindevertretung einstimmig zur Beschlussfassung empfohlen. Es kann 
daher der Gemeindevertretung die Freigabe für gegenständliches Aufschließungsgebiet zur 
Beschlussfassung vorgelegt werden.“ 
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Ing. Djundja den Antrag, die Frei-
gabe des Aufschließungsgebiets Verkehrserschließung „Michael-Rottmayr-Straße 
(Myslik)“, Gst 748/2, gemäß § 67 Abs 2 ROG 2009 zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
19. Änderung des Flächenwidmungsplans im Bereich ”Lindach Waldkindergarten (Fel-
ber)” – Aufhebung des Beschlusses vom 26.09.2024 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„In der Gemeindevertretungssitzung vom 26.09.2024 wurde die Änderung des 
Flächenwidmungsplans für die Sonderfläche – Waldkindergarten beschlossen. 
Mit Schreiben vom 16.10.2024 wurde der Stadtgemeinde das Ergebnis der Vorbegutachtung 
durch das Amt der Salzburger Landesregierung mitgeteilt. Daraus ergaben sich 
Adaptierungen im Entwurf. Die Sandmulde wurde in die Baulandfläche verschoben. Damit 
wird ein baulicher Sonnenschutz möglich. Die Beurteilung hinsichtlich der 
Umwelterheblichkeitsprüfung wurde verdichtet.  
Diese Ergänzungen erfordern eine neuerliche Beschlussfassung in der Gemeindevertretung.  
Dafür vorbereitend ist der Beschluss vom 26.09.2024 aufzuheben.“ 
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Ing. Djundja den Antrag, den Ge-
meindevertretungsbeschluss vom 26.09.2024, Top 22, zur Teilabänderung des Flä-
chenwidmungsplans im Bereich ”Lindach Waldkindergarten (Felber)" aufzuheben. 
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
20. Änderung des Flächenwidmungsplanes im Bereich "Lindach Waldkindergarten 
(Felber)" 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„Änderung; GN 1242/1 KG Oberndorf 
 
Innerhalb der nächsten Jahre ist die Bebauung der gegenständlichen Liegenschaft 
beabsichtigt.  
 
Verfahrensschritte: 

Die Verfahrensschritte werden durch § 65 ROG 2009 normiert. 

Entwurf wurde erstellt am: 30.07.2024 

Um Vorbegutachtung beim AdSLR angesucht: 31.07.2024 

Vorbegutachtung des AdSLR: 16.10.2024 

Öffentlichkeitsarbeit: Nicht erforderlich 

Auflagebeschluss vom: Nicht erforderlich 
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Verständigung der Gemeindebürger mit Postwurfsendung: 30.07.2024 

Auflage des Entwurfes per Kundmachung an der Amtstafel: 12.08.2024 bis 
09.09.2024 

Auflage des Entwurfes per Kundmachung im Internet: 12.08.2024 bis 
09.09.2024 

Auflage des Entwurfs zur Einsicht: 12.08.2024 bis 
09.09.2024 

Schriftliche Einwendungen eingegangen: Nein 

Stellungnahme des Gestaltungsbeirates bei Bebauungsplä-
nen der Aufbaustufe: 

Nicht erforderlich 

 

Die vorbereitenden Verfahrensschritte wurden ordnungsgemäß durchgeführt.  

Durch den Grundeigentümer des Grundstücks 1243 wurde mündlich mitgeteilt, dass er der 
Umwidmung einer Teilfläche seines Grundstücks in Bauland-Sonderfläche nicht zustimmt. 
Der Entwurf wurde dahingehend angepasst und liegt heute in abgeänderter Form (Bauland-
größe 945 m²) zur Beschlussfassung vor. Des Weiteren wurden aufgrund des Ergebnisses 
der Vorbegutachtung im Planungsbericht folgende Änderungen erforderlich: 
Die Sandmulde wurde in die Baulandfläche verschoben. Damit wird ein baulicher 
Sonnenschutz möglich. Die Beurteilung hinsichtlich der Umwelterheblichkeitsprüfung wurde 
verdichtet. 
 
Beilagen:  

- Entwurf des Flächenwidmungsplans 
- Zugehöriger Planungsbericht vom 02.12.2024“ 
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Ing. Djundja den Antrag, die vorlie-
gende Teilabänderung des Flächenwidmungsplans im Bereich ”Lindach 
Waldkindergarten (Felber)" gemäß § 65 Abs. 6 ROG 2009 zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
21. Änderung des Flächenwidmungsplans im Bereich "Sportplatz neu - Gemeinde-
grenze zu Göming (Felber, Hagmüller) 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„Änderung; GN 751/1, 752 KG Oberndorf 
 
Auf gegenständlichen Grundflächen soll ein neues Sportzentrum errichtet werden. 
 
Verfahrensschritte: 

Die Verfahrensschritte werden durch § 65 ROG 2009 normiert. 

Entwurf wurde erstellt am: 21.08.2023 

Um Vorbegutachtung beim AdSLR angesucht: 04.09.2023  

Vorbegutachtung des AdSLR: 28.02.2024 

Öffentlichkeitsarbeit: 12.09.2024 und 
24.09.2024 

Auflagebeschluss vom: 26.09.2024 

Verständigung der Gemeindebürger mit Postwurfsendung: 02.10.2024 
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   Auflage des Entwurfes per Kundmachung an der Amtstafel: 14.10.2024 bis 
11.11.2024 

Auflage des Entwurfes per Kundmachung im Internet: 14.10.2024 bis 
11.11.2024 

Auflage des Entwurfs zur Einsicht: 14.10.2024 bis 
11.11.2024 

Schriftliche Einwendungen eingegangen: Ja 

Stellungnahme des Gestaltungsbeirates bei Bebauungsplä-
nen der Aufbaustufe: 

Nicht erforderlich 

 

Die vorbereitenden Verfahrensschritte wurden ordnungsgemäß durchgeführt.  

Mehrere Einwendungen und Stellungnahmen wurden fristgerecht eingebracht: 
1. Stefan Guggenberger und andere – Antrag auf Akteneinsicht vom 18.10.2024 – Postein-

gang 18.10.2024  
2. Stefan Guggenberger und andere – Stellungnahme vom 11.11.2024 – Posteingang 

11.11.2024 
3. Fam. Bauer und andere und Perruzzi – Stellungnahme vom 08.11.2024 - Posteingang 

11.11.2024  
4. Peter Weissenböck und andere – Stellungnahme vom 08.11.2024 – Posteingang 

10.11.2024 
5. Fam. Bruckbauer – Stellungnahme ohne Datum – Posteingang 11.11.2024  
6. Florian Strametz-Initiative für einen besser geeigneten Standort für das Sportzentrum 

Oberndorf und andere - Stellungnahme vom 07.11.2024 – Posteingang 08.11.2024 
7. Gemeinde Göming – Stellungnahme vom 07.11.2024 – Posteingang 08.11.2024 

  
Über die Stellungnahmen und Einwendungen wurde im Bauausschuss am 26.11.2024 bera-
ten. Der Bauausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung einstimmig die Beschlussfassung 
des Entwurfs.  

Die Einwendungen und Stellungnahmen liegen dem Akt bei und sind in die Beratungen ein-
zubeziehen. 
 
Beilagen:  

- Entwurf des Flächenwidmungsplans 
- Zugehöriger Planungsbericht vom 16.09.2024 
- Eingebrachte Stellungnahmen und Einwendungen“ 

Nachfolgende Einwendungen und Stellungnahmen werden durch Dipl.-Ing. Müller und Dipl.-
Ing. Zeller vorgelesen:  
 
Raumordnungsfachliche Stellungnahmen 
 
1. Einwendung 
 
Schreiben der Ebner Aichinger Guggenberger Rechtsanwälte GmbH vom 18.10.2024:  
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister!  
Sehr geehrter Herr DI Müller! 
 
In dieser Angelegenheit gebe ich die Vertretung von Mag. Veronika Guggenberger, Quirin 
Guggenberger, Xaver Guggenberger und meiner selbst, Mag. Stefan Guggenberger, bekannt 
alle: 5114 Göming, Dreimühlen 9. 
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Wir beabsichtigen, Einwendungen gegen die kundgemachte beabsichtigte Änderung des Flä-
chenwidmungsplans im Bereich „Sportplatz Neu - Gemeindegrenze zu Göming (Felber, Hag-
müller)" zu erheben. 
 
Die Kundmachung der Stadtgemeinde Oberndorf vom 27.09.2024, zugänglich ab 14.10.2024, 
nennt verschiedene Projektunterlagen und Stellungnahmen, die bisher nicht auf der digitalen 
Amtstafel der Stadtgemeinde Oberndorf zugänglich sind. 
 
Zur Abgabe begründete Einwendungen ist die Kenntnis dieser Unterlagen erforderlich. 
 
Es handelt sich vorerst um folgende Unterlagen und Aktenbestandteile, ich ersuche, diese 
möglichst umgehend digital zur Verfügung zu stellen, oder die Möglichkeit einzuräumen, diese 
mittels Downloadlinks oder mittels physischen Datenträgers zu übernehmen. 
 
Bauamtsleiter Dipl.-Ing. Müller verweist auf eine Liste mit den angeführten Unterlagen. 
 
Das Schreiben endet sodann: 
 
Bitte um vordringliche Übermittlung der in der Tabelle gelb hinterlegten Unterlagen, die übrigen 
Unterlagen bitte in angemessener Frist vor Ablauf der Stellungnahmefrist. 
 
Mit bestem Dank und freundlichen Grüßen 
 
Ad 1.: Ebner, Aichinger, Guggenberger Rechtsanwälte GmbH 
 
Der Antragsteller hat den Antrag auf Akteneinsicht und Übermittlung von Aktenbestandteilen 
des Flächenwidmungsplan-Teilabänderungsverfahrens beantragt. Nach Rückfrage bei der 
zuständigen Juristin der Abteilung 10, Amt der Salzburger Landesregierung, wurde die be-
gehrte Akteneinsicht verweigert, da die Auskunft lautete, dass gegenständliches Raumord-
nungsverfahren ein Einparteienverfahren ist und ein Recht auf generelle Akteneinsicht nicht 
gegeben ist. Es stehen daher nur die im Amt aufliegenden und im Internet in gleichem Um-
fang abrufbaren Unterlagen zur Einsichtnahme zur Verfügung.  
 
2. Einwendung 
 
Schreiben der Ebner Aichinger Guggenberger Rechtsanwälte GmbH vom 11.11.2024: 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 
Sehr geehrte Mitglieder der Gemeindevertretung! 
 
1. Vollmachtsbekanntgabe 

 
Ich zeige an, dass unsere Kanzlei Ebner Aichinger Guggenberger Rechtsanwälte GmbH nun-
mehr folgende Anrainer und Betroffene des Vorhabens „Sportplatz Neu – Gemeindegrenze zu 
Göming (Felber, Hagmüller)“ vertritt: 
 

1. Mag. Veronika Guggenberger, 
2. Quirin Guggenberger, 
3. Xaver Guggenberger, 
4. Mag. Stefan Guggenberger, 

            alle: 5114 Göming, Dreimühlen 9 
 

5. Elisabeth Danninger, 
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6. Robert Danninger, 
7. Manuela Danninger, 

                 alle: 5114 Göming, Dreimühlen 11 
 

8. Sabine Danninger, 
5114 Göming, Dreimühlen 10 

9. Franziska Voggenberger, 
5114 Göming, Dreimühlen 8. 

 
2. Verweigerte Akteneinsicht: 

 
Das gegenständliche Verfahren zur Änderung des Flächenwidmungsplans weist insofern eine 
Besonderheit auf, als die Stadtgemeinde Oberndorf einerseits als Trägerin von Rechten im 
Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung selbst Projektwerberin des Projekts 
„Sportplatz Neu an der Gemeindegrenze zu Göming“ ist. Andererseits besorgt die Stadtge-
meinde Oberndorf im Rahmen ihres eigenen Wirkungsbereichs (Art 118 Abs. 3 Z 9, B-VG) die 
Angelegenheiten der örtlichen Raumplanung; Verwaltungsorgane der Gemeinde vollziehen 
die raumordnungsrechtlichen Bestimmungen nach §§ 17 ff. und §§ 65 ff. ROG 2009. 
 
Einerseits beabsichtigt also die Stadtgemeinde Oberndorf als Trägerin von Privatrechten, so-
mit als Projekt- und Bewilligungswerberin, die Errichtung eines Sportzentrums bestehend aus 
zwei Fußballplätzen, vier Tennisplätzen, Gebäude, Erweiterungsfläche, mindestens 80 KFZ-
Stellplätzen, zwei Autobusstellplätzen, Zufahrtstraßen und Verkehrsflächen. 
 
Dieselben Personen, die als Proponenten und Befürworter des Projekts handeln und in dieser 
Funktion die Stadtgemeinde Oberndorf privatwirtschaftlich vertreten, agieren andererseits als 
Verwaltungsorgane oder Mitglied eines Verwaltungsorgans bei der Bestandsaufnahme, der 
Aufstellung und beim Beschluss der hierzu erforderlichen Änderung des Räumlichen Entwick-
lungskonzeptes und des Flächenwidmungsplans. 
 
Um jeden Anschein einer Befangenheit zu vermeiden, ist es daher erforderlich, dass die zu-
ständigen Verwaltungsorgane bei den betreffenden Verfahrensschritten größtmögliche Trans-
parenz an den Tag legen. Insbesondere muss jeder Anschein vermeiden werden, dass Infor-
mationen und Unterlagen vorenthalten werden, die der Stadtgemeinde Oberndorf als Projekt-
werberin und in Personalunion deren Verwaltungsorgan vorliegen und die die Nachbarn/Be-
troffenen in die Lage versetzen würden, substanziierte und begründete Einwendungen gegen 
das Vorhaben und die beabsichtigte Änderung des Flächenwidmungsplans zu erheben. 
 
Vor diesem Hintergrund richtete die Rechtsvertretung am 18.10.2024 an den Bürgermeister 
der Stadtgemeinde Oberndorf einen Antrag auf Akteneinsicht und Übermittlung von Aktenbe-
standteilen. Dass wie im Antrag ausgeführt „die Kenntnis dieser Unterlagen zur Abgabe be-
gründeter Einwendungen erforderlich“ ist, ergibt sich aus der Kundmachung der Stadtge-
meinde Oberndorf vom 27.09.2024 Zahl: D31374/2024, A/183/2021, in der auf zahlreiche mit 
Titel, Verfasser, Datum, Geschäftszahl, teilweise sogar mit Dateinamen bezeichnete Unterla-
gen bezuggenommen wird. 
 
Entgegen dem in diesem Fall besonders wichtigen Transparenzgebot lehnte der Bauamtsleiter 
der Stadtgemeinde Oberndorf mit E-Mail vom 22.10.2024 13:53 die beantragte Akteneinsicht 
ab, dies mit der Begründung, die zuständige Juristin der Abteilung 10 des Amtes der Salzbur-
ger Landesregierung habe die Auskunft gegeben, dass das gegenständliche Raumordnungs-
verfahren ein „Einparteienverfahren“ sei und ein Recht auf generelle Akteneinsicht nicht gege-
ben sei. Es stünden daher nur die im Amt aufliegenden und im Internet in gleichem Umfang 
abrufbaren Unterlagen zur Einsichtnahme zur Verfügung. 
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Auf telefonisches Ersuchen des Antragstellervertreters gab der Bauamtsleiter der Stadtge-
meinde Oberndorf letztlich bei seinem Rückruf am 25.10.2024 bekannt, dass die Stadtge-
meinde Oberndorf bei ihrer Rechtsmeinung bleibe und sich der Antragstellervertreter gege-
benfalls an die besagte Mitarbeiterin der Abteilung 10 wenden möge. 
 
Diese Rechtsansicht ist in mehrfacher Hinsicht verfehlt: 
 

- Das Amt der Salzburger Landesregierung ist im gegenwärtigen Verfahrensstadium 
nicht für Rechtsauskünfte oder für die Genehmigung der Akteneinsicht zuständig. 
Es handelt sich um ein Verfahren im Rahmen der örtlichen Raumordnung im eige-
nen Wirkungsbereich der Gemeinde. 

- Ein „Einparteienverfahren“ liegt erst ab dem Zeitpunkt vor, zu dem der Bürgermeis-
ter nach § 65 Abs. 7 ROG für den beschlossenen Flächenwidmungsplan die auf-
sichtsbehördliche Genehmigung bzw. – im gegenständlichen Fall (§ 74 Abs.1 Z 2 
lit a ROG) – die Kenntnisnahme unter Vorlage des gesamten Verwaltungsaktes 
nach Maßgabe des § 74 beantragt. In einem solchen aufsichtsbehördlichen Ver-
fahren wäre die Stadtgemeinde Oberndorf tatsächlich die einzige Partei. Gegen-
wärtig aber ist der Bürgermeister und ist in weiterer Folge die Gemeindevertretung 
(der Gemeinderat) zuständige Verwaltungsbehörde. Der Bürgermeister hat mit 
Kundmachung vom 27.09.2024 folgerichtig auch zur Erhebung von Einwendung 
an die Adresse zur Stadtgemeinde Oberndorf aufgefordert. 

 
3. Wiederholung des Antrags auf Akteneinsicht, Begehren auf Mitteilung von 

Umweltinformationen nach dem UIG: 

 
Die Antragssteller wiederholen hiermit den Antrag vom 18.10.2024 (siehe Beilage./1) auf Ak-
teneinsicht und Übermittlung von Aktenbestandteilen, und zwar aller in Beilage./1 angeführten. 
Sie stützen diesen ausdrücklich auch auf § 2 ff., insbesondere auf § 5 Umweltinformationsge-
setz, BGBl 1993/495 idgF: 
 
Bei den in Beilage./1 angeführten Aktenbestandteilen, insbesondere bei jenen, die gelb her-
vorgehoben sind, handelt es sich um Umweltinformationen im Sinn des § 2 Umweltinformati-
onsgesetz. 
 
Sowohl der Bürgermeister als auch die Gemeindevertretung (der Gemeinderat) der Stadtge-
meinde Oberndorf sind informationspflichtige Stellen im Sinn des § 3 Abs. 1 Z 1 UIG. Sie 
nehmen durch Bundesverfassung (Art 118 B-VG) und Gesetz (ROG) übertragene Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung war. 
 
Aus der Kundmachung vom 27.09.2024 geht hervor, dass die in Beilage./1 angeführten Um-
weltinformationen bei den informationspflichtigen Stellen vorhanden sind. Diese Informationen 
wurden, soweit es sich um Projektunterlagen handelt, im Auftrag der Stadtgemeinde Obern-
dorf verfasst oder hergestellt, und soweit es sich um Äußerungen und Stellungnahmen diver-
ser öffentlicher Stellen und sonstiger Interessensvertretungen handelt, im Zusammenhang mit 
dem gegenständlichen Vorhaben gegenüber der Stadtgemeinde Oberndorf abgegeben. Un-
abhängig davon, ob diese Umweltinformationen physisch oder digital bei der Stadtgemeinden 
Oberndorf selbst vorliegen oder sich im Verfügungsbereich beispielsweise von Planungsbüros 
im Auftrag der Stadtgemeinde Oberndorf befinden oder gespeichert werden (§ § Abs. 1 Z 4 
UIG), sind deren Organe zur Offenlegung und Mitteilung verpflichtet. 
 
Werden die verlangten Umweltinformationen nicht oder nicht im beantragten Umfang mitge-
teilt, so ist hierüber ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber zwei Monate nach Einlangen 
des Informationsbegehrens, ein Bescheid zu erlassen. (§ 8 Abs. 1 UIG). 
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Bevor sich also die Gemeindevertretung überhaupt im Sinn des § 65 Abs. 6 ROG mit den 
vorgebrachten Einwendungen und Stellungnahmen auseinandersetzen kann, wird es daher 
unabdingbar sein, den Antragstellern und im Sinne einer Gleichbehandlung auch allen ande-
ren Anrainern in den Gemeinden Oberndorf und Göming, die von dem gegenständlichen Vor-
haben betroffen sind, die begehrte Akteneinsicht zu gewähren und im Anschluss daran neu-
erlich eine angemessene, vier Wochen nicht unterschreitende Frist einzuräumen, damit diese 
Personen nach vollständiger Kenntnis der relevanten Umweltinformationen Einwendungen er-
heben können. 
 
Sollte diesem Antrag nicht oder nicht vollständig Folge gegeben werden, wäre das gegen-
ständliche Verfahren zur Änderung des Flächenwidmungsplans im Bereich „Sportplatz Neu – 
Gemeindegrenze zu Göming (Felber, Hagmüller)“ von vornherein mit Rechtswidrigkeit belas-
tet. Eine dennoch beschlossene und kundgemachte Änderung des Flächenwidmungsplans 
wäre gesetzwidrig und würde in verfassungsgesetzlich gewährleistete Rechte der betroffenen 
Anrainer eingreifen. 
 
Es wird nochmals ausdrücklich der 
 
Antrag 
 
gestellt, Akteneinsicht in sämtliche in Beilage./1 angeführten Aktenbestandteile zu gewähren 
und diese Dateien in digitaler Form oder – soweit nur in Papier vorliegend – in Kopie zur Ver-
fügung zu stellen und falls diesem Auftrag nicht oder nicht zur Gänze entsprochen wird, dar-
über spätestens binnen 8 Wochen mit Bescheid zu entscheiden. 
 
Die Einschreiter werden erst nach Kenntnis der Projektunterlagen in der Lage sein, nach fun-
dierter Prüfung dieser Unterlagen Einwendungen gegen die Abänderung des Flächenwid-
mungsplans im Bereich „Sportplatz Neu“ zu erheben. 
 
Allerdings lässt bereits die Kundmachung vom 27.09.2024 und deren Anlagen (Verfahrens-
übersicht, 90 Seiten, und Umweltbericht GZ 326 UP 01-2022 vom 04.09.2024, 102 Seiten, 
Katasterplan 1:5000 und Beiblatt) darauf schließen, dass entweder wesentliche Bestandsauf-
nahmen nicht gemacht wurden oder - soweit in den Unterlagen enthalten - widersprüchlich 
sind, oder nicht offen gelegt wurden, dass die Verletzung wesentlicher Raumordnungsziele 
und – grundsätze droht, dass das Abwägungsgebot verletzt wird und dass die Umweltprüfung 
fehlt bzw. auf unzureichenden Grundlagen beruht. 
 
Dazu im Einzelnen: 
 
4. Größe des Vorhabens, Pflicht zur Vornahme einer Umweltprüfung: 

 
Die Kundmachung und deren Beilagen gehen auf diese Frage nur indirekt ein, beispielweise 
lautet es im Abschnitt „Umweltrelevanz“ im Zusammenhang mit der Schwellenwertprüfung, 
dass das Gesamtausmaß der gemäß ROG relevanten Fläche 39.214 m² (ca. 3,92 ha) betrage 
und damit noch unterhalb des Schwellenwertes von 5 ha liege. 
 
Dies ist unrichtig: 
 
Im Entwurf desselben Ortsplaners Zeller ZT GmbH vom 19.08.2019 zur Teilabänderung 
Räumlichen Entwicklungskonzepts 1998, GZ REK-TA 2019, Abschnitt 4. Sportplatz Neu – Ge-
meindegrenze zu Göming lautet es auf Seite 50: „Die zukünftige Widmung als Grünland- Sport-
platz steht im Widerspruch zu den o.a. Zielsetzungen und das REK soll für diesen Bereich (rd. 
5,6 ha) abgeändert werden. 
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(An dieser Stelle ist außerdem darauf hinzuweisen, dass selbst nach Ansicht des eigenen 
Ortsplaners die zukünftige Widmung als Grünland- Sportplatz im Widerspruch zu den bisheri-
gen Zielsetzungen des REK steht. Es legt hier somit ein Fall von Anlassraumordnung vor.) 
 
Verwiesen wird weiters auf Beilage./2, Auszug aus dem SAGIS mit Daten der Digitalen Katas-
termappe: Die aus der DKM planimetrierte Fläche der beiden Grundstücke 751/1 und 752 
beträgt rund 59.162 m². Dass auch der jeweils westliche Streifen der Grundstücke 751/1 und 
752 Teil des Vorhabens ist, ergibt sich schon allein daraus, dass einerseits im Zusammenhang 
mit Artenschutz, andererseits im Zusammenhang mit Sicherheitsvorschriften „Baumschutz“ 
vorgesehen ist, „Bauten und Anlagen in einem Mindestabstand von 30 Metern zum Waldrand 
vorzusehen“ (UP TA Sportplatz neu, Seite 64, Vermeidungsmaßnahme 01).Auch der östliche 
Teil des GSt 751/1 entlang der B 156 ist Teil des Vorhabens, da auf dieser Fläche eine „Vor-
haltefläche Ausbindung B 156 vorgesehen ist (UP TA Sportplatz neu, Abb. Seite 47 und süd-
licher Detailausschnitt Abb. Seite 48) 
 
Ebenso wenig ist in der Gesamtflächenbilanz berücksichtigt, dass das geplante Sportzentrum 
an der Gemeindegrenze zu Göming in einer absoluten Randlage östlich der Waldgrundstücke 
748/1 und 749 KG Oberndorf liegt und derzeit nicht durch adäquate Verkehrswege erschlos-
sen ist. Auch die in der Kundmachung nicht beschriebenen, möglicherweise aber im nicht offen 
gelegten Verkehrskonzept des DI Kettl allenfalls projektierten Verkehrsflächen sind Teil des 
Vorhabens und fließen in die Flächenbilanz mit ein. 
Die Stadtgemeinde Oberndorf wird daher aussagekräftige Pläne, Einreichunterlagen, Gutach-
ten, insbesondere auch das Verkehrskonzept des DI Kettl offen zu legen haben, aus denen 
sich nachvollziehbar die wahre Projektgröße ergibt. 
 
Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass die Umwelteinflüsse des geplanten Vorhabens nicht 
an den Grenzen der Grundstücke 751/1 und 752 enden. Insbesondere Lärm- und Lichtemis-
sionen beim zukünftigen Betrieb des Sportzentrums, Verkehrsbelastung, Änderung/Beein-
trächtigung der Abflussverhältnisse hinsichtlich Oberflächenwasser etc. wirken über die 
Grundstücksgrenzen der Grundstücke 751/1 und 752 hinaus und bewirken eine Vergrößerung 
des Projektgebiets. 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 Umweltprüfungsverordnung für Raumordnungspläne und– programme 
LGBl M 54/2007 idgF wird ein Schwellenwert von 5,00 ha festgelegt. 
 
Somit wäre die beabsichtigte Flächenwidmungsplan-Änderung nicht nur einer Umwelterheb-
lichkeitsprüfung, sondern einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 2 Z 1 Umweltprüfungsverord-
nung zu unterziehen gewesen. 
 
5. UVP-Pflicht: 

 
Beim gegenständlichen Vorhaben handelt es sich um ein Städtebauprojekt im Sinn des An-
hangs II Z 10 lit b der UVP-Richtlinie 2011/290/EU. Danach sind „Städtebauprojekte, ein-
schließlich der Errichtung von Einkaufszentren und Parkplätzen“ als einschlägige Projekte iSd 
Art 4 Abs. 2 UVP-Richtlinie 2011/290/EU anzusehen. Dies ergibt sich im gegenständlichen 
Fall auch dadurch, als das Vorhaben durch Infrastrukturmaßnahmen (Straßenbau) erst an das 
bisherige, ca. einen km entfernte Siedlungsgebiet der Stadtgemeinde Oberndorf angeschlos-
sen werden müsste. Daraus ergibt sich weiters, dass das gegenständliche Sportzentrum und 
die damit gemeinsam projektierten Anlagen, auch wenn im gegenständlichen Fall kein schutz-
würdiges Gebiet der Kategorie A oder B bekannt sein sollte, kriterien- und schwellenwertlos 
zu prüfen ist. In diesem Zusammenhang ist darauf zu verweisen, dass die Republik Österreich 
die UVP-Richtlinie für Städtebauprojekte unzureichend umgesetzt hat. Die UVP-RL 
2011/290/EU genießt Anwendungsvorrang vor der abweichenden innerstaatlichen Rechts-
lage. 
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6. Verletzung von Raumordnungszielen und –grundsätzen, Verletzung des Abwä-

gungsgebotes: 
 
Durch die beabsichtigte Teilabänderung würden folgende Raumordnungsziele und 
-grundsätze verletzt: 
 

- Nachhaltige Sicherung einer intakten Umwelt (§ 2 Abs 1 Z 1 ROG); 
- Schutz, pflegliche Nutzung und Erhalt natürlicher Lebensgrundlagen, Erhalt der 

Vielfalt von Natur und Landschaft (Z 2): 
- Erhaltung einer lebensfähigen bäuerlichen Land- und Forstwirtschaft (Z 4). 

Die Errichtung eines Sportzentrums im beabsichtigten Planungsgebiet verhindert auf Dauer 
das Erreichen der vorgenannten Ziele. 
 

- Die Errichtung eines Sportzentrums in Randlage mit erst zu schaffender verkehrs-
mäßiger Anbindung bedeutet die Schaffung einer räumlichen Struktur, die eine 
nachhaltige und Umwelt- sowie ressourcenschonende Mobilität ausschließt (Z 7 lit 
c) 

- Durch exorbitanten Flächenbedarf des beabsichtigten Sportzentrums wird der 
Grundsatz der haushälterischen und nachhaltigen Nutzung von Grund und Boden 
verletzt (Abs 2 Z 1); 

- Die beabsichtigte Errichtung des Sportzentrums in Randlage ohne bisherige Ver-
kehrsanbindung ist ein Paradebeispiel für verpönte Siedlungsentwicklung nach Au-
ßen und für Zersiedelung (Abs 2 Z 3). 

- Das Vorhaben verletzt Umweltschutzbelange und versagt bei der Abwägung öko-
logischer und ökonomischer Ansprüche an den Raum und bei Unterstützung des 
Natur- und Landschaftsschutzes (Abs 2 Z 4): Die Einschreiter schließen sich hier-
bei vollinhaltlich den Stellungnahmen der Landesumweltanwaltschaft vom 
12.09.2022 und vom 19.10.2023 an und erheben das dort Vorgebrachte zu ihrem 
eigenen Vorbringen; 

- Das Vorhaben verletzt weiters die Orientierung der Siedlungsentwicklung an den 
Einrichtungen des öffentlichen Verkehrs und an sonstigen Infrastruktureinrichtun-
gen; 

- Es fehlt eine öffentliche Verkehrsanbindung, es fehlen geeignete leistungsfähige 
Verkehrswege, bzw. müssten diese durch Zerstörung von Naturraum erst geschaf-
fen werden. 

 
Das Vorhaben verletzt weiters das Abwägungsverbot: 
 
Aus der Kundmachung vom 27.09.2024 und deren Beilagen geht an keiner Stelle hervor, ob 
überhaupt die Grundlagen erhoben worden sind, welcher Personenkreis und wie viele Perso-
nen überhaupt das bisherige, nunmehr aufgelassene Sportzentrum in Oberndorf (Sportplatz 
Alt in Oberndorf Mitte) genutzt haben (insbesondere Fußball- und Tennisspieler). 
 
Interessanterweise schweigen die Kundmachung vom 27.09.2024 und deren Beilagen auch 
zum Ausmaß des bei Nutzung des beabsichtigten Sportzentrums zu erwartenden Verkehrs. 
Es werden zwar Überlegungen und Berechnungen angestellt, dass nach Bautechnikgesetz 
bzw. nach RVS 03.07.11 bestimmte Stellplatzzahlen gefordert würden, woraus sich ein Bedarf 
von mindestens 80 PKW-Stellplätzen und zwei Busparkplätzen als erforderlich ergebe (UP TA 
Sportplatz neu, Seite 47). Dies wird in der Stellungnahme des Sachverständigendienstes   öf-
fentlicher   Verkehr   und   Verkehrsplanung   als 
„überdimensioniert“ beurteilt (Seite 27 von 90). 
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Die Stadtgemeinde Oberndorf hat sich geweigert, das Infrastrukturkonzept oder das Verkehrs-
konzept des Büros DI Kettl offenzulegen. 
 
Die Einschreiter vermuten, dass dies von der Stadtgemeinde Oberndorf deshalb verweigert 
wurde, weil sich aus diesen Unterlagen wahrscheinlich ergibt, dass ein viel geringerer Besu-
cherkreis die bisherigen Sportanlagen (Fußballplatz, Tennisplätze in Oberndorf Mitte) benutzt 
hat. Jedenfalls fehlt den kundgemachten Unterlagen zur Flächenwidmungsplan- Änderung 
eine diesbezügliche Bestandaufnahme, etwa durch Ermittlung der Nutzerzahlen gegliedert 
nach Verkehrsmittel (PKW, motorisiertes Zweirad, Fahrrad, Fußgänger) und Nutzeranzahl. 
Beispielsweise wäre es angezeigt gewesen, die Vertreter der involvierten Vereine (Fußball, 
Tennis) aufzufordern, die Anzahl der Aktiven, die einerseits am Trainingsbetrieb an Wochen-
tagen teilnehmen und andererseits, die Besucherzahlen und zu erwartender Fahrzeugverkehr 
bei Spielbetrieb an Wochenenden bekannt zu geben. 
 
Die Einschreiter vermuten, dass die Stadtgemeinde Oberndorf in diesem Zusammenhang ent-
weder gar keine Zahlen und Daten bisheriger Nutzung erhoben hat, oder dass diese sehr ge-
ring sind. 
Umgekehrt fehlt in der Kundmachung und deren Beilagen völlig die Ermittlung jener Anzahl 
von Personen, die als betroffene Wohnbevölkerung den zukünftigen Emissionen der Sportan-
lage, insbesondere durch Schall-, Licht-, Verkehrsbelastung etc., ausgesetzt sind. 
 
Im Rahmen des Abwägungsgebots nach § 3 ROG hätte in weiterer Folge auch eine einge-
hende Beurteilung und Begründung abgegeben werden müssen, weshalb den Freizeit- und 
Vergnügungsinteressen einiger wenige Personen, die diese Freizeitaktivitäten auch an ande-
ren, bereits bestehenden Sportstätten in der Umgebung ausüben könnten, der Anspruch eines 
erheblich größeren Personenkreises auf Nichtbelästigung durch Lärm, Licht, Verkehr etc. ge-
opfert wird. 
 
Die Stadtgemeinde Oberndorf hätte hier auch nicht an den Gemeindegrenzen halt machen 
dürfen, und hätte erkennen müssen, dass sowohl der Ortsteil Dreimühlen mit den im 
„Dorfgebiet“ (§ 30 Abs 1 Z 5 ROG) errichteten Wohngebäuden Dreimühlen Nr. 3, 4, 5, 7, 
8, 9, 10 und 11, ebenfalls aber auch die Wohnbevölkerung nördlich des Planungsgebietes 
(zahlreiche Einfamilienhäuser am Mesnerweg, Wiesenring, Königswiesen, Weiherweg) betrof-
fen sind. Im Rahmen des Abwägungsgebotes hätten die elementaren Interessen der beste-
henden Wohnbevölkerung, die zahlenmäßig weit überwiegt, über die reinen Freizeit- und Ver-
gnügungsinteressen eines viel kleineren Personenkreises gestellt werden müssen. Diesen 
Personen ist es auch zumutbar, Alternativen (bestehende Sportstätten in der Umgebung) auf-
zusuchen. Die Wohnbevölkerung hat diese Möglichkeit nicht. 
 
7. Widersprüchliches Verkehrskonzept: 
 
Die in der Anlage zur Kundmachung (UP TA Sportplatz neu, Abb. Seiten 47 und 48 dargestell-
ten Verkehrsflächen, Quelle angeblich: Verkehrsgutachten, DI Kettl, Juli 2023) widersprechen 
dem Textteil: In den genannten Abbildungen ist eine „Vorhaltefläche Anbindung B156 darge-
stellt (diese Fläche ist, siehe oben, folgerichtig auch Teil des Projektgebietes und ist in die 
Flächenbilanz einzubeziehen). Andererseits lautet es im Textteil (z.B. Seite 50), dass die Zu-
fahrt zum neuen Sportplatz ausschließlich über die Lindachstraße erfolge. 
 
Wiederum widersprüchlich dazu verhält sich die so bezeichnete Abb. 9 „Wegführungen für 
Radfahrer und Fußgänger“, Quelle angeblich ebenfalls Verkehrsgutachten, DI Kettl, Juli 2023 
(UP TA Sportplatz neu, Seite 50). Die als „GRW Göming“ bezeichnete, rot dargestellte Teils-
trecke liegt außerhalb des Gemeindegebiets der Stadtgemeinde Oberndorf. Eine abgestimm-
ten Planungsabsicht der Gemeinde Göming wird in der Kundmachung nicht erwähnt. Der mit 
rot durchgezogener bzw. strichlierter roter Farbe dargestellte Weg für  
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Radfahrer und Fußgänger über die Lindachstraße wird offenbar (dies geht nur aus der Abbil-
dung 9, nicht aber aus der Kundmachung selbst hervor) wegen schlechter Sicht und Steilheit 
abgelehnt. Ein mit gelber Farbe über das Gst. 748/1 projektierter Geh- und Radweg steht of-
fenbar ebenfalls unter Vorbehalt („Abklären ob Trasse möglich“). 
 
Gegenwärtig scheint das – zumindest in der Kundmachung offen gelegte – Verkehrskonzept 
darauf hinauszulaufen, dass das Sportzentrum ausschließlich durch KFZ- Verkehr erreicht 
werden kann, wobei auch hier unklar ist, ob eine Anbindung an die B 156 erfolgen soll oder 
nicht. 
 
8. Lärm/Schallemissionen: 
 
Wiedersprüchlich und Offenkundung ohne ausreichende Grundlagenermittlung erweist sich 
die Kundmachung und deren Beilagen auch in Bezug auf Schallemissionen des beabsichtigten 
Vorhabens. 
 
Da trotz Antrags Unterlagen zum schalltechnischen Projekt von der Stadtgemeinde Oberndorf 
nicht offengelegt wurden, kann an dieser Stelle nur exemplarisch auf Folgendes hingewiesen 
werden: 
 

a) Fehlende Bestandsaufnahme, Verletzung des Grundsatzes „Messen vor Rechnen“: 
 
Laut Kundmachung soll ein schalltechnisches Projekt der DI Graml Ziviltechnik GmbH vom 
20.07.2023 existieren. Laut „Strukturuntersuchung Lärm“, Seite 51 von 90, beschränkte sich 
die Bestandserhebung auf eine Übernahme bloßer Rechenwerte aus dem Lärmkataster (Abb. 
Seite 51 von 90). 
 
Schalltechnisch korrekt hätte der Umgebungslärm bei einer repräsentativen Anzahl von Wohn-
objekten, deren Fassaden dem beabsichtigten Sportzentrum zugewandt sind, an der Position 
des Fensters des höchstgelegenen Wohn- bzw. Schlafraumes des betreffenden Gebäudes 
über einen repräsentativen Zeitraum hinweg gemessen werden müssen, das heißt zumindest 
über einen Zeitraum von zwei Wochen jedenfalls zu jenen Tageszeiten, zu denen Trainings- 
oder Spielbetrieb, Gastronomiebetrieb und Bewegungen des zu- und abfahrenden Verkehrs 
stattfinden. Es wären jedenfalls Wohnobjekte des Ortsteils Dreimühlen und des Ortsteils Grün-
brücke in Göming in diese Messungen des Ist- zustandes einzubeziehen gewesen. 

b) Es ist weiters unzulässig und nicht nachvollziehbar, weshalb offenbar im Schalltechni-
schen Projekt der DI Graml Ziviltechnik vom 20.07.2023 als Immisionspegel der Istzu-
stand des Jahres 2033 herangezogen bzw. zu diesem Zustand hochgerechnet wurde. 
Unklar ist auch, weshalb offenbar in diesem Schalltechnischen Projekt eine „beste-
hende Flächenwidmung Gewerbegebiete“ herangezogen worden seien soll (UP TA 
Sportplatz neu Seite 80). 

c) Aus der Stellungnahme der Fachabteilung Umweltschutz vom 06.09.2022 (zitiert auf 
68 von 90) ergibt sich indirekt, dass das Schalltechnische Projekt möglicherweise „die 
gesamte gewidmete Sportfläche als Flächenschallquelle mit einem flächenbezogenen 
Schallleistungspegel von 65 dB tags in 1,5 m Höhe eingesetzt“ hat. 
Dem widersprechen die Anlagen zur Kundmachung, in denen an anderer Stelle Tribü-
nenanlagen vorgesehen sind (Seite 68 von 90; UP TA Sportplatz neu, Seite 12 etc.). 
Insbesondere lautet es in UP TA Sportplatz neu, Seite 24: „Die gegen Süden ausge-
richtete Böschung soll einerseits als Naturtribüne Sitzgelegenheiten schaffen…“ Bei 
Ermittlung der Stellplätze, UP TA Sportplatz neu Seite 47, lautet es „bei Tribünenanla-
gen ein Stellplatz je begonnene zehn Besucher“. Bei Tribünenanlagen müsste die 
Emmisionsquelle jedoch 1,50 m über der höchsten Standfläche der Tribünenanlage 
angesetzt werden. 
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d) Die Kundmachungsunterlagen erhalten keine Angaben über zu erwartende Schallemis-
sionen durch Verkehrsbewegungen, weder auf den projektierten Zufahrtstraßen (B 156; 
Lindachstraße-Waldrand einerseits, noch auf Park- und Erschließungsflächen beim 
Sportzentrum andererseits. 

e) Die Kundmachung bzw. deren Anlagen berücksichtigen auch nicht, dass der durch das 
beabsichtigte Sportzentrum drohende Lärm typischerweise am Tagesrand und am Wo-
chenende entstehen wird, zu denken ist an 
- Geschrei von Trainierenden oder Spielern 
- Zuschauergeschrei 
- Aufprallgeräusche von Bällen oder Tennisschlägern 
- Schrille Pfiffe durch Schiedsrichter oder Trainer 
- Start-, Anfahr- und Fahrgeräusche durch KFZ, Zuschlag von KFZ-Türen 
- Spielkommentare, Lautsprecherdurchsagen von Platzsprechern 
- Musikbeschallung 
- vom Gastronomiebetrieb und dessen Besuchern ausgehende Geräusche 

Aufgrund der geplanten Nutzung des Sportzentrums werden diese störenden Lärmemissio-
nen, die überwiegend plötzlich auftreten, an Wochentagen vor allem beim Trainingsbetrieb 
spät nachmittags und in der Abendzeit zwischen 19.00 und 22.00 Uhr, beim Spielbetrieb typi-
scherweise an Wochenenden, Samstag nachmittags oder sonntags auftreten. Es handelt sich 
um Wochen- und Tageszeiten, zu denen – notorisch – der Umgebungslärm durch geringere 
Verkehrsbelastung geringer ist. 
 
Das schalltechnische Projekt wird daher durch schalltechnische Messung der ortsüblichen 
Schallemissionen an repräsentativen Messpunkten der betreffenden Wohngebäude zu ergän-
zen sein. 
 
Sodann wird eine rechnerische Ermittlung des Beuurteilungspegels der spezifischen Schalli-
mission und ein zwingender Augenschein und Hörprobe durch medizinischen Sachverständi-
gen im Planungsfall vorzunehmen sein. 
 

f) An den – unvollständigen – Anlagen zur Kundmachung fällt in Bezug auf Schalltechnik 
weiters auf und ist zu bemängeln, dass Lärmschutzwälle zwar in südwestlicher und 
nördlicher Richtung, nicht jedoch in östlicher und südöstlicher Richtung, also in Rich-
tung des Wohngebietes Dreimühlen vorgesehen sind. 

 
9. Lichtemissionen durch Flutlichtanlagen der Fußballplätze, Tennisplätze, Beleuchtung 

Parkplatz: 
 
Die Einschreiter erheben auch Einwendungen gegen die durch das beabsichtigte Sportzent-
rum verursachte Lichtemission durch Beleuchtungsanlagen. 
 
Die mit der Kundmachung veröffentlichten Unterlagen sind einerseits unvollständig: 
 
Dargestellt wird lediglich das Beleuchtungskonzept des Trainingsplatzes (UP TA Sportplatz 
neu, Seiten 26-29), nicht jedoch das Beleuchtungskonzept des südöstlich gelegenen Spiel-
felds. 
 
Des Weiteren sind die dargestellten Beleuchtungsflächen und Leuchtdichten bzw. die zugrun-
deliegenden Berechnungsergebnisse vollkommen unzureichend. 
 
Wiederum müsste einerseits der Istzustand der nächtlichen Beleuchtung des Planungsgebiets 
und der umliegenden Wohngebiete ermittelt werden – für den Ortsteil Dreimühlen hätte 
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eine sorgfältige Bestandennittlung ergeben, dass im Umkreis von mindestes einem Kilometer 
keine Straßenbeleuchtung installiert ist (keine Lichtverschmutzung). 
 
Ebenso fehlen dem Lichttechnischen Projekt - zumindest soweit dieses in den Kundma-
chungsunterlagen zitiert ist - valide Ausgaben, welche Beleuchtungsstärken bei den Wohnge-
bäuden der Einsehreiter in dem Ortsteil Dreimühlen (ebenso bei den Wohngebäuden in nörd-
licher Richtung Göming), je nach Betriebszustand der einzelnen Beleuchtungsanlagen eintref-
fen. 
 
Welche Lichtverschmutzung von Sportstätten mit Flutlichtmasten in einer Höhe von 18 m (wie 
hier geplant) ausgehen, lässt sich sehr gut erkennen, wenn man auf der B156 an den hier 
vergleichbaren Sportstätten von Anthering oder Bergheim vorbeifahrt. Bei Betrieb bei Dunkel-
heit sind diese Flutlichtanlagen aus noch mehr als einem Kilometer Entfernung als gleißende, 
störende Lichtfelder wahrnehmbar Die Blendwirkung der Flutlichtanlage tritt bereits bei Annä-
herung in mehreren hundert Meter Entfernung ein, was bei entsprechender Ausleuchtung des 
oder der Spielfelder auch im gegenständlichen Projekt unvermeidbar wäre. 
 
10.  Fehlende Alternativenprüfung: 

 
Die Stadtgemeinde Oberndorf muss sich schließlich vorwerfen lassen, angesichts der weitaus 
überwiegenden Nachteile des geplanten Vorhabens keine Alternativen zu dem beabsichtigten 
Standort des Sportzentrums geprüft und - solange diese Alternativflächen verfügbar waren 
(worauf einzelne Stellungnahmen im Verfahren hindeuten) - diese Alternativen nicht in An-
spruch genommen zu haben. 

11. Die Einsehreiter erheben die obigen Ausführungen zu ihren Einwendungen gegen die 
geplante Abänderung des Flächenwidmungsplans im Bereich „Sportplatz neu - Gemeinde-
grenze zu Göming (Felber, Hagmüller)", schließen sich im übrigen allfälligen weiteren Einwen-
dungen anderer Betroffener an, und beantragen, die Gemeindevertretung der Stadtgemeinde 
Oberndorf wollte dem kundgemachten Entwurf der Änderung des Flächenwidmungsplans die 
Zustimmung versagen. 

Mit freundlichen Grüßen 
 
Ad 2.: Ebner, Aichinger, Guggenberger Rechtsanwälte GmbH 
 
1. Die Vollmachtsbekanntgabe wird zur Kenntnis genommen. 
 
2. Verweigerte Akteneinsicht: siehe oben Ad 1. 
 
3. Wiederholung des Antrags auf Akteneinsicht: siehe oben Ad 1. 
 
Begehren auf Mitteilung von Umweltinformationen nach dem UIG: Eine Mitteilung von Um-
weltinformationen nach dem UIG ist für das ggst. Raumordnungsverfahren, welches nach 
dem ROG 2009 zu behandeln ist, nicht relevant. Ggf. ist dieses Begehren auf Mitteilung von 
Umweltinformationen nach dem UIG in einem separaten Verfahren abzuhandeln. 
 
4. Größe des Vorhabens, Pflicht zur Vornahme einer Umweltprüfung:  
 
Entgegen der Feststellung des Einschreitens besteht keine Schwellenwert Überschreitung 
gem. SUP Verordnung, das Gesamtausmaß der gemäß ROG relevanten Fläche 39.214 m² 
(ca. 3,92 ha) beträgt und liegt damit noch unterhalb des Schwellenwertes von 5 ha gemäß 
SUP Verordnung.  
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(Anm.: Summe der von der Abänderung betroffenen Teilflächen, die laut SUP Verordnung in 
einer Beurteilungskategorie zusammengefasst sind und daher zusammen zu zählen sind. 
Beurteilungskategorien nach Nutzungsart und Widmung - im ggst. Fall: Grünland Sportflä-
che). Eine Schwellenwertüberschreitung liegt damit nicht vor. 
 
Eine Anlassraumordnung kann nicht erkannt werden, die ggst. Flächenwidmungsplan-Teilab-
änderung zum geplanten neuen Sportplatz steht in Übereinstimmung mit den Planaussagen 
des rechtskräftigen REK der Stadtgemeinde Oberndorf. Ziel der Stadtgemeinde Oberndorf 
ist im ggst. Bereich einen Sportplatz zu errichten. 
 
Das in der REK-Teilabänderung genannte Flächenausmaß von 5,6 ha bezieht sich auf den 
gesamten Bereich an der Gemeindegrenze zu Göming. Für die SUP-Verordnung ist jedoch 
die konkrete Widmungsfläche (und ggf. zu kumulierende, angrenzende unbebaute Flächen 
gem. § 5a Abs 4 Zif 2 lit d ROG 2009) zu berücksichtigen. Wie bereits o.a. liegt eine Schwel-
lenwertüberschreitung damit nicht vor. 
 
Entgegen der Feststellung des Einschreiters wurden die ggst. Flächen sowohl einer Um-
welterheblichkeitsprüfung als auch einer Umweltprüfung gem. ROG 2009 unterzogen. 
 
5. UVP-Pflicht:  
 
Eine allfällige UVP-Pflicht ist nicht Gegenstand des Raumordnungsverfahrens und damit 
diesbezüglich nicht relevant. Eine mögliche UVP-Pflicht ist ggf. separat zu prüfen.  
 
6. Verletzung von Raumordnungszielen und –grundsätzen, Verletzung des Abwägungsgebo-
tes:  
 
Verletzung von Raumordnungszielen und –grundsätzen: 
Dazu erfolgte im Rahmen des Gutachtens der ggst. Flächenwidmungsplan-Änderung eine 
umfangreiche Würdigung der Übereinstimmung mit den Vorgaben des ROG, welche nachfol-
gend nochmals dargestellt wird: 
 
Die geplante Teiländerung erfüllt Vorgaben des ROG 2009 und die Raumordnungsziele und 
-grundsätze werden umgesetzt. 
 
Die geplante Teiländerung erfüllt durch die Neuerrichtung des Sportplatzes Oberndorf die 
Vorgaben des ROG 2009, insbesondere hinsichtlich haushälterische und nachhaltige Nut-
zung von Grund und Boden, Vorrang der öffentlichen Interessen vor Einzelinteressen, Vor-
rang für die Siedlungsentwicklung nach innen und Vermeidung von Zersiedelung, Orientie-
rung der Siedlungsentwicklung an den Einrichtungen des öffentlichen Verkehrs und sonsti-
gen Infrastruktureinrichtungen unter Beachtung größtmöglicher Wirtschaftlichkeit dieser Ein-
richtungen, Entwicklung der Raumstruktur entsprechend dem Prinzip der gestreuten Schwer-
punktbildung und Entwicklung und Erhaltung einer regionalen Identität.  
Dem Grundsatz einer "haushälterischen und nachhaltigen Nutzung von Grund und Boden" 
wird dadurch entsprochen, dass bedarfsgerecht gewidmet wird. 
 
Die ggst. Widmung ist im REK der Stadtgemeinde Oberndorf vorgesehen und ist damit Pla-
nungsabsicht der Gemeinde. Daher kann dem Grundsatz des Vorrangs von öffentlichen Inte-
ressen vor Einzelinteressen entsprochen werden. 
 
Die Grundsätze des "Vorrangs einer Siedlungsentwicklung nach innen" und der "Vermeidung 
von Zersiedelung" werden dadurch erfüllt, dass es sich bei der ggst. Widmung nicht um Bau-
land handelt. Die ggst. Flächen sollen für die Errichtung des neuen Sportplatzes zur Verfü-
gung stehen.  
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Der Grundsatz der „verstärkten Berücksichtigung der Umweltschutzbelange und entspre-
chende Wahrnehmung der Klimaschutzbelange bei der Abwägung ökologischer und ökono-
mischer Ansprüche an den Raum sowie Unterstützung des Natur- und Landschaftsschutzes“ 
wird dadurch berücksichtigt, dass das Planungsgebiet zunächst keine Schutzgebiete und 
keine geschützten Lebensräume gemäß Salzburger NSchG 1999 berührt. Für die zur Her-
stellung der Zufahrt notwendigen Rodungen werden ggf. Ersatzaufforstungen durch geführt. 
Für die Auswirkungen auf Flora, Fauna sowie das Landschaftsbild wurden Ausgleichs- und 
Minderungsmaßnahmen definiert, die im Zuge der nachfolgenden Planungen zu berücksich-
tigen sind. Hinsichtlich des Bodens ist auf die Erhaltung wertvoller (Teil-)Standorte, die Mini-
mierung der Versiegelung, die Reduzierung der Flächeninanspruchnahme und Minimierung 
der Versiegelung zu achten und entsprechende Vermeidungs- bzw. Verringerungsmaßnah-
men zu setzen.  
 
Durch die vertretbare Lage zur sozialen Infrastruktur und Nahversorgungseinrichtungen wird 
dem Grundsatz der Orientierung der Siedlungsentwicklung an sonstigen Infrastruktureinrich-
tungen unter Beachtung größtmöglicher Wirtschaftlichkeit dieser Einrichtungen entsprochen. 
Nahversorgungseinrichtungen und soziale Infrastruktur sind im etwa 1 km entfernten Zent-
rum der Gemeinde Oberndorf vorhanden. Für die geplante Nutzung als Grünland-Sportplatz 
ist die gute Lage zu Versorgungseinrichtungen jedoch nicht vorrangig notwendig.   
 
Die Grundsätze der „Entwicklung der Raumstruktur entsprechend dem Prinzip der gestreu-
ten Schwerpunktbildung“ wurden bereits bei der Erstellung des REK berücksichtigt. Hinsicht-
lich des Grundsatzes der „angestrebten Entwicklung und Erhaltung einer regionalen Identi-
tät“ ist die gegenständliche Widmung neutral. 
 
Es handelt sich bei der ggst. Teilabänderung des FWP Oberndorf um eine Grünlandwid-
mung, weshalb keine Maßnahmen zur aktiven Bodenpolitik zu treffen sind.  
Der Grundsatz der „sparsamen Verwendung von Energie und vorrangiger Einsatz heimi-
scher erneuerbarer Energieträger“ wird insofern berücksichtigt, als dass der Standort lt. SA-
GIS ein sehr gutes bis gutes Solarpotenzial aufweist. 
 
Dem Grundsatz der „verstärkten Berücksichtigung unterschiedlicher Auswirkungen von Pla-
nungen auf Frauen und Männer, auf Kinder und Jugendliche, auf ältere Menschen sowie auf 
Menschen mit Behinderung“ wird insofern Rechnung getragen, als dass die Errichtung des 
neuen Sportplatzes auf der ggst. Fläche im Interesse der Gemeinde liegt. Darüber hinaus 
handelt es sich um die Widmung von Grünland-Sportanlagen. Versorgungseinrichtungen be-
finden sich im Zentrum der Stadt Oberndorf, in einer Entfernung von rund 1 km zur ggst. Än-
derungsfläche.  
 
Die geplante Teiländerung erfüllt somit die Vorgaben des ROG 2009, eine Verletzung von 
Raumordnungszielen und –grundsätzen besteht aus fachlicher Sicht somit nicht. 
 
Verletzung des Abwägungsgebotes:  
 
Gem. Verkehrskonzept von Dipl.-Ing. Stefan Kettl (GZ 1023t03) vom Juli 2023 wurden die 
Bestehende angrenzende Anlageverhältnisse des miV auf der B156, dem innerörtliches 
Straßennetz Oberndorf und der Zufahrt zum Sportplatz umfangreich erhoben und dargestellt. 
Ebenso wurden der ruhende Verkehr und der ÖPNV, sowie der Rad- Fußgängerverkehr da-
hingehen erhoben. Auch die Möglichkeit für einen Hubschrauberlandeplatz wurde darge-
stellt. 
 
Im nächsten Schritt wurde zur Abschätzung der Eignung der bestehenden Verkehrsanlagen, 
sowie zur Festlegung der erforderlichen Maßnahmen eine Erhebung der zu erwartenden 
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Frequenzen mit den Obmännern der Vereine (OSK, Tennis) durchgeführt. Erhoben wurden 
das Verkehrsaufkommen infolge Spielbetrieb Fußball und des Spielbetrieb Tennis. 
Die Flächenverfügbarkeit gestattet künftig auch noch die Schaffung weiterer Nutzungsmög-
lichkeiten (Beachvolleyball, BMX Strecke, Bocchiabahn o.ä.), wozu ebenfalls Ansätze getrof-
fen wurden. 
 
Anschließend wurden im Verkehrsgutachten die Frequenzen bezogen auf die max. Stunden-
belastung zusammengefasst und die externen Frequenzen beurteilt. 
Daraus wurden dann geplante / empfohlene Maßnahmen für KFZ, ruhenden Verkehr, Fuß-
gänger / Radfahrer und Einsatzfahrzeuge abgeleitet, sowie eine Empfehlung hinsichtlich des 
Regelquerschnitts für die neue Zufahrt abgegeben. 
Zusammenfassen stellt das Verkehrsgutachten von Dipl.-Ing. Kettl fest, dass für den künfti-
gen Betrieb einer Sportanlage in Oberndorf, angrenzend an die B 156, es der Errichtung ei-
ner neuen Zu- und Abfahrt von der Lindachstraße entlang des Waldrandes, welche ausrei-
chend dimensioniert ist, bedarf, um den unterschiedlichen Frequenzen gerecht zu werden.  
 
Die KFZ Anbindung soll vorrangig abgehend von der B 156a , Kreuzung Oichtensiedlung 
über die Lindachstraße geführt werden.  Dies ist auch durch Leiteinrichtungen (Beschilderun-
gen) vorzugeben.  
 
Für den Radfahrer, sowie Fußgänger sind Anbindungen an das bestehende Straßen- und 
Wegenetz herzustellen.  Vorteilhaft wäre auch eine zusätzliche Anbindung aus Göming.  
Es wird angeregt nochmals ein Gespräch mit den zuständigen Fachabteilungen zu suchen, 
um die Option der offiziellen Nutzung einer Geh- und Radwegverbindung von der Michael-
Rottmayr Straße aus Richtung Lindachstraße zu prüfen. Die Bestandsverhältnisse im Be-
reich der Lindachstraße Richtung Paracelsusstraße sind insbesondere für Radfahrer nicht 
ideal und lassen sich baulich kaum optimieren. Hier sollte einer gesamthaften Betrachtung 
Platz eingeräumt werden.  
 
Eine Anbindung von der B 156 aus wird für den Regelbetrieb nicht als notwendig und sinn-
voll erachtet. Trotzdem wird empfohlen eine richtungsgebundene Anbindung in der Planung 
weiter zu berücksichtigen, um die Flächen freizuhalten. 
Aufgrund der umfangreichen Erhebungen, u.a. auch im Rahmen des Verkehrsgutachtens, 
sowie daraus abgeleiteten Planungen und Maßnahmen, steht die geplante Flächenwid-
mungsplan-Änderung auch im Einklang mit dem Abwägungsgebot gem. § 3 ROG 2009. 
 
Hinsichtlich des Abwägungsgebot bezüglich des Ortsteil Dreimühlen liegen entsprechende 
Fachgutachten vor.  
 
Zum Fachbereich Lärm liegt das schalltechnische Projekt der DI Graml Ziviltechnik (Projekt 
Nr. 23008-SP) vom 20.07.2023 vor. Darin wird nachgewiesen, dass mit dem geplanten 
Sportplatz unter Einhaltung von Schallschutzmaßnahmen in Form von Schallschutzwällen, 
die im Gutachten detailliert angegeben wurden, oder auch mit gleichwertigen Schallschutz-
wänden, schallabschirmenden Gebäuden und deren Kombinationen bei den nächsten Bau-
landwidmungen und nächsten Häusern im Grünland keine relevanten Schallpegelerhöhun-
gen zu erwarten sind.  
 
Bei Dorfgebiet in Dreimühen wird gem. dem schalltechnische Projekt am Tag wird der be-
rechnete Istzustand 2033 durch den geplanten Sportplatz mit Schallschutzmaßnahmen um 
0,1 dB bis zu max. 0,3 dB und am Abend um 0,2 dB bis max. 0,6 dB erhöht. 
Gem. nach medizinischer Fachliteratur können Pegeländerungen <1 dB vom normal empfin-
denden menschlichen Ohr nicht wahrgenommen werden.   
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Wie auch die Ortsplanung der Gemeinde Göming in der Stellungnahme feststellt, ist davon 
auszugehen, dass es mit der Umsetzung der im schalltechnischen Gutachten vorgeschlage-
nen Maßnahme (Lärmschutzwall o.ä.) zu keiner Beeinträchtigung des Wohngebietes in Gö-
ming kommen wird. Damit bei den nächsten Nachbarn keine schallmäßigen Beeinträchtigun-
gen zu erwarten. 
 
Zum Fachbereich Licht wurde ein Beleuchtungskonzept der Fa.  Siteco Österreich GmbH - 
Matthias Fenninger vom 19.07.2023 erstellt. Darin wird das exakte Ausleuchten der Sportflä-
chen gewährleistete und eine Abstrahlung in die Umgebung vermieden (siehe Lichtberech-
nung). 
 
Aufgrund der umfangreichen Erhebungen und Fachgutachten, hier Lärm und Licht, sowie da-
raus abgeleiteten Planungen und Maßnahmen, steht die geplante Flächenwidmungsplan-Än-
derung auch diesbezüglich im Einklang mit dem Abwägungsgebot gem. § 3 ROG 2009. 
 
7. Widersprüchliches Verkehrskonzept:  
 
Wie in Z. 6 bereits dargelegt, besteht für den geplanten Sportplatz das Verkehrsgutachten 
von Dipl.-Ing. Kettl (GZ 1023t03) vom Juli 2023. Zusammenfassend wird darin festgestellt: 
Für den künftigen Betrieb einer Sportanlage in Oberndorf, angrenzend an die B 156, bedarf 
es der Errichtung einer neuen Zu- und Abfahrt von der Lindachstraße entlang des Waldran-
des, welche ausreichend dimensioniert ist, bedarf, um den unterschiedlichen Frequenzen ge-
recht zu werden.  
 
Die KFZ Anbindung soll vorrangig abgehend von der B 156a , Kreuzung Oichtensiedlung 
über die Lindachstraße geführt werden.  Dies ist auch durch Leiteinrichtungen (Beschilderun-
gen) vorzugeben.  
 
Für den Radfahrer, sowie Fußgänger sind Anbindungen an das bestehende Straßen- und 
Wegenetz herzustellen.  Vorteilhaft wäre auch eine zusätzliche Anbindung aus Göming.  
Es wird angeregt nochmals ein Gespräch mit den zuständigen Fachabteilungen zu suchen, 
um die Option der offiziellen Nutzung einer Geh- und Radwegverbindung von der Michael-
Rottmayr Straße aus Richtung Lindachstraße zu prüfen. Die Bestandsverhältnisse im Be-
reich der Lindachstraße Richtung Paracelsusstraße sind insbesondere für Radfahrer nicht 
ideal und lassen sich baulich kaum optimieren. Hier sollte einer gesamthaften Betrachtung 
Platz eingeräumt werden.   
 
Eine Anbindung von der B 156 aus wird für den Regelbetrieb nicht als notwendig und sinn-
voll erachtet. Trotzdem wird empfohlen eine richtungsgebundene Anbindung in der Planung 
weiter zu berücksichtigen, um die Flächen freizuhalten. 
Ein Widerspruch im Verkehrskonzept kann aufgrund der o.a. Ausführungen aus fachlicher 
Sicht nicht erkannt werden. 
 
8. Lärm/Schallemissionen:  
 
a) Fehlende Bestandsaufnahme, Verletzung des Grundsatzes „Messen vor Rechnen“:  
Gem. dem schalltechnischen Projekt der DI Graml Ziviltechnik (Projekt Nr. 23008-SP) vom 
20.07.2023 wurde eine Prognoseberechnung wie folgt durchgeführt: 
 
Die Schallausbreitungsberechnungen werden entsprechend den normativen Vorgaben 
durchgeführt. Dabei wird sowohl die Abschirmung als auch die Reflexion der Geräusche 
durch Gebäude berücksichtigt. Die Erstellung des erforderlichen Datenmodells mit den rele-
vanten Geräuschquellen, Gebäuden und den Immissionsorten sowie alle schalltechnischen 



Gemeindevertretung 121224  37 
 

 
 

Berechnungen erfolgen mit dem Softwareprogramm Immi der Wölfel Software GmbH in der 
aktuellen Programmversion.  
 
Im Berechnungsmodell wurden Reflexionen bis zur 2. Ordnung berücksichtigt. Der Bodenab-
sorptionsgrad g1 wurde mit 0,6 in die Berechnung eingesetzt. Die asphaltierten bzw. schall-
harten Flächen wurden mit einem Bodenabsorptionsgrad von 0,1 berücksichtigt.  
Frequenzspektrum: Oktavspektrum 63 – 8000 Hz  
 
Die Berechnung der Schallausbreitung erfolgt definitionsgemäß unter ausbreitungsbegünsti-
genden meteorologischen Bedingungen („Mitwind“). Bei Langzeituntersuchungen wird dieser 
Immissionspegel i.d.R. jedoch niedriger liegen, weil nicht immer eine Mitwind-Situation vor-
herrscht.  
 
Die gesamten Berechnungsgrundlagen sind in der Anlage beigelegt. 
Die Schallemissionen durch den Straßenverkehr werden entsprechend den Berechnungsvor-
schriften der RVS berechnet. Für die Prognoseberechnung der Lärmemissionen durch den 
Straßenverkehr wurden die Daten aus den Verkehrszählungen der vergangenen Jahre her-
angezogen. 
 
zur Berechnung der Schallimmissionen wurden Immissionspunkte gesetzt und die schallmä-
ßige Auswirkung des Istzustand 2033 sowie des geplanten Sportplatzes in einer Computersi-
mulation berechnet. An den Grenzen der Flächenwidmungen „Reine Wohngebiete“, „Dorfge-
biete“ und „Erweiterte Wohngebiete“ wurden Immissionspunkte in einer relativen Höhe von 4 
m eingesetzt und die Immissionspegel berechnet.  
Aufgrund der Umfangreichen Erhebung des schalltechnischen Projekts der DI Graml Zivil-
technik liegt eine detaillierte Bestandsaufnahme vor. Die Erhebungen für das schalltechni-
sche Projekt entsprechen dem Stand der Technik und wurden entsprechend den Berech-
nungsvorschriften der RVS berechnet. Eine fehlende Bestandsaufnahme kann aus fachlicher 
Sicht daher nicht erkannt werden. Die Berechnungsvorschriften entsprechen der RVS. 
 
b) Für die Prognoseberechnung der Lärmemissionen durch den Straßenverkehr wurden die 
Daten aus der Straßenverkehrsvorschau 2015 auf Autobahnen und Landesstraßen in Salz-
burg aus dem Jahr 2007  
 
[1] und der ECE-Zählungen 2010 [2] und 2021 [4] herangezogen. Aus den Verkehrsstärken 
der Jahre 2010 und 2021 wurde eine jährliche Verkehrszunahme errechnet und für das Jahr 
2033 mit der entsprechenden Formel hochgerechnet.  
 
Die bestehende Flächenwidmung „Gewerbegebiete“ (BAGG) liegt östlich der B156.  Für das 
bestehende Gewerbegebiet werden die Schallemissionswerte der ÖNORM S 5021 für die 
Kategorie 5 herangezogen. Da für den geplanten Sportplatz in der Nacht keine Nutzung 
stattfindet, werden die Schallemissionen des Gewerbegebietes für die Berechnungen nachts 
nicht berücksichtigt. Insgesamt wurden im schalltechnischen Projekt die Schallimmissionen 
des ggst. Gewerbegebiete errechnet und entsprechend berücksichtigt. 
 
c) Gem. dem ggst. schalltechnischen Projekt werden für den geplanten Sportplatz die Schal-
lemissionswerte der ÖNORM S 5021 für die Kategorie 5 wie folgt herangezogen.  
Die Flächenbezogener Schallleistungspegel L‘‘w am Tag und am Abend liegt bei 65 dB(A). 
Daraus berechnet sich für den neu geplanten Sportplatz am Tag und am Abend eine Schall-
leistung von 110,9 dB(A).  
 
Der flächenbezogene Schallleistungspegel des vorliegenden Betriebes (Sportplatz) ist immer 
auf das ganze betrachtete Grundstück zu legen. Die Flächenschallquelle ist in einer Höhe 
von 1,5 m einzusetzen. Die Flächenquelle entspricht dabei dem gesamten betrachteten 
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Grundstück mit Ausnahme eines Randstreifens von 4 m, welcher parallel zu den Grund-
stücksgrenzen verläuft. Es entsteht damit eine schallabstrahlende Fläche, die im Zentrum 
des Grundstücks liegt und zu den Grundstücksgrenzen überall einen Abstand von 4 m auf-
weist. Die Schallemission der Flächenschallquelle ist daher auf die so definierte schallab-
strahlende Fläche umzurechnen.  
 
Das Gutachten steht damit in Übereinstimmung mit der Fachabteilung Umweltschutz. Die 
Berechnung erfolgte für die gesamte Widmungsfläche, die genaue Lage der Tribünenanlage 
ist noch in den nachfolgenden Verfahren festzulegen. 
 
d) Die zu erwartenden Schallemissionen durch Verkehrsbewegungen auf den Zufahrtstraßen 
und den Park- und Erschließungsflächen beim Sportzentrum sind im schalltechnischen Pro-
jekt detailliert angeführt. Am Tag wird der berechnete Istzustand 2033 durch den geplanten 
Sportplatz mit Schallschutzmaßnahmen um 0,1 dB bis zu max. 0,8 dB und am Abend um 0,2 
dB bis max. 1,2 dB erhöht. Aus schalltechnischer Sicht sind bei den nächsten Nachbarn da-
her keine schallmäßigen Beeinträchtigungen zu erwarten.  
 
e) Wie bereits o.a. werden im schalltechnischen Projekt für den geplanten Sportplatz die 
Schallemissionswerte der ÖNORM S 5021 für die Kategorie 5 herangezogen. Die Flächen-
bezogener Schallleistungspegel L‘‘w am Tag und am Abend liegt bei 65 dB(A). Daraus be-
rechnet sich für den neu geplanten Sportplatz am Tag und am Abend eine Schallleistung von 
110,9 dB(A). 
 
Wie bereits mehrfach dargelegt wird am Tag der berechnete Istzustand 2033 durch den ge-
planten Sportplatz mit Schallschutzmaßnahmen um 0,1 dB bis zu max. 0,8 dB und am 
Abend um 0,2 dB bis max. 1,2 dB erhöht. Aus schalltechnischer Sicht sind bei den nächsten 
Nachbarn daher keine schallmäßigen Beeinträchtigungen zu erwarten.  
 
Ohne einer ärztlichen Beurteilung vorgreifen zu wollen, wird ergänzend angemerkt, dass 
nach einschlägiger medizinischer Fachliteratur Pegeländerungen ≤ 1 dB vom normal empfin-
denden menschlichen Ohr nicht wahrgenommen werden können.  
 
f) Bezüglich des Lärmschutzwalles in östlicher und südöstlicher Richtung, wird auf die o.a. 
Ausführungen verwiesen. Richtung Dreimühlen kommt es gem. schalltechnischem Projekt DI 
Graml Ziviltechnik zu einer Erhöhung des Schallpegels Tag um 0,1 - 0,3 dB und am Abend 
um 0,2 - 0,6 dB. Darüber hinaus besteht unabhängig davon ein ausreichender Abstand gem. 
Richtlinie Immissionsschutz in der Raumordnung. Ein Lärmschutzwall Richtung Dreimühlen 
ist daher nicht erforderlich. 
 
9. Lichtemissionen durch Flutlichtanlagen der Fußballplätze, Tennisplätze, Beleuchtung 
Parkplatz:   
 
Hierzu wurde ein Beleuchtungskonzept der Fa.  Siteco Österreich GmbH - Matthias Fennin-
ger vom 19.07.2023 erstellt. Darin wird Einhaltung der einschlägigen Ö-Normen EN12193 
(Sportstättenbeleuchtung) und O1052 (Lichtimmissionen) gewährleistet (siehe Lichtberech-
nung). Durch die Festlegungen in Beleuchtungskonzept ist das exakte Ausleuchten der 
Sportflächen gewährleistete und wird eine Abstrahlung in die Umgebung vermieden (siehe 
Lichtberechnung). Das Beleuchtungskonzept ist eine wesentliche Planungsgrundlage und 
wird mit der ggst. TAÄ beschlossen und verordnet. 
 
10. Fehlende Alternativenprüfung: 
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Für den Standort des geplanten Sportplatzes hat eine umfangreiche Alternativen-Prüfung 
stattgefunden. Für den neuen Sportplatz wurden vonseiten des Amtes der Salzburger Lan-
desregierung außer dem konkreten, geplanten Standort, weitere Alternativen auf dem Ge-
meindegebiet von Nußdorf geprüft (Zl. 20701-A/2911/329-2017 vom 23.07.2014 und 205-
ALLG/2911/350-2015 vom 23.11.2015). Dabei kommt der ASV zum Schluss, dass der ggst. 
Standort an der Gemeindegrenze zu Göming grundsätzlich geeignete ist, jedoch eine Zu-
fahrtslösung für das Projekt Voraussetzung ist. Die beiden Standort im Gemeindegebiet von 
Nußdorf sind einerseits nicht geeignet (Standort B) bzw. wäre andererseits das REK zu än-
dern und stehen - unabhängig davon - nicht zur Verfügung. 
 
Die Möglichkeit von Alternativstandorten für den neuen Sportplatz in Oberndorf ist aufgrund 
des kleinen Gemeindegebiets begrenzt. Der Bereich Maria Bühel wird aufgrund der land-
schaftlichen Gegebenheiten als weniger geeigneter Standort für den Sportplatz angesehen. 
Daher besteht ein hohes öffentliches Interesse an der Errichtung des neuen Sportplatzes am 
ggst. Standort im östlichen Randbereich des Gemeindegebiets von Oberndorf, abseits des 
bestehenden Siedlungsgebiets. 
 
Auch im Zuge der Umweltprüfung (Umweltbericht) wurden als mögliche Alternativen drei wei-
tere Standorte untersucht. In ihrer jeweiligen Gesamtbewertung wurde keiner als besser ge-
eignet ermittelt als der lt. Umwidmung geplante Standort. Darüber hinaus sind die beiden 
Standorte in Nußdorf nicht verfügbar. Der Alternativstandort in Oberndorf ist zu klein und er-
füllt auch nicht die Anforderungen hinsichtlich der notwendigen Flächenkonfiguration für ei-
nen Sportplatz.  Zusammenfassend bewirkt damit der ursprüngliche, gem. Umwidmung ge-
plante, Standort weniger negative Auswirkungen auf die Umwelt und ist damit besser für das 
Vorhaben geeignet. 
 
Eine fehlende Alternativenprüfung kann daher aus fachlicher Sicht nicht nachvollzogen wer-
den. 
 
Zusammenfassend kann damit zur Stellungnahme der Ebner, Aichinger, Guggenber-
ger Rechtsanwälte GmbH festgestellt werden, dass die in der Stellungnahme ange-
führten Einwendungen v.a. aufgrund der zahlreichen Fachgutachten ausreichend be-
rücksichtigt werden und bei der Errichtung des geplanten Sportplatzes auch entspre-
chend umzusetzen sind. Insgesamt können dadurch negative Auswirkungen weitest-
gehend vermieden werden. Es wird der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde 
Oberndorf aus raumordnungsfachlicher Sicht empfohlen den Einwendungen nicht zu 
folgen und ggst. TAÄ wie vorliegend zu beschließen. 
 
3. Einwendung 
 
Schreiben der Ehegatten Hans-Jörg und Monika Bauer und andere vom 08.11.2024 (Postein-
gang 11.11.2024) sowie Zustimmung zu diesem Schreiben der Familie Peruzzi vom 
11.11.2024: 
 
Sehr geehrte Damen und Herren. 
 
Wir, Monika und Hans-Jörg Bauer, bringen als betroffene Anrainer folgende Einwendungen 
zur geplanten Änderung des Flächenwidmungsplans für den Sportplatz vor. Bei Durchsicht 
der kundgemachten Unterlagen sind uns einige Punkte aufgefallen, die in unseren Augen äu-
ßerst problematisch sind. 
 
1. Fachbereich Schall / Lärm 
 
1.1 Mit erheblichen Bedenken mussten wir feststellen, dass bei dem uns bekannten Schall 



Gemeindevertretung 121224  40 
 

 
 

gutachten, die auf dem Lärmschutzdamm geplante Tribüne nicht berücksichtigt wurde. 
Dies ist jedoch essenziell, da sie der höchste Punkt sein wird und entsprechend einen 
Multiplikator des zu erwartenden Schalls und Lärms darstellen wird. Nachdem diese nun 
aber in dem schalltechnischen Gutachten, welches dem kompletten Flächenwidmungs-
änderungsverfahren zugrunde gelegt wird, nicht berücksichtigt wurde, stellt das:-111s un-
serer SiGht einen erheblichen fachlichen Mangel m1fgnmd einer fehlerhaften angenom-
menen Beurteilungsgrundlage dar. Dementsprechend sind auch die geplanten Lärm-
schutzmaßnahmen nicht ausreichend dimensioniert, um den weitaus größeren Schall 
kompensieren zu können. Weiters ist in dem Gutachten der Schall nur von innen nach 
außen berücksichtigt worden, nicht jedoch der von außen nach innen. Der Schallschutz-
damm soll den Lärm von innen nach außen abhalten, nicht bedacht wurde dabei jedoch, 
dass dieser dem von außen kommenden Schall, verursacht durch den Verkehr der 8156 
Lamprechtshausener Landesstraße und des Siedlungsbereiches Göming Süd und des 
Siedlungsbereiches „Waldrand" der Gemeinde Oberndorf wiederum in diese Bereich rück-
reflektieren wird. Das führt zu einer Verstärkung der vorherrschenden Ist Situation und mit 
diesem verstärkt angehobenen Geräuschpegel wird der technische Planungsgrundsatz 
nicht eingehalten werden können. Die geplanten Parkplätze samt dem Wendeplatz sind 
in dem Schallgutachten ebenfalls nicht berücksichtigt, sie sollten aber in Bezug auf die zu 
erwartenden Emissionen zusammen mit dem Sportplatz als Ganzes betrachtet werden, 
gehören sie doch zu dem Gesamtvorhaben. 

 
1.2 Aus den kundegemachten Unterlagen lässt sich zudem entnehmen, dass für den Schall 

nur der Fußballplatz berücksichtigt wurde, nicht aber die - offenbar auch geplanten - Maß-
nahmen Tennisplatz, Beachvolleyball-Platz und Skater-Park. Das bedeutet aus unserer 
Sicht, dass eine verfälschte Ausgangslage des Projekts für Lärm und Emissionen heran-
gezogen wurde. Konsequenterweise wird in dem Verfahren von deutlich weniger Lärment-
wicklung und Emissionen ausgegangen, als tatsächlich der Fall sein wird. Dementspre-
chend sind auch hier die geplanten Lärmschutzmaßnahmen mit der Lärmschutzwand und 
dem Lärmschutzdamm unterdimensioniert, da bei der Planung von einem geringeren 
Schallpegel ausgegangen wurde. 

 
Uns ebenfalls nicht begreiflich ist die Tatsache, dass der schalltechnische Gutachter von 
dem Immissionspegel - Istzustand 2033 ausgeht. Unabhängig von dem Zeitpunkt der tat-
sächlichen Umsetzung des Projekts, muss dieses im Widmungsverfahren den derzeit er-
laubten Schallpegel entsprechen. Alles andere wäre den anliegenden Anrainern nicht zu-
mutbar. 

 
2. Fachbereich Wasser 
 
Wie bereits zuvor angeführt hat die Beurteilung für die angestrebte Umwidmung in allen Fach-
bereichen nur von „innen nach außen" stattgefunden. Die mögliche Verschlechterung von „au-
ßen nach innen" wurde in keinem der uns vorliegenden Fachgutachten berücksichtigt. 
 
So 'Nurde durch den Fachplaner die von Norden anstehenden Grünflächen auf die anfallenden 
Obed1ächenwässer von der Wieseneinzugsfläche im Gesamtkonzept nicht berücksichtigt. Die 
Wässer aus diesem Einzugsgebiet werden sich, aufgrund ihrer topographischen Lage mit ei-
nem Nord-Südgefälle, hier am Dammfuß des sogenannten Lärmschutzwalles sammeln und 
aufstauen. Eine schadlose Ableitung dieser Oberflächenwässer in die Entwässemngsanlage 
ist daher zwingend notwendig. Hierfür bedarf es aber einer Abklärung und einer neuerlichen 
Berechnung, ob die projektinhaltliche Auslegung dieser Abwasserbeseitigungsanlage über-
haupt in der Lage ist, eine derartige zusätzliche Abwassermenge zu fassen. Weiters ist auch 
der rechnerische Nachweis zu erbringen, ob der projektgegenständliche zur Ableitung die-
nende Regenwasserkanal der Gemeinde Göming hierfür entsprechend dimensioniert ist. 
 

"\ 
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Kritisch anzumerken ist auch, dass das in Richtung Lärmschutzwall zuströmende Oberflächen-
wasser unvermeidlich zu einer Aufweichung des Dammfußes und auch der Aufstandsfläche 
führen wird und sich somit negativ auf die statische Damm-Standsicherheit auswirken wird. 
Ein Böschungsversagen des Dammkörper kann dabei nicht ausgeschlossen werden. 
 
Im gegenständlichen Projekt findet auch der Umstand, dass mit dem Kauf der "Antheringer 
Au" durch das Land Salzburg und die damit einhergehende Umsetzung der sogenannten 
"Salzach-Aufweitung", keine Berücksichtigung. Denn damit einhergehend, gemäß den Be-
rechnungen des hydrographischen Dienstes des Amtes der Salzburger Landesregierung, wird 
sich die Hochwasserkote HQl00 wesentlich in Richtung Osten verschieben. Konsequenter-
weise wird ein solcher Ereignisfall, durch die zusätzliche Einleitung der Abwässer aus dem 
Projektsgebiet in die geplante Vorflut "Oichten", zu einer Verschärfung der Hochwassersitua-
tion führen. 
 
Es wird auch zu prüfen sein, sofern durch den Fachplaner hier nun die projektgegenständli-
chen Retentionsbecken entsprechend vergrößert werden müssten, um hier eine schadlose 
und gefahrlose Ableitung sämtlich anfallender Oberflächenwässer zu garantieren, ob dann 
überhaupt noch die geplanten Maßnahmen (Fußball- und Tennisplatz), auf der gegenständli-
chen Projektfläche Platz finden werden. 
 
Es bedarf schlussendlich auch einer zusätzlichen Prüfung, ob die Zustimmung der Gemeinde 
Göming für die Benutzung deren Regenwasserkanales nur für die Ableitung deranfallenden 
Abwässer aus dem Projektgebiet gilt. Sollten die nun noch zusätzlichen aus der direkt nördlich 
angrenzenden Einzugsfläche anfallenden Oberflächenwässer nicht Bestand dieser Zustim-
mungserklärung sein, bildet somit auch diese Fachplanung keine Beurteilungsgrundlage 
mehr. 
 
3. Fachbereich Naturschutz 
 
Da wir mit unserem Haus direkt auf die gegenständlichen Grünflächen blicken, wissen wir, 
dass das einen Lebensraum für eine große Population an Wild (Rehe, Hasen und Greifvögel) 
darstellt. Diese würden durch die Umwidmung und spätere Verwirklichung des Projekts einen 
großen Teil ihres natürlichen Lebensraums zur Reproduktion, Aufzucht und Nahrungssuche 
verlieren. Weiters stellen die in den vorliegenden öffentlichen Unterlagen dargestellten Ein-
richtungen wie Skater-Park und Beachvolleyball-Platz einen Widerspruch zu der begehrten 
Widmung bzw. Widmungszweck, Fußballplatz und Tennisplatz, dar. Somit bilden die Unterla-
gen auch eine falsche Grundlage, um dem Widmungsbegehren und des Antrags stattzugeben. 
 
Zudem fragen wir uns, ob die Aufrechterhaltung und Sicherung von landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen gegenüber einer Versiegelung dieser Flächen unter dem Gesichtspunkt von 
BEAT-Flächen nicht als höheres Schutzziel gegenüber dem „Sportplatz" dienen sollte. 
 
4. Widmungsbegehren 
 
In dem Widmungsbegehren der Gemeinde sucht diese für die Änderung der Widmung zu Zwe-
cken eines Fußballplatzes und eines Tennisplatzes an. Aus den Unterlagen ist jedoch ersicht-
lich, dass auch ein Volleyballplatz, ein Skater-Park, dafür entsprechende Infrastruktur sowie 
ein Parkplatz geplant sind. All diese Maßnahmen wurden aber in den Gutachten, die dem 
Flächenwidmungsänderungsverfahren zugrunde gelegt werden, nicht berücksichtigt. Weiters 
stellen die in den vorliegenden öffentlichen Unterlagen dargestellten Einrichtungen wie Skater-
Park und Beachvo11eybal1-P1atz einen Widerspruch zu der begehrten Widmung bzw. Wid-
mungszweck, FußbaHplatz und Tennisplatz, dar. Somit bilden die Unterlagen auch eine fäl-
sche Grundlage, um dem Widmungsbegehren und des Antrags stattzugeben. 
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5. Zusammenfassung 
 
Die Tatsache, dass für die Erstellung der Gutachten sehr relevante Aspekte teilweise falsch 
oder gar nicht berücksichtigt wurden, sind die fachlichen und rechtlichen Voraussetzungen für 
die in Rede stehende Flächenwidmung nicht gegeben. 
 
Sollte die Fläche, trotz der lückenhaften Unterlagen, die dem \lVidmungsverfahiren zu Grunde 
gelegt wurden, dennoch umgewidmet werden, birgt das ein hohes Schadenspotenzial mit sich. 
Dieses kann sich für das Projekt und schlussendlich auch für die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner der Stadtgemeinde Oberndorf und der angrenzenden Gemeinde Göming negativ auswir-
ken. Ganz zu schweigen von der nicht unbeträchtlichen Wertminderung der umliegenden 
Grundstücke und der sich darauf befindlichen Häuser, die wir nicht unerwähnt lassen möchten. 
 
Uns liegt die Entwicklung der Stadtgemeinde Oberndorf durchaus am Herzen, deshalb blicken 
wir unter anderem aus oben genannten Gründen der angedachten Umwidmung mit großen 
Bedenken entgegen und sprechen uns daher dagegen aus. 
 
Göming, am 8.11.2024    Monika und Hans-Jörg Bauer 
 

 
Göming,11.11.2024 
 
Wir stimmen den Einwendungen der Familie Bauer vollständig inhaltlich zu und lehnen das 
Vorhaben in der vorgestellten Form ab. 
 
Zusätzlich wollen wir Folgendes vermerken: 
 

1. Die Sportplatz-Zeichnungen in dem Dokument weichen voneinander ab, was sowohl 
Bebauung als auch Schallschutzmaßnahmen betrifft. 

2. Die Flächenwidmung ist auf das Thema Fußball und Tennis begrenzt, wiewohl andere 
(lärmintensive) Sportarten ebenso angedacht/geplant und nur teilweise berücksichtigt 
sind. 

3. Allfällige verdoppelnde/verstärkende Schallwirkungen durch den Sportplatz und der 
B156 scheinen in Bezug auf die Anraine rWiesenring und Mesnerweg in Göming nicht 
berücksichtigt zu sein. 

4. Die geplante Beleuchtung der Zufahrtsstraße ist nicht ersichtlich auch in Bezug auf 
den angrenzenden Wald. 

5. Wir behalten uns rechtliche Schritte in Zuge der weiteren Verfahren vor. 
 
DI (FH) Thomas Peruzzi, MA, Mag. Melanie Kriegseisen-Peruzzi, MSc, Emanuel Peruzzi, Phi-
lipp Peruzzi 
 
Ad 3.: Hans-Jörg und Monika Bauer und andere 
 
1. Fachbereich Schall/Lärm 
 
Zum Fachbereich Lärm liegt das schalltechnische Projekt der DI Graml Ziviltechnik (Projekt 
Nr. 23008-SP) vom 20.07.2023 vor. Darin wird nachgewiesen, dass mit dem geplanten 
Sportplatz unter Einhaltung von Schallschutzmaßnahmen in Form von Schallschutzwällen, 
die im Gutachten detailliert angegeben wurden, oder auch mit gleichwertigen Schallschutz-
wänden, schallabschirmenden Gebäuden und deren Kombinationen bei den nächsten Bau-
landwidmungen und nächsten Häusern im Grünland keine relevanten Schallpegelerhöhun-
gen zu erwarten sind.  
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Am Tag wird der berechnete Istzustand 2033 durch den geplanten Sportplatz mit Schall-
schutzmaßnahmen um 0,1 dB bis zu max. 0,8 dB und am Abend um 0,2 dB bis max. 1,2 dB 
erhöht. 
 
Gem. nach medizinischer Fachliteratur können Pegeländerungen <1 dB vom normal empfin-
denden menschlichen Ohr nicht wahrgenommen werden.   
 
Für die Ermittlung des flächenbezogenen Schallleistungspegels des geplanten Sportplatzes 
werden die Schallemissionswerte der ÖNORM S 5021 für die Kategorie 5 herangezogen. 
Damit sind die gem. TAÄ geplante Nutzung ausreichend abgedeckt. 
 
Wie auch die Ortsplanung der Gemeinde Göming in der Stellungnahme feststellt, ist davon 
auszugehen, dass es mit der Umsetzung der im schalltechnischen Gutachten vorgeschlage-
nen Maßnahme (Lärmschutzwall o.ä.) zu keiner Beeinträchtigung des Wohngebietes in Gö-
ming kommen wird. 
 
Damit bei den nächsten Nachbarn und auch beim unbebauten Bauland keine schallmäßigen 
Beeinträchtigungen zu erwarten. 
2. Fachbereich Wasser 
 
Für die Ableitung der Schmutz- und Oberflächenwässer wurde ein Infrastrukturkonzept von 
DI Stephan Kettl (GZ1024t03) erstellt.  Demnach ist der anstehende Untergrund nicht sicker-
fähig. Die Festflächen, wie auch drainagierten Sportplatzflächen sind nach entsprechender 
Retention und Vorreinigung in eine Vorflutkanalisation abzuleiten. Trotz der etwas weiter von 
den bestehenden Siedlungsbereichen abgerückten Lage der künftigen Sportplatzfläche, 
kann infolge der vorhandenen Leitungslagen und Geländeverhältnisse eine gute Ver- und 
Entsorgung sichergestellt werden. Zur Errichtung sind neben einer Gestattung für die Tras-
senführung (Anbindung RW-Kanal), einer Zustimmung der Gemeinde Göming hinsichtlich 
einer Einbindung in das Kanalnetz erforderlich. Diese wurde - wie im Infrastrukturkonzept an-
geführt - grundsätzlich bereits im Vorfeld abgeklärt. Alle weiteren Maßnahmen können im 
künftigen Projektgebiet abgewickelt werden. Für die OFW der Straße, wie auch des Parkplat-
zes ist um eine wasserrechtliche Bewilligung anzusuchen. 
 
3. Fachbereich Naturschutz: 
 
Hinsichtlich der Wildlebensräume ist festzustellen, dass in diesem Zusammenhang für die 
ggst. Fläche eine umfassende Flora- und Faunakartierung von der ARNAL Büro für Natur 
und Landschaft AG, datiert mit 31.07.2023, sowie eine Berichtsergänzung, datiert mit 
06.06.2024, betreffend Methodenbeschreibung zur Herpetofauna und der Vegetation vor-
liegt. Darin wurden die bestehenden Lebensräume der Vegetation und Tierwelt erhoben. Die 
Maßnahmen für die untersuchten Schutzgüter Herpetofauna, Vögel, Kleinsäuger, Vegetation 
und Lebensraumverbund zeigen keine negativen Wechselwirkungen zueinander. Darin wird 
zusammenfassend festgestellt, dass durch den geplanten Sportplatz der Lebensraumver-
bund, Lebensräume und allenfalls geschützte Arten beeinträchtigt werden. Bei Umsetzung 
der vorgeschlagenen Vermeidungs-, Minderungs- und Ersatzmaßnahmen kann der anzu-
nehmende Eingriff aber so weit minimiert werden, dass die aus dem geplanten Sportplatz re-
sultierenden einhergehenden Beeinträchtigungen als gering beurteilt werden können.  
 
Die im Bereich des Sportplatzes geplanten Nutzung werden in Übereinstimmung mit der 
Widmung stehen, anderenfalls könnte keine Bewilligung erteilt werden. 
 
Die Produktionsfunktion der lw. Flächen ist als gering zu beurteilen. Bei der Nutzung als 
Sportplatz ist dennoch auf die Erhaltung wertvoller (Teil-)Standorte, die Minimierung der Ver-
siegelung und die Reduktion der Flächeninanspruchnahme zu achten sowie entsprechende 
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Vermeidungs- bzw. Verringerungsmaßnahmen zu setzen. Bei der Befestigung der Sport-
platzflächen sind möglichst durchlässige Befestigungsarten zu verwenden. Außerdem ist 
eine geeignete Regenwasserversickerung - z.B. Rigolen- und Muldensysteme - einzusetzen. 
 
4. Widmungsbegehren: 
 
Geplant ist die Ausweisung von 39.214 m² von GLG in 31.511 m² GSP-Fußball und 7.703 m² 
GSP-Tennis. Dem liegt das Projekt der Erlmoser Landschafts- und Freiraumplanung zu-
grunde. Die zukünftige sportliche Nutzung wird entsprechend der Widmung erfolgen. Die 
Parkplätze sind im GLG situiert. Wir allfällige andere Nutzungen (Skater-Park, Beachvolley-
ball, etc.) sind ggf. zu einem späteren Zeitpunkt die Rahmenbedingungen zu schaffen. 
 
5. Zusammenfassung: 
 
Die angeführte Wertminderung der umliegenden Grundstücke durch die Errichtung des ge-
planten Sportplatzes ist raumordnungsfachlich nicht relevant. 
 
Zusammenfassend kann damit zur Stellungnahme von Hans-Jörg und Monika Brunner 
und anderen festgestellt werden, dass die angeführten Fragen v.a. aufgrund der zahl-
reichen Fachgutachten ausreichend berücksichtigt und beantwortet wurden und bei 
der Errichtung des geplanten Sportplatzes auch entsprechend umzusetzen sind. Ins-
gesamt können dadurch negative Auswirkungen weitestgehend vermieden werden. 
Es wird der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf aus raumordnungs-
fachlicher Sicht empfohlen die ggst. TAÄ wie vorliegend zu beschließen. 
 
4. Einwendung 
 
Schreiben des Mag. Peter Weißenböck und andere vom 08.11.2024 (Posteingang 
10.11.2024): 
 
Stellungnahme zum Verfahren „Änderung des Flächenwidmungsplanes im Bereich „Sport 
platz neu - Gemeindegrenze zu Göming" - Kundmachung gemäß S 65 Abs JROG 2009 
 
 
Folgende Fragen sind aus unserer. Sicht vor Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung 
zu beantworten: 
 

1. Sind fußläufige oder für den Radverkehr nutzbare - möglichst direkte - Wegeverbin-
dungen aus den westlich und nördlich gelegenen Siedlungskörpern bereits gesichert? 

2. Eine Erschließung entlang der Umfahrungsstraße (Weg im unmittelbaren Nahbereich 
zur Umfahrungsstraße) ist als fußläufige Erschließung inakzeptabel. Rund 400 m ent-
lang der Landesstraße im Nahbereich zu den Fahrzeugen (Kfz, Lkw in diesem Ab-
schnitt mit 100 km/h) wäre eine untaugliche Erschließung. Auch deswegen, weil ja ein 
bereits bestehendes Wegenetz nördlich der Sportanlage im Bestand vorhanden ist 
und nur eine Lücke von rund 130 m (Fuß- und Radweg) zu überbrücken wäre (ist 
auch rd. 300 m kürzer). Zu Fuß Gehende bevorzugen möglichst kurze Wege. Hat es 
dazu bereits eine Abstimmung mit der Gemeinde Göming bzw. mit betroffenen Grund-
besitzern gegeben und ist damit eine Erreichbarkeit (Fuß, Rad) von Gömig aus gesi-
chert? 

3. Eine Zufahrtsmöglichkeit über die Paracelsusstraße und weiter über die Lindach-
straße entlang der Siedlungsgebiete müsste für den Pkw-Verkehr jedenfalls unter-
bunden werden (allenfalls mit der Ausweisung einer Wohnstraße entlang der Lindach-
straße im Abschnitt auf Höhe der südlich situierten Wohnsiedlungen - Unterbindung 
der Durchfahrtsmöglichkeit), da hier ansonsten der meiste Verkehr abgewickelt wird 
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(es handelt sich hier um die kürzeste Verbindung vom Hauptort kommend, ist aber 
eine Wegeführung mitten durch das Siedlungsgebiet). Gibt es dazu schon konkrete 
Überlegungen? 

4. Der bestehende Fußweg entlang der Guggenlacke (Wiesenweg) sollte, wenn mög-
lich, adaptiert und gesichert werden (auch im Hinblick auf die Erreichbarkeit des Wald-
kindergartens). Dieser Weg sollte in die (Sportstätten-) Planung mitaufgenommen 
werden. Wurde dies bereits umgesetzt? 

5. Die Anzahl der geplanten Stellplätze wird mit rund 80 angegeben. Für den „normalen 
Trainings- und Spielbetrieb" augenscheinlich zu viel, für größere Veranstaltungen 
(Turniere, Feste etc.) wahrscheinlich zu wenig. Hier sollte für den „Regelfall" eine adä-
quate Anzahl - jedenfalls eine geringere - zur Verfügung gestellt werden und für be-
sondere Anlässe sollten Vereinbarungen mit den Grundeigentümern getroffen wer-
den, dass temporär (kurzfristig) Stellplätze (im Nahbereich) zur Verfügung gestellt 
werden können. Diese Problematik ist auch der schlechten Erreichbarkeit (für den 
Umweltverbund) der gegenständlichen Fläche geschuldet (die Gemeinde Obertrum 
hat beispielsweise rund 40 Stellplätze bei ihrer Sportanlage). Die Stellplätze dürfen 
nicht versiegelt werden, sondern sollten - wie beispielsweise jüngst in Lamprechts-
hausen - begrünt und bepflanzt werden. 

6. Eine Geschwindigkeitsbeschränkung mit 30 km/h und die Führung des Radverkehrs 
im Mischverkehr wären für die Erschließungsstraße ausreichend. Auch unter der An-
nahme, dass zusätzliche Wegeverbindungen zur Sportanlage (für Fußgänger und 
Radfahrer) geschaffen werden. Bei Tempo 30 kann außerdem die zu versiegelnde 
Fläche kleiner gehalten werden, da die Fahrbahn nicht so breit sein muss. 

7. Die lindachstraße verfügt im oberen Bereich über keinen von der Fahrbahn getrenn-
ten Gehweg. Hier müsste zumindest von der Paracelsusstraße kommend ein durch-
gehender Gehweg mit entsprechender Beleuchtung bis zur Sportanlage errichtet wer-
den (aktuell ist die Lincfachstraße unbeleuchtet). 

8. Dabei geht es auch um einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden und eine 
Minimierung der Versiegelung sowie um den sparsamen Umgang mit finanziellen Mit-
teln. 

9. Welche Flächengröße wird insgesamt benötigt (Verkehrswege inkl. Parkplatz, Sport-
anlagen, Vereinshaus, Tribüne, Sonstiges)? 

10. Eine breite Verkehrstrasse bildet auch eine Barriere für viele Tierarten die den Über-
gangsbereich „Wald zu freier Fläche (Wiese)" nutzen. Waldränder sind artenreiche 
Lebensräume, daher sollte ein Eingriff in diesem Bereich möglichst minimiert werden. 

11. Auch die Beleuchtung dieses Wegeabschnittes stellt einen Eingriff in diesem Ab-
schnitt dar und sollte daher auf die Trainingszeiten abgestimmt werden (temporäre 
Beleuchtung, Abschaltung in den Nachtstunden). Inwieweit sind diese Überlegungen 
(Punkte 5- 11) in die Planung eingeflossen und als gesichert zu bewerten? 

12. Auch die Nicht-Verfügbarkeit der Flächen oberhalb der „Schlickkurve" ist nachzuwei-
sen und nicht nur· wie bisher - zu behaupten, da dieser Standort eine wesentlich bes-
sere Eignung im Hinblick auf die Erreichbarkeit für die Oberndorfer Bevölkerung hätte 
und die Eingriffsintensität insgesamt eine wesentliche geringere und somit auch ver-
träglichere wäre. Die Planungs- und Errichtungskosten sind hier auch wesentlich ge-
ringer einzuschätzen. Wir bitten daher um Erläuterung, ob mit den entsprechenden 
Grundeigentümern bereits Verhandlungen geführt wurden und warum diese Flächen 
nicht verfügbar sind. 

13. Bisher wurden noch keine Kosten genannt. 
a. Wie hoch belaufen sich die bisherigen Planungskosten? 
b. Wie hoch werden die Erschließungskosten eingeschätzt (auf Basis der bis-

herigen Planungsgrundlagen - 01 Kettl, 01 Erlmoser etc.)? 
c. Wie hoch werden die Errichtungskosten (inkl. Ausgleichsmaßnahmen) ge-

schätzt (der neue Sportplatz in Lamprechtshausen wird mit 6,5 Mio. Euro 
beziffert)? 
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d. Wie hoch werden die vom Land gewährten Förderungen beziffert? Handelt 
es sich um eine rein kommunale Sportanlage oder ist die Nachbargemeinde 
Göming bei der Nutzung integriert? Bei interkommunalen Sportanlagen ge-
währt das Land höhere Förderungen. 

e. Nach erfolgter Widmung als Sportanlage sind noch verschiedene Genehmi-
gungsverfahren behördlich abzuwickeln. Im Zuge des Widmungsverfahrens 
wurden u.a. auch Bedenken seitens des Naturschutzes vorgebracht. Mit 
welchen Auflagen ist - aufgrund der bisher genannten Einwände - seitens 
des Naturschutzes zu rechnen? Sind dadurch Mehrkosten ableitbar? 

f. Welche Kosten werden für den Betrieb veranschlagt? Welcher Quadratme-
terpreis (Kauf, Pacht) wurde mit den beiden Grundbesitzern vereinbart. Gibt 
es dazu schon konkrete Zusagen und/oder schriftliche Vereinbarungen? 

g. In welchem Zeitraum bzw. mit welchem Modell soll die Finanzierung der 
Sportanlage (Errichtung) abgewickelt werden? 

h. Gibt es bereits einen Finanzierungsplan? 
14. Bis wann soll die Sportanlage fertiggestellt werden? 

 
Oberndorf, am 08.11.2024 
 
Peter Weissenböck, Yvonne Schwarte, Markus Strobl, Maria Petzlberger 
 
Ad 4.: Peter Weißenböck und andere 
 
1. Hierzu liegt ein Verkehrskonzept von Dipl.-Ing. Stefan Kettl (GZ 1023t03) vom Juli 2023 
vor. Zur Geh- und Radwegverbindung nach Göming ist darin festgehalten: "Weiters wird eine 
direkte Anbindung der Gemeinde Göming über einen Begleitweg neben der B 156 empfoh-
len." Darüber hinaus wurde seitens der Gemeinde Göming (Verfasser Dipl.-Ing. Kettl) eine 
Option zur Wegführung entlang der B156 und im Waldstück übermittelt. Diese Variante wird 
positive beurteilt, ist jedoch von der Bereitschaft der Grundeigentümer der land- und forst-
wirtschaftlichen Grundstücke, sowie der Zustimmung der Landesstraßenverwaltung abhän-
gig. Hinsichtlich Radverkehr ist im Verkehrskonzept festgehalten, dass, mittelfristig seitens 
der Stadtgemeinde eine Verbesserung der Durchwegung für Radfahrer anzustreben wäre, 
wenngleich dies infolge der beschränkten Platzverhältnisse nicht einfach sein wird.  
 
2. siehe Pkt. 1.  
 
3. Wie bereits o.a. liegt ein Verkehrskonzept von Dipl.-Ing. Stefan Kettl zum geplanten Sport-
platz vor. Die Erschließung der ggst. Entwicklungsflächen ist über die südlich des Waldes 
(der westlich der Änderungsfläche gelegen ist) verlaufende Straße geplant.  
Aufbauend auf den Bestandsverhältnissen sollte der KFZ Verkehr vorrangig über die Lin-
dachstraße, abgehend von der Oichtensiedlung geführt werden.  
 
Die Eigentumsverhältnisse gestatten hier auch eine Verbreiterung. Die andere Anbindung 
über die Paracelsusstraße ist durch die ungünstigen Radien und Breitenverhältnisse für eine 
weitere Frequenzerhöhung nicht zu empfehlen. Im Bereich der Oichtensiedlung sind mittel-
fristig bauliche Maßnahmen zu prüfen um die Geschwindigkeiten weiterhin gering zu halten 
(sh. auch Verkehrskonzept, Kap. 2.4.1 KFZ). 
 
4. Gem. Verkehrskonzept von Dipl.-Ing. Kettl ist davon auszugehen, dass bei den Fußgän-
gern und Radfahrern diese künftig Großteils aus dem Stadtgebiet von Oberndorf, sowie aus 
Göming kommen. Somit wird sich der Radverkehr an den bestehenden innerörtlichen Stra-
ßen (Paracelsusstraße / Lindachstraße) orientieren. [...] Positiv wäre auch eine Entflechtung 
des Straßenverkehrs vom Radverkehr durch eine getrennte Trassenführung. Hierzu sind 
aber aktuell keine Lösungsoptionen erkennbar, nachdem die bestehenden Forstwege nicht 
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genutzt werden dürfen. In Anbetracht der Gefahrenquellen auf den bestehenden Routen 
sollte die Option einer Trassennutzung (sh. Grafik – gelbe Linie) nochmals mit den zuständi-
gen Fachabteilungen (Forst / Naturschutz) diskutiert werden. Im gegenständlichen Fall 
würde nur ein Randbereich des zusammenhängenden Waldstückes durchschnitten und zu-
dem handelt es sich bereits jetzt um einen forstlichen Weg, welcher durch Fußgänger ge-
nutzt wird. 
 
5. Gem. Verkehrskonzept werden infolge der Ermittlung der KFZ – Frequenzen, und auch 
unter Berücksichtigung der Erweiterungsoptionen mindestens 80 PKW – Stellplätze und 2 
Busparkplätze als erforderlich erachtet. Für den Parkplatz ist dem Verkehrskonzept bereits 
ein Planungsentwurf beigelegt, welcher die Flächenerfordernisse darstellt, und die prinzipi-
elle Umsetzbarkeit in den künftigen Planungsschritten aufzeigt. 
 
Gem. Infrastrukturkonzept von Dipl.-Ing. Kettl wird der Parkplatz in den Fahrgassen asphal-
tiert. Die Stellplätze werden mit Rasenliner ausgeführt. 
 
6. Gem. Verkehrskonzept wird der Radverkehr über einen Geh & Radweg getrennt von der 
Fahrbahn abgewickelt. Bei 30 km/h ist ein Begegnungsverkehr PKW / PKW sichergestellt 
(Mindestbreite 4,5 m lt. RVS. 03.04.12) Die Frequenz der Busse ist so gering, dass hierzu 
gesondert ein Ordnungsdienst eingeteilt werden kann, welcher kurzfristig die Zu bzw. Abfahrt 
vom Gelände unterbricht, um ein einspuriges Befahren zu ermöglichen. Die Straße wäre 
hierzu mit einem Fahrverbot für LKW und Busse zu verordnen. Für Veranstaltungen hat der 
jeweilige Verein um eine straßenpolizeiliche Ausnahme anzusuchen, in welcher die Erforder-
nisse festgelegt werden können. 
 
7. und 8. siehe Pkt. 3 und 4 zu Fahrbahn und Gehweg. 
 
9. Die gesamte Flächengröße ist der planlichen Darstellung des Verkehrskonzeptes von 
Dipl.-Ing. Kettl zu entnehmen. Gem. Auskunft Büro Dipl.-Ing. Kettl kann lt. derzeitigem Plan-
stand von folgenden Flächengrößen ausgegangen werden: 
Zufahrt – im Bereich des derzeit vorhandenen Feldweges: ~ 640 m² 
Verkehrswege, Parkplatz, Sportanlage, Tribüne:  ~ 43.300 m² 
 
10. Hinsichtlich der Barriere für viele Tierarten ist festzustellen, dass in diesem Zusammen-
hang für die ggst. Fläche eine umfassende Flora- und Faunakartierung von der ARNAL Büro 
für Natur und Landschaft AG, datiert mit 31.07.2023, sowie eine Berichtsergänzung, datiert 
mit 06.06.2024, betreffend Methodenbeschreibung zur Herpetofauna und der Vegetation vor-
liegt. Darin wurden die bestehenden Lebensräume der Vegetation und Tierwelt erhoben. Die 
Maßnahmen für die untersuchten Schutzgüter Herpetofauna, Vögel, Kleinsäuger, Vegetation 
und Lebensraumverbund zeigen keine negativen Wechselwirkungen zueinander. Darin wird 
zusammenfassend festgestellt, dass durch den geplanten Sportplatz der Lebensraumver-
bund, Lebensräume und allenfalls geschützte Arten beeinträchtigt werden. Bei Umsetzung 
der vorgeschlagenen Vermeidungs-, Minderungs- und Ersatzmaßnahmen kann der anzu-
nehmende Eingriff aber so weit minimiert werden, dass die aus dem geplanten Sportplatz re-
sultierenden einhergehenden Beeinträchtigungen als gering beurteilt werden können. 
 
11. Hierzu wurde ein Beleuchtungskonzept der Fa. Siteco Österreich GmbH - Matthias Fen-
ninger vom 19.07.2023 erstellt. Darin wird Einhaltung der einschlägigen Ö-Normen EN12193 
(Sportstättenbeleuchtung) und O1052 (Lichtimmissionen) gewährleistet (siehe Lichtberech-
nung). Durch die Festlegungen in Beleuchtungskonzept ist das exakte Ausleuchten der 
Sportflächen gewährleistete und wird eine Abstrahlung in die Umgebung vermieden (siehe 
Lichtberechnung). Das Beleuchtungskonzept ist eine wesentliche Planungsgrundlage und 
wird mit der ggst. TAÄ beschlossen und verordnet. Die darin getroffenen Festlegungen sind 
in den nachfolgenden Verfahren zwingend umzusetzen. 
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12. Für den Standort des geplanten Sportplatzes hat eine umfangreiche Alternativen-Prüfung 
stattgefunden. Für den neuen Sportplatz wurden vonseiten des Amtes der Salzburger Lan-
desregierung außer dem konkreten, geplanten Standort, weitere Alternativen auf dem Ge-
meindegebiet von Nußdorf geprüft (Zl. 20701-A/2911/329-2017 vom 23.07.2014 und 205-
ALLG/2911/350-2015 vom 23.11.2015). Dabei kommt der ASV zum Schluss, dass der ggst. 
Standort an der Gemeindegrenze zu Göming grundsätzlich geeignete ist, jedoch eine Zu-
fahrtslösung für das Projekt Voraussetzung ist. Die beiden Standort im Gemeindegebiet von 
Nußdorf sind einerseits nicht geeignet (Standort B) bzw. wäre andererseits das REK zu än-
dern und stehen - unabhängig davon - nicht zur Verfügung. 
Die Möglichkeit von Alternativstandorten für den neuen Sportplatz in Oberndorf ist aufgrund 
des kleinen Gemeindegebiets begrenzt. Der Bereich Maria Bühel wird aufgrund der land-
schaftlichen Gegebenheiten als weniger geeigneter Standort für den Sportplatz angesehen. 
Daher besteht ein hohes öffentliches Interesse an der Errichtung des neuen Sportplatzes am 
ggst. Standort im östlichen Randbereich des Gemeindegebiets von Oberndorf, abseits des 
bestehenden Siedlungsgebiets.  
 
Der Nachweis der Nicht-Verfügbarkeit ist Standortes "Schickkurve" ist bei der Stadtgemeinde 
angefragt. 
 
13. und 14. Die Fragen betreffen nicht die Raumordnung und sind daher in Zusammenhang 
mit dem ggst. Raumordnungsverfahren als nicht relevant einzustufen. 
 
Zusammenfassend kann damit zur Stellungnahme von Peter Weissenböck und andere 
festgestellt werden, dass die angeführten Fragen v.a. aufgrund der zahlreichen Fach-
gutachten ausreichend berücksichtigt und beantwortet wurden und bei der Errichtung 
des geplanten Sportplatzes auch entsprechend umzusetzen sind. Insgesamt können 
dadurch negative Auswirkungen weitestgehend vermieden werden. 
Es wird der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf aus raumordnungs-
fachlicher Sicht empfohlen die ggst. TAÄ wie vorliegend zu beschließen. 
 
5. Einwendung 
 
Schreiben der Ehegatten Ferdinand und Anna Bruckbauer ohne Datum (Posteingang 
11.11.2024): 
 
Wie es geplant ist, kommt zur Umfahrung für Oberndorf, der mittlerweile sich zum Hauptort 
entwickelte Ort Göming. Die Sportfläche, nunmehr gleich nebenan im Emissionsbereich an-
gesiedelt, wird die Wohnqualität in einem Großteil der Siedlung wesentlich verschlechtern. 
 
 
Die zugesagte Erreichbarkeit nur über die Stadt Oberndorf, mit kilometerweiter Umfahrung, 
wird nicht wenig Verkehr und zusätzliche Belastungen verursachen. 
Wie jetzt geplant, wird der Ort Göming aus Belastungsgründen zum Sportzentrum von Ort 
selbst nicht erreichbar sein. Dafür aber alle Lasten. 
Wie auf der Darstellung erkennbar, werden Emissionen von Lärm und Licht, an die im Nahbe-
reich stehenden Wohnhäuser abgegeben werden, die Wohnqualität wird dadurch gemindert. 
Der in dieser Weise bestehende Plan ist in der vorliegenden Form, in keinster Weise realisier-
bar und gehört daher verworfen. 
Ein Sportzentrum wie dieses zu finden, dass am äußersten Zipf der Nachbargemeinde im 
zentralen Siedlungsbereich situiert ist nirgendwo anders auffindbar. 
Für ein für Oberndorf mögliches Zentrum ist mit entsprechender Vergütung, im Umfeld etwas 
zu finden. 



Gemeindevertretung 121224  49 
 

 
 

Alternativen wären auch denkbar, bei den derzeitigen Anbietern, wenn sie gewillt sind, mit 
Flächentausch Grundstücke so zu verlagern, dass dadurch für alle Beteiligten eine Sinnvolle 
Lösung machbar währe. 
 
 
Familie Annemarie und Ferdinand Bruckbauer, Kemating1 5114 Göming Langerbauer. 
Unsere am Plan befindlichen Grundstücke Wald und Wiese dürfen nicht beeinträchtigt werden! 
 
Ad 5.: Ferdinand und Anna Bruckbauer 
 
Zur Erreichbarkeit und Erschließung liegt ein detailliertes Verkehrskonzept von Dipl.-Ing. Ste-
fan Kettl (GZ 1023t03) vom Juli 2023 vor. Für den künftigen Betrieb einer Sportanlage in 
Oberndorf, angrenzend an die B 156, bedarf es der Errichtung einer neuen Zu- und Abfahrt 
von der Lindachstraße entlang des Waldrandes, welche ausreichend dimensioniert ist, um 
den unterschiedlichen Frequenzen gerecht zu werden. Die KFZ Anbindung soll vorrangig ab-
gehend von der B 156a , Kreuzung Oichtensiedlung über die Lindachstraße geführt werden.  
Dies ist auch durch Leiteinrichtungen (Beschilderungen) vorzugeben. Für den Radfahrer, so-
wie Fußgänger sind Anbindungen an das bestehende Straßen- und Wegenetz herzustellen.  
Vorteilhaft wäre auch eine zusätzliche Anbindung aus Göming. [...] Eine Anbindung von der 
B 156 aus wird für den Regelbetrieb nicht als notwendig und sinnvoll erachtet. Trotzdem wird 
empfohlen eine richtungsgebundene Anbindung in der Planung weiter zu berücksichtigen, 
um die Flächen freizuhalten. 
 
Zum Lärm liegt das schalltechnische Projekt der DI Graml Ziviltechnik (Projekt Nr. 23008-SP) 
vom 20.07.2023 vor. Darin wird nachgewiesen, dass mit dem geplanten Sportplatz unter Ein-
haltung von Schallschutzmaßnahmen in Form von Schallschutzwällen, die im Gutachten de-
tailliert angegeben wurden, oder auch mit gleichwertigen Schallschutzwänden, schallabschir-
menden Gebäuden und deren Kombinationen bei den nächsten Baulandwidmungen und 
nächsten Häusern im Grünland keine relevanten Schallpegelerhöhungen zu erwarten sind.  
 
Am Tag wird der berechnete Istzustand 2033 durch den geplanten Sportplatz mit Schall-
schutzmaßnahmen um 0,1 dB bis zu max. 0,8 dB und am Abend um 0,2 dB bis max. 1,2 dB 
erhöht. Konkret kommt es bei den unbebauten Baulandflächen im Norden des geplanten 
Sportplatzes zu einer Erhöhung des Schallpegels Tag um 0,3-0,6 dB und am Abend um 0,8-
1,1 dB. 
 
Gem. nach medizinischer Fachliteratur können Pegeländerungen <1 dB vom normal empfin-
denden menschlichen Ohr nicht wahrgenommen werden.   
 
Damit bei den nächsten Nachbarn und auch beim unbebauten Bauland keine schallmäßigen 
Beeinträchtigungen zu erwarten. 
 
Zum Licht und zur Flutlichtanlage wurde ein Beleuchtungskonzept der Fa.  Siteco Österreich 
GmbH - Matthias Fenninger vom 19.07.2023 erstellt. Darin wird das exakte Ausleuchten der 
Sportflächen gewährleistete und eine Abstrahlung in die Umgebung vermieden (siehe Licht-
berechnung). 
 
Für den Standort des geplanten Sportplatzes hat eine umfangreiche Alternativen-Prüfung 
stattgefunden. Für den neuen Sportplatz wurden vonseiten des Amtes der Salzburger Lan-
desregierung außer dem konkreten, geplanten Standort, weitere Alternativen auf dem Ge-
meindegebiet von Nußdorf geprüft (Zl. 20701-A/2911/329-2017 vom 23.07.2014 und 205-
ALLG/2911/350-2015 vom 23.11.2015). Dabei kommt der ASV zum Schluss, dass der ggst. 
Standort an der Gemeindegrenze zu Göming grundsätzlich geeignete ist, jedoch eine Zu-
fahrtslösung für das Projekt Voraussetzung ist. Die beiden Standort im Gemeindegebiet von 
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Nußdorf sind einerseits nicht geeignet (Standort B) bzw. wäre andererseits das REK zu än-
dern und stehen - unabhängig davon - nicht zur Verfügung. 
 
Die Möglichkeit von Alternativstandorten für den neuen Sportplatz in Oberndorf ist aufgrund 
des kleinen Gemeindegebiets begrenzt. Der Bereich Maria Bühel wird aufgrund der land-
schaftlichen Gegebenheiten als weniger geeigneter Standort für den Sportplatz angesehen. 
Daher besteht ein hohes öffentliches Interesse an der Errichtung des neuen Sportplatzes am 
ggst. Standort im östlichen Randbereich des Gemeindegebiets von Oberndorf, abseits des 
bestehenden Siedlungsgebiets. 
 
Zusammenfassend kann damit zur Stellungnahme von Ferdinand und Anna Bruck-
bauer festgestellt werden, dass die in der Stellungnahme angeführten Einwendungen 
v.a. aufgrund der zahlreichen Fachgutachten ausreichend berücksichtigt werden und 
bei der Errichtung des geplanten Sportplatzes auch entsprechend umzusetzen sind. 
Insgesamt können dadurch negative Auswirkungen weitestgehend vermieden werden. 
 
Es wird der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf aus raumordnungs-
fachlicher Sicht empfohlen den Einwendungen nicht zu folgen und ggst. TAÄ wie vor-
liegend zu beschließen. 
 
6. Einwendung 
 
Schreiben Florian Strametz vom 07.11.2024 (Posteingang 08.11.2024): 
 
Einwände gegen die Flächenumwidmung von „Grünland-ländliche Gebiete" in „Grünland-
Sportanlagen" für ein Sportzentrum im Bereich der Lindach und Initiative für einen besser ge-
eigneten Standort für das Sportzentrum Oberndorf 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
aufgrund der dezentralen Lage im Oberndorfer Gemeindegebiet zeichnet sich ab, dass das 
geplante Sportzentrum an der Lindach für die meisten Oberndorfer schwierig zu erreichen sein 
wird. Um eine Erreichbarkeit überhaupt gewährleisten zu können, muss eine mehrere hundert 
Meter lange Zufahrt von Süden errichtet werden. 
 
In der Folge wird sehr viel Individualverkehr zum Sportzentrum stattfinden. Es gibt keine in der 
Nähe liegende öffentliche Verkehrsanbindung, welche einen durch das Sportzentrum induzier-
ten Mehrverkehr in der gesamten Lindachstraße etwas puffern könnte. Dies würde auch mit 
einer allfälligen Anbindung an die B156, die aktuell ohnehin nicht realisiert werden kann, nicht 
gelöst werden. 
 
Außerdem gibt es keinen durchgängigen Gehsteig in der Lindachstraße und alle Fußgänger 
aus Oberndorf und der Lokalbahnhaltestelle Oichtensiedlung kommend, sind gezwungen, sich 
die Straße mit dem KFZ-Verkehr zu teilen. Aufgrund des Mehrverkehrs und des fehlenden 
durchgängigen Gehsteigs verringert sich daher auch die Sicherheit vor allem der Kinder der 
Oichtensiedlung, welche die Lindachstraße als Verbindung in den Ort nutzen. Wir erachten 
dies als unverantwortlich! 
 
In diesem Zusammenhang ist auch die Erreichbarkeit der Sportanlage - insbesondere für Fuß-
gänger und Radfahrer - von Göming aus sicherzustellen, da dadurch auch für viele Oberndor-
fer die Erreichbarkeit kürzer und somit besser gegeben wäre und der Autoverkehr damit redu-
ziert werden könnte. 
 
Weiters führt die geplante Zufahrt über den südlichen Teil dazu, dass mehr als tausend Quad-
ratmeter Bodenversiegelung stattfindet, als wenn eine KFZ- Zufahrt über Göming errichtet 
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werden würde, die ebenfalls an dem Sportzentrum mitpartizipieren. Im Nahbereich des Waldes 
halten sich jedenfalls viele Tiere wie z.B. Rehe, Laubfrösche Schlangen und Greifvögel auf. 
Wenn man jetzt den bestehenden, kaum befahrenen, Traktorweg, der sich direkt unter den 
Baumkronen und den sehr tief hängenden Ästen befindet, als Zufahrt ausbaut, hätten die Tiere 
jedenfalls diesen Nahbereich verloren, der sich über die ganze Strecke der südlichen Zufahrt 
erstreckt. 
 
Die Übergangsbereiche zwischen Wald und Wiese - wie derzeit in diesem Abschnitt gegeben 
- sind wertvolle Lebensräume, die mit dem Bau der Straße zerstört oder zumindest stark be-
einträchtigt werden. 
Aufgrund der Nähe zu weiteren Nachbargemeinden stellt sich ohnehin die Frage, weshalb 
Synergien nicht besser als bisher genutzt werden, um ein gemeinsames Sportzentrum in un-
serer Region zu errichten. Dies hätte unter anderem auch positive Effekte auf den Bodenver-
brauch. Außerdem ließe sich ein intelligent gewählter Standort durch die Einbindung mehrerer 
Gemeinden einfacher finden und wäre somit besser als der bisher geplante an die bestehende 
Infrastruktur, wie dem öffentlichen Verkehrsnetz, anzubinden. 
Zusätzlich könnten die zu erwartenden hohen Kosten leichter von mehreren Gemeinden ge-
stemmt werden, in Hinblick auch auf die aktuelle Finanzlage der Stadtgemeinde Oberndorf. 
Und auch die Landesförderung dürfte bei einer solchen Lösung höher ausfallen. 
 
Eine andere wahrscheinlich kostengünstigere Variante wäre eine Rückabwicklung des Ver-
kaufs der bestehenden Flächen des Sportplatzes. 
 
Es wurde der Eindruck erweckt, dass sich die Verantwortlichen auf diesen einen Standort fi-
xiert haben, ohne einen offenen und transparenten politischen Diskurs über weitere mögliche 
Standorte zu führen und diese entsprechend zu prüfen. Dadurch hat man sich selbst um eine 
Auswahlmöglichkeit an unterschiedlichen potentiell geeigneten Standorten gebracht. 
 
Daher bitten wir Sie, den im Oberndorfer Stadtamt am 12.09.2024 um 18:00h im Sinne der 
Öffentlichkeitsarbeit vorgestellten Flächenumwidmungsplans zu überdenken und diese Flä-
chen so nicht zu widmen und eine bessere Lösung für das Sportzentrum zu finden. 
Wir sind für die Errichtung eines neuen Sportzentrums, aber an einem geeigneteren Standort. 
 
Vielen Dank und freundliche Grüße 
Florian Strametz 
Sprecher der Initiative für einen besser geeigneten Standort für das Sportzentrum Oberndorf 
 
Angehängt sind über einhundert Unterschriften der Initiative für einen besser geeigneten 
Standort des Sportzentrums Oberndorf b. Sbg 
 
Ad 6.: Florian Strametz - Sprecher der Initiative für einen besser geeigneten Standort 
des Sportplatzes Oberndorf 
 
Zur Erreichbarkeit und Erschließung liegt ein detailliertes Verkehrskonzept von Dipl.-Ing. Ste-
fan Kettl (GZ 1023t03) vom Juli 2023 vor. Für den künftigen Betrieb einer Sportanlage in 
Oberndorf, angrenzend an die B 156, bedarf es der Errichtung einer neuen Zu- und Abfahrt 
von der Lindachstraße entlang des Waldrandes, welche ausreichend dimensioniert ist, um 
den unterschiedlichen Frequenzen gerecht zu werden. Die KFZ Anbindung soll vorrangig ab-
gehend von der B 156a, Kreuzung Oichtensiedlung über die Lindachstraße geführt werden.  
Dies ist auch durch Leiteinrichtungen (Beschilderungen) vorzugeben. Für den Radfahrer, so-
wie Fußgänger sind Anbindungen an das bestehende Straßen- und Wegenetz herzustellen.  
Vorteilhaft wäre auch eine zusätzliche Anbindung aus Göming. [...] Eine Anbindung von der 
B 156 aus wird für den Regelbetrieb nicht als notwendig und sinnvoll erachtet. Trotzdem wird 
empfohlen eine richtungsgebundene Anbindung in der Planung weiter zu berücksichtigen, 
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um die Flächen freizuhalten. Gem. Verkehrskonzept ist davon auszugehen, dass bei den 
Fußgängern und Radfahrern dieses künftigen Großteils aus dem Stadtgebiet von Oberndorf, 
sowie aus Göming kommen. Somit wird sich der Radverkehr an den bestehenden innerörtli-
chen Straßen (Paracelsusstraße / Lindachstraße) orientieren. [...] Positiv wäre auch eine 
Entflechtung des Straßenverkehrs vom Radverkehr durch eine getrennte Trassenführung. 
Hierzu sind aber aktuell keine Lösungsoptionen erkennbar, nachdem die bestehenden Forst-
wege nicht genutzt werden dürfen. In Anbetracht der Gefahrenquellen auf den bestehenden 
Routen sollte die Option einer Trassennutzung (sh. Grafik – gelbe Linie) nochmals mit den 
zuständigen Fachabteilungen (Forst / Naturschutz) diskutiert werden. Im gegenständlichen 
Fall würde nur ein Randbereich des zusammenhängenden Waldstückes durchschnitten und 
zudem handelt es sich bereits jetzt um einen forstlichen Weg, welcher durch Fußgänger ge-
nutzt wird. 
 
Hinsichtlich der Wildlebensräume im Nahbereich des Waldes ist festzustellen, dass in die-
sem Zusammenhang für die ggst. Fläche eine umfassende Flora- und Faunakartierung von 
der ARNAL Büro für Natur und Landschaft AG, datiert mit 31.07.2023, sowie eine Berichtser-
gänzung, datiert mit 06.06.2024, betreffend Methodenbeschreibung zur Herpetofauna und 
der Vegetation vorliegt. Darin wurden die bestehenden Lebensräume der Vegetation und 
Tierwelt erhoben. Die Maßnahmen für die untersuchten Schutzgüter Herpetofauna, Vögel, 
Kleinsäuger, Vegetation und Lebensraumverbund zeigen keine negativen Wechselwirkungen 
zueinander. Darin wird zusammenfassend festgestellt, dass durch den geplanten Sportplatz 
der Lebensraumverbund, Lebensräume und allenfalls geschützte Arten beeinträchtigt wer-
den. Bei Umsetzung der vorgeschlagenen Vermeidungs-, Minderungs- und Ersatzmaßnah-
men kann der anzunehmende Eingriff aber so weit minimiert werden, dass die aus dem ge-
planten Sportplatz resultierenden einhergehenden Beeinträchtigungen als gering beurteilt 
werden können. 
 
Der Standort des geplanten Sportplatzes wird von der Initiative für einen besser geeigneten 
Standort, als nicht geeignet beurteilt. Dazu ist festzustellen, dass für den Standort des ge-
planten Sportplatzes eine umfangreiche Alternativen-Prüfung stattgefunden hat. Für den 
neuen Sportplatz wurden vonseiten des Amtes der Salzburger Landesregierung außer dem 
konkreten, geplanten Standort, weitere Alternativen auf dem Gemeindegebiet von Nußdorf 
geprüft (Zl. 20701-A/2911/329-2017 vom 23.07.2014 und 205-ALLG/2911/350-2015 vom 
23.11.2015). Dabei kommt der ASV zum Schluss, dass der ggst. Standort an der Gemeinde-
grenze zu Göming grundsätzlich geeignete ist, jedoch eine Zufahrtslösung für das Projekt 
Voraussetzung ist. Die beiden Standort im Gemeindegebiet von Nußdorf sind einerseits nicht 
geeignet (Standort B) bzw. wäre andererseits das REK zu ändern und stehen - unabhängig 
davon - nicht zur Verfügung. Die Möglichkeit von Alternativstandorten für den neuen Sport-
platz in Oberndorf ist aufgrund des kleinen Gemeindegebiets begrenzt. Der Bereich Maria 
Bühel wird aufgrund der landschaftlichen Gegebenheiten als weniger geeigneter Standort für 
den Sportplatz angesehen. Daher besteht ein hohes öffentliches Interesse an der Errichtung 
des neuen Sportplatzes am ggst. Standort im östlichen Randbereich des Gemeindegebiets 
von Oberndorf, abseits des bestehenden Siedlungsgebiets. 
 
Das Verfahren für die Umwidmung des geplanten Sportplatzes wurde gem. den Vorgaben 
des ROG 2009 offen und transparent durchgeführt. Zusätzlich zur Öffentlichkeitsarbeit für die 
Gemeinden Oberndorf und Göming, fand die Auflage des Entwurfes zur allgemeinen Einsicht 
auf der Gemeinde und auch im Internet statt. Unabhängig davon erstreckt sich die Standort-
suche für den neuen Sportplatz Bereich über mehrere Jahrzehnte, samt intensiver Auseinan-
dersetzung damit in den zuständigen politischen Gremien. 
 
Zusammenfassend kann damit zur Stellungnahme von Florian Strametz - Sprecher der 
Initiative für einen besser geeigneten Standort des Sportplatzes Oberndorf, festge-
stellt werden, dass die in der Stellungnahme angeführten Einwendungen v.a. aufgrund 
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der zahlreichen Fachgutachten und Alternativenprüfung zum Standort für den geplan-
ten Sportplatz, ausreichend berücksichtigt werden und bei der Errichtung des geplan-
ten Sportplatzes die festgelegten Schutz und Minderungsmaßnahmen auch entspre-
chend umzusetzen sind. Insgesamt können dadurch negative Auswirkungen weitest-
gehend vermieden werden. 
 
Es wird der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf daher aus raumord-
nungsfachlicher Sicht empfohlen den Einwendungen nicht zu folgen und ggst. TAÄ 
wie vorliegend zu beschließen. 

Stellungnahmen von Trägern öffentlicher Interessen 

 
7. Einwendung 
 
Göming, am 07.11.2024 
 
Änderung des Flächenwidmungsplanes im Bereich Sportplatz neu – Gemeindegrenze zu Gö-
ming (Felber, Hagmüller) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Als Träger öffentlicher Interessen hat sich die Gemeindevertretung von Göming aufgrund der 
Auflage des Entwurfes der Änderung des Flächenwidmungsplanes im Bereich Sportplatz neu 
– Gemeindegrenze zu Göming (Felber, Hagmüller) – mit dem Auflageentwurf befasst und gibt 
folgende Stellungnahme ab. 
 
Lärm: Die Abstände der geplanten Sportplatzwidmung zum bestehenden Siedlungsgebiet be-
ziehen sich auf den bebauten Siedlungsbestand. Im Bericht auf Seite „57 von 90“ (Stellung-
nahme Umweltschutz Fr. Frauscher Ingram) wurde im Zuge der Vorbegutachtung darauf hin-
gewiesen, dass zum unbebauten Wohnbauland in Göming nur ca. 80 Meter Abstand vorhan-
den sind, was nicht ausreichend ist. Es wird darauf verwiesen, dass ein 30 m Streifen von der 
Widmung ausgenommen werden müsste oder eine Lärmkenntlichmachung auf dem Wohn-
baugebiet in Göming erfolgen müsste. Die Gemeindevertretung von Göming hält fest, dass 
eine Lärmkenntlichmachung nicht in Frage kommt und entschädigungsfrei auch nicht möglich 
ist. 
 
Lärmschutzwall: Der als geeignete Schallschutzmaßnahme geplante Lärmschutzwall hat in 
Richtung Wohnsiedlung Göming eine Höhe von 6 Metern. Er wird nicht über die ganze Länge 
ausgeführt mit dem Argument, dass das Gebiet in Richtung B156 schon jetzt lärmbelastet ist. 
Nicht berücksichtigt sind kurzzeitige Spitzenbelastungen vor allem durch die Verwendung von 
Lautsprecheranlagen udgl. Angeregt wird, den Wall über die gesamte Länge zum Siedlungs-
gebiet Göming auszuführen. Der Lärmpegel von der B 156 ist nicht dauerhaft so hoch (vor 
allem am Abend oder Wochenende). 
 
In Richtung Dreimühlen sind gar keine Lärmschutzmaßnahmen geplant. Auch wenn sich das 
Wohngebiet Dreimühlen in einem Abstand von ca. 150 - 170 Metern Entfernung befindet, soll 
geprüft werden, ob dort nicht Lärmschutz notwendig ist. Auch in diesem Bereich ist mit Spit-
zenbelastungen zu rechnen. 
 
Verkehrserschließung, Geh- und Radwegverbindung nach Göming: 
Das Verkehrskonzept, insbesondere die Wegverbindung nach Göming ist aus Sicht der Ge-
meindevertretung von Göming noch kein ausgereiftes Konzept. 
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Die in der Sammelmappe dargestellte Geh- und Radwegführung wird von Seiten der Ge-
meinde Göming abgelehnt. Sie führt durch die Siedlungsstraße „Am Wiesenring“. Es muss 
befürchtet werden, dass Autos dort hinfahren und Sportplatzbesucher den Gehweg nutzen 
möchten. Es gibt jedoch keine Parkmöglichkeiten in diesem Bereich. Auch muss ein 
verstärktes Verkehrsaufkommen durch die Siedlungsstraße durch „Bringen“ und „Holen“ 
zum bzw. vom Gehweg befürchtet werden. 
Eine Option über die Wegführung wurde von DI Stephan Kettl übermittelt und soll geprüft wer-
den (s. Beilage). Die Geh- und Radwegtrasse entlang der B156 und im Waldgrundstück ist 
jedoch von der Bereitschaft der Grundeigentümer der land- und forstwirtschaftlichen Grund-
stücke sowie der Zustimmung der Landesstraßenverwaltung und dem Forst abhängig. 
 
Die Gemeindevertretung von Göming stellt fest, dass weitere Alternativen geprüft werden müs-
sen. Es gibt keinen Radweg von Oberndorf nach Göming entlang der Göminger Landesstraße, 
im Bereich Wagnertristl (ab Bahnübergang Firma Ablinger) ist die Straße sehr gefährlich, der 
im Radverkehrskonzept geplante Radweg wäre eine wichtige Ergänzung. 
 
Licht / Flutlichtanlage: 
Bei der Flutlichtanlage muss gewährleistet sein, dass die Ausleuchtung ausschließlich auf den 
Sportplatz erfolgt und für das Wohngebiet in Göming keine Nachteile entstehen. 
Ergänzend zu dieser Stellungnahme übermitteln wir auch die Stellungnahme unserer Ortspla-
nerin Fr. DI Verena Hitsch. 
 
Für die Gemeindevertretung Göming  
Bürgermeister Werner FRITZ 
 

 
Beilage: Stellungnahme der Ortsplanerin der Gemeinde Göming:  
 
Lärm: 
Die im Bericht angeführten Abstände von 110 m zum südlichen Siedlungsrand von Göming 
(Einfamilienwohnhaussiedlung Wiesenring) beziehen sich auf den bebauten Siedlungsbe-
stand und berücksichtigen die bestehende, unbebaute Widmungsfläche „Erweitertes Wohn-
gebiet“ NICHT. Dies wurde auch von Fr. Frauscher Ingram (Umweltschutz, am 09.09.2021) im 
Zuge der Vorbegutachtung angemerkt. Vom Sportplatz zum Wohngebiet beträgt der Abstand 
tatsächlich ca. 72 – 90 m. 
Es liegt ein Schallschutzprojekt von DI Graml (20.07.2023) vor, welches einen 6 m hohen Wall 
Richtung Norden mit einer Länge von ca. 310 m als geeignete Schallschutzmaßnahme vor-
sieht. Gem. Gutachten können auch gleichwertige Maßnahmen wie z.B.: Schallschutzwände, 
schallabschirmende Gebäude mit dem gleichen Effekt umgesetzt werden, deren ausreichen-
den Wirksamkeit wäre einer neuerlichen Prüfung zu unterziehen. Lt. DI Graml sind damit „vor-
behaltlich der Prüfung durch die Behörde, bei den nächsten Nachbarn keine schallmäßigen 
Beeinträchtigungen zu erwarten“. Dieser Einschätzung folgt auch der Umweltschutz 
(19.09.2023), Frau Frauscher-Ingram: ...“Es wurde daher ein schalltechnisches Projekt erstellt 
(DI Graml Ziviltechnik, Projektnummer: 23008- SP, vom 20. Juli 2023), welches schlüssig und 
nachvollziehbar ist. Durch Lärmschutzmaß- nahmen (Wall mit 6 m Höhe im Norden und Wall 
mit 3 m Höhe im Südwesten), kann die Differenz der zu erwartenden Lärmimmissionen unter 
1 dB (maximal 0,8 dB; siehe Tabelle 15 auf Seite 36) eingeschränkt werden, sodass keine 
Belästigungen der Wohnanrainer anzunehmen sind. Es besteht daher kein Einwand gegen 
die Umwidmung.“ 
Es ist davon auszugehen, dass es mit der Umsetzung der im schalltechnischen Gutachten 
vorgeschlagenen Maßnahme (Lärmschutzwall o.ä.) zu keiner Beeinträchtigung des Wohnge-
bietes in Göming kommen wird. Eine rechtsverbindliche Sicherstellung dieser (oder einer 
gleichwertigen) Schallschutzmaßnahme sollte seitens der Gemeinde Oberndorf vorgelegt wer-
den. 
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Die Flächen des Siedlungsgebietes Dreimühlen (Dorfgebiet) im Osten sind ca. 150 m – 170 m 
entfernt. Gem. Richtlinie Immissionsschutz reicht dieser Abstand in Bezug auf die ggst. Flä-
chengröße des Sportplatzes aus. Bei der Beurteilung von Lärmbelastung im Zuge der Flä-
chenwidmung werden Dauerschallpegel beurteilt und keine „kurzzeitigen Spitzenbelastun-
gen“. Es ist davon auszugehen, dass im bisher durchgeführten Verfahren die Darstellung der 
Lärmbelastung in Dreimühlen aus den genannten Gründen nicht relevant ist und demzufolge 
auch seitens der Fachdienststelle Umweltschutz nicht bemängelt wurde. 
 
1. Wegverbindung in die Gemeinde Göming 
 
Im Verkehrskonzept von DI Kettl (Juli, 2023) wird eine fußläufige Verbindung vom Sportplatz 
in die Siedlungsstraße „Am Wiesenring“ entlang der B156 empfohlen. Dieser Weg findet aber 
keinen Niederschlag in der „Übersicht der Trassierung neu Zufahrt inkl. Vorhalteflächen An-
bindung B 156“ (siehe S. 138 bzw. S. 47 des Umweltberichtes). 
 
Aus ortsplanerischer Sicht ist eine rein fußläufige Verbindung zum Sportplatz nicht ausrei-
chend. Es müsste jedenfalls auch eine Radwegverbindung hergestellt werden. Zudem wird die 
Attraktivität der Verbindung entlang der stark befahrenen und immissionsbelasteten B156, so-
wie Verbindlichkeit auf Basis dieses Konzeptes in Frage gestellt. 
Die Fachdienststelle öffentlicher Verkehr und Verkehrsplanung oder Sportanlagen-Sachver-
ständigendienst (11.10.2023) sieht die Erreichbarkeit des Sportplatzes aus Göming aufgrund 
fehlender Infrastruktur kritisch. 
Das von der Gemeinde beigelegte Projekt von DI Kettl (Oktober, 2024) mit der Geh- und Rad-
wegtrasse entlang der B156 und im Waldgrundstück ist einerseits von der Zustimmung der 
Landesstraßenverwaltung und dem Forst abhängig. Andererseits mangelt es an einer siche-
ren und, wie oben bereits angeführt, an einer attraktiven Verbindung der beiden Bereiche. 
Es wäre wünschenswert, wenn das Erschließungskonzept für die Sportanlage eine kurze, si-
chere und attraktive Geh- und Radwegverbindung ins Ortszentrum von Göming mit umfasst. 
Es sollte das Konzept so weiterentwickelt werden, dass es im Sinne der im REK der Gemeinde 
Oberndorf festgelegten Widmungsvoraussetzung technisch, rechtlich und wirtschaftlich um-
setzbar ist (inkl. Zustimmung seitens des Naturschutzes). Derzeit zeichnet noch keine Variante 
ab, die diese Kriterien erfüllen könnte. 
 
2. Licht/ Flutlichtanlage 
 
In der Teiländerung ist ein Beleuchtungskonzept der Fa. Siteco (Juli, 2023) beigelegt, die Licht-
punkthöhe bei den Flutlichtmasten des Fußballplatzes liegt bei ca. 18 m, die der Tennisplätze 
bei ca. 10 m, die der Parkplätze bei ca. 6 m. Aus den Unterlagen ist nicht eindeutig ersichtlich 
oder ablesbar, ob tatsächlich keine Auswirkung auf das bestehende Wohngebiet in Göming 
zu befürchten sind (die Plandarstellungen der Ausleuchtung kann so interpretiert werden, dass 
mit keinen negativen Auswirkungen zu rechnen sein wird). 
Eine entsprechende Präzisierung des Gutachtens wäre vorteilhaft. 
 
DI Verena Hitsch Ortsplanerin 
 

 
Beilage: Stellungnahme Dipl.-Ing.Stephan Kettl:  
 
Auf Ersuchen von Bürgermeister Fritz wird geprüft, ob eine Anbindung der Gemeinde Göming 
vom künftigen Sportplatzareal aus möglich ist. Dabei ist die Trassenführung so zu legen, daß 
die landwirtschaftlichen Nutzflächen nicht beeinträchtigt werden und keine Vermischung mit 
Aufschliessungsstraßen von Siedlungen erfolgt. 
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Somit bleibt als einzige Option eine Trassenführung im Böschungsbereich zur Bundesstraße, 
und eine weiterführende Querung des bestehenden Waldes angrenzend an das Portal der 
Grünbrücke. 
 
Die Trasse im Böschungsbereich der Bundesstraße erstreckt sich auf eine Länge von ca. 205 
m. 
 
Bei einer Geh & Radwegbreite von 2,6 m zzgl. Breitenzuschlag zu einem Geländer von 0,25 
m ist in jedem Fall eine straßenseitige Stützmaßnahme notwendig. Hier gibt es die Möglichkeit 
mit Stahlbetonwinkelstützmauern oder mit einem Steinsatz. Technisch sind beide Varianten 
umsetzbar, es bedarf aber in jedem Fall einer frühzeitigen Abstimmung mit der Bundesstra-
ßenverwaltung. Es ist auch nicht ausgeschlossen, daß generell eine Freihaltung der Bö-
schungsfläche gefordert wird. 
 
Für die Wegführung im Wald ist eine Trassenbreite von 3,5 m, Länge ca. 150 m, abzulösen 
bzw. zur Nutzung sicherzustellen. Zu klären ist auch das Erfordernis einer Beleuchtung. Der 
künftige Geh & Radweg kann gut in das bestehende Gelände integriert werden. Die Steigung 
beträgt zwischen 4 – 5 % und ist somit auch gut nutzbar. 
 
Grundeigentümer der Waldparzelle 1686/1 KG Göming: Bruckbauer Anna und Ferdinand 
 
Erstellt: D.I. Kettl, 23.10.24 
 
Ad 7.:  Stellungnahme Gemeinde Göming 
 
Lärm: 
 
Dazu liegt das schalltechnische Projekt der DI Graml Ziviltechnik (Projekt Nr. 23008-SP) vom 
20.07.2023 vor. Darin wird nachgewiesen, dass mit dem geplanten Sportplatz unter Einhal-
tung von Schallschutzmaßnahmen in Form von Schallschutzwällen, die im Gutachten detail-
liert angegeben wurden, oder auch mit gleichwertigen Schallschutzwänden, schallabschir-
menden Gebäuden und deren Kombinationen bei den nächsten Baulandwidmungen und 
nächsten Häusern im Grünland keine relevanten Schallpegelerhöhungen zu erwarten sind.  
 
Am Tag wird der berechnete Istzustand 2033 durch den geplanten Sportplatz mit Schall-
schutzmaßnahmen um 0,1 dB bis zu max. 0,8 dB und am Abend um 0,2 dB bis max. 1,2 dB 
erhöht. Konkret kommt es bei den unbebauten Baulandflächen im Norden des geplanten 
Sportplatzes zu einer Erhöhung des Schallpegels Tag um 0,3-0,6 dB und am Abend um 0,8-
1,1 dB. 
Gem. nach medizinischer Fachliteratur können Pegeländerungen <1 dB vom normal empfin-
denden menschlichen Ohr nicht wahrgenommen werden.  
Damit bei den nächsten Nachbarn und auch beim unbebauten Bauland keine schallmäßigen 
Beeinträchtigungen zu erwarten. 
 
Lärmschutzwall: 
 
Bezüglich des Lärmschutzwalles wird auf die o.a. Ausführungen verwiesen. Richtung 
Dreimühlen kommt es gem. schalltechnischem Projekt DI Graml Ziviltechnik zu einer Erhö-
hung des Schallpegels Tag um 0,1 - 0,3 dB und am Abend um 0,2 - 0,6 dB. Darüber hinaus 
besteht unabhängig davon ein ausreichender Abstand gem. Richtlinie Immissionsschutz in 
der Raumordnung. 
 
Ein Lärmschutzwall Richtung Dreimühlen ist daher nicht erforderlich. 
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Verkehrserschließung, Geh- und Radwegverbindung nach Göming: 
 
Hierzu liegt ein Verkehrskonzept von (GZ 1023t03) vom Juli 2023 vor. Zur ggst. Geh- und 
Radwegverbindung nach Göming ist darin festgehalten: "Weiters wird eine direkte Anbin-
dung der Gemeinde Göming über einen Begleitweg neben der B 156 empfohlen." 
Darüber hinaus wurde seitens der Gemeinde Göming (Verfasser Dipl.-Ing. Kettl) eine Option 
zur Wegführung entlang der B156 und im Waldstück übermittelt. Diese Variante wird positive 
beurteilt, ist jedoch von der Bereitschaft der Grundeigentümer der land- und forstwirtschaftli-
chen Grundstücke, sowie der Zustimmung der Landesstraßenverwaltung abhängig. 
 
Hinsichtlich Radverkehr ist im Verkehrskonzept dazu festgehalten, dass, mittelfristig seitens 
der Stadtgemeinde eine Verbesserung der Durchwegung für Radfahrer anzustreben wäre, 
wenngleich dies infolge der beschränkten Platzverhältnisse nicht einfach sein wird.  
Die Einschätzung der Gemeinde Göming, dass der im Radverkehrskonzept geplante Rad-
weg eine wichtige Ergänzung wäre, wird raumordnungsfachlich geteilt. 
 
Licht/Flutlichtanlage: 
 
Hierzu wurde ein Beleuchtungskonzept der Fa.  Siteco Österreich GmbH - Matthias Fennin-
ger vom 19.07.2023 erstellt. Darin wird das exakte Ausleuchten der Sportflächen gewährleis-
tete und eine Abstrahlung in die Umgebung vermieden (siehe Lichtberechnung). 
 
Zusammenfassend kann damit zur Stellungnahme der Gemeinde Göming festgestellt 
werden, dass die in der Stellungnahme berechtigt vorgebrachten Sachverhalte v.a. 
aufgrund der zahlreichen Fachgutachten ausreichend berücksichtigt werden und bei 
der Errichtung des geplanten Sportplatzes auch entsprechend umzusetzen sind. Ins-
gesamt können dadurch negative Auswirkungen weitestgehend vermieden werden 
und kann der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf die Beschlussfas-
sung der ggst. TAÄ empfohlen werden. 
 
Zur Beilage: Stellungnahme der Ortsplaner Gemeinde Göming, allee42 landschaftsar-
chitekten 
 
1. Lärm: 
 
Die Ansicht, dass es mit der Umsetzung der im schalltechnischen Gutachten vorgeschlage-
nen Maßnahme (Lärmschutzwall o.ä.) zu keiner Beeinträchtigung des Wohngebietes in Gö-
ming kommen wird, wird fachlich geteilt. Die Sicherstellung erfolgt, dadurch, dass das ggst. 
schalltechnische Projekt Teil des geplanten Sportplatzes ist und mit der TAÄ beschlossen 
und verordnet wird. 
Auch die Einschätzung, dass davon auszugehen ist, dass im bisher durchgeführten Verfah-
ren die Darstellung der Lärmbelastung in Dreimühlen aus den genannten Gründen nicht rele-
vant ist und demzufolge auch seitens der Fachdienststelle Umweltschutz nicht bemängelt 
wurde, wird fachlich geteilt. 
 
2. Wegverbindung in die Gemeinde Göming: 
 
Die Ansicht, dass es wünschenswert wäre, wenn das Erschließungskonzept für die Sportan-
lage eine kurze, sichere und attraktive Geh- und Radwegverbindung ins Ortszentrum von 
Göming mit umfasst, wird geteilt. [...] Wie jedoch auch festgestellt, zeichnet sich dzt. noch 
keine Variante ab, die diese Kriterien erfüllen könnte. Die Stadtgemeinde Oberndorf wird je-
doch weiterhin bestrebt sein eine Geh- und Radwegverbindung ins Ortszentrum von Göming 
umzusetzen. 
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3. Licht/Flutlichtanlage: 
 
Hierzu wurde ein Beleuchtungskonzept der Fa.  Siteco Österreich GmbH - Matthias Fennin-
ger vom 19.07.2023 erstellt. Darin wird das exakte Ausleuchten der Sportflächen gewährleis-
tete und eine Abstrahlung in die Umgebung vermieden (siehe Lichtberechnung). Negative 
Auswirkungen auf das nördliche befindliche Wohngebiet bestehen damit keine. 
 
Wie bereits o.a. kann zusammenfassend zur Stellungnahme der Ortspanung der Ge-
meinde Göming festgestellt werden, dass v.a. aufgrund der Festlegungen und Maß-
nahmen in den zahlreichen Fachgutachten negative Auswirkungen weitestgehend ver-
mieden werden und der Gemeindevertretung der Stadtgemeinde Oberndorf die Be-
schlussfassung der ggst. TAÄ empfohlen werden kann. 
 
Zur Beilage: Stellungnahme DI. Stephan Kettl: 
 
Auf Ersuchen von Bgm Fritz erfolgte die Prüfung einer möglichen Anbindung der Gemeinde 
Göming vom künftigen Sportplatzareal. Es wird eine Wegführung entlang der B156 und im 
Waldstück vorgeschlagen. Diese Variante wird positive beurteilt, ist jedoch von der Bereit-
schaft der Grundeigentümer der land- und forstwirtschaftlichen Grundstücke, sowie der Zu-
stimmung der Landesstraßenverwaltung abhängig. 
 
Wie von der Ortsplanung der Gemeinde Göming auch festgestellt, wird die Attraktivität der 
Verbindung entlang der stark befahrenen und immissionsbelasteten B156 in Frage gestellt. 
 
Wie bereist o.a. kann zusammenfassend dazu festgestellt werden, dass die Stadtge-
meinde Oberndorf jedoch weiterhin bestrebt sein wird eine kurze, sichere und attrak-
tive Geh- und Radwegverbindung ins Ortszentrum von Göming umzusetzen, dies je-
doch aufgrund der vorherrschenden Rahmenbedingungen nicht leicht umzusetzen 
sein wird. 
 
Fragen zu Einwendung 2: 
 
Stadtrat Jäger fragt, warum die Zufahrt als nicht sinnvoll erachtet wird und was mit ausrei-
chend dimensioniert unter Punkt sieben gemeint ist. 
 
Dipl.-Ing. Zeller führt aus: Zur Zufahrt gibt es eine negative Stellungnahme der Landesstra-
ßenverwaltung. Die grundsätzliche Aussage ist, dass der Abstand zwischen den beiden Aus-
fahrten zu gering ist. Dies würde auf der Umfahrungsstraße dazu führen, dass es zu keiner 
Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs mehr kommen kann. Die ausreichende Dimensio-
nierung bezieht sich auf den Regelquerschnitt, der im Fachgutachten von Dipl.-Ing. Kettl an-
geführt ist.  
 
GV Ehm fragt, wie hoch der Schwellenwert bei der Umweltprüfung ist. Der vier Meter Ab-
stand ist für alle Flächen rundherum gedacht? 
 
Dipl.-Ing.  Zeller antwortet: Fünf Hektar; Von der Widmungsfläche vier Meter hereinversetzt.  
 
Stadträtin Höpflinger: Entspricht das Beleuchtungskonzept den rechtlichen Normen? 
 
Dipl.-Ing. Zeller bestätigt das.  
 
GVin Pinkelnig fragt, wie hoch und wie lange der Lärmschutzwall angedacht ist? Wird damit 
den gesetzlichen Anforderungen entsprochen? 
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Dipl.-Ing. Zeller: Richtung Norden Höhe 6 m Länge 110 m, Richtung Süd-West Höhe 3 m 
Länge 90 m. Entspricht den rechtlichen Anforderungen.  
 
Fragen zu Einwendung 3: 
 
Stadträtin Brandstätter fragt, was die Herpetofauna ist. 
 
Dipl.-Ing. Zeller: Gesamtheit aller Reptilien- und Amphibienarten.  
 
GVin Ebner: Warum wird hier die ÖNORM Kategorie fünf herangezogen? 
 
Dipl.-Ing. Zeller: Im Schallgutachten bezieht sich der Sportplatz als auch das angrenzende 
Gewerbegebiet auf der Seite von Göming auf die Kategorie fünf. Gewerbegebiete und Sport-
plätze sind von der Schallemission her gleich zu behandeln.  
 
GV Mag. Weissenböck fragt, ob es in der Nacht nicht 45 Dezibel sind.  
 
Dipl.-Ing. Zeller erläutert, dass es 55 Dezibel in der Nacht sind.  
 
GV Zrust fragt, wo hier eine wasserrechtliche Bewilligung zu beantragen wäre.  
 
Dipl.-Ing. Zeller antwortet, dass sie bei der Bezirkshauptmannschaft zu beantragen wäre.  
 
Fragen zu Einwendung 4: 
 
GV Zwettler fragt nach den Zahlen 80 PKW und zwei Busse. Wie wurden diese Zahlen ermit-
telt? 
 
Dipl.-Ing. Zeller antwortet: Dies wurde anhand des Bautechnikgesetz ermittelt.  
 
Fragen zu Einwendung 5: 
 
Stadtrat Innerkofler fragt, welche Standorte im Vorfeld geprüft wurden.  
 
Dipl.-Ing. Zeller:  
 
A: Pabing Gewerbezone Nußdorf 
B: Dreimühlen Abzweigung B156a westlich der B156 im Gemeindegebiet Nußdorf 
C: Gegenständlicher Standort 
D: Bestehender Trainingsplätze 
 
Fragen zu Einwendung 6: 
 
GV Mag. Weissenböck: Diese Alternativprüfungen fanden vor ca. 10 Jahren statt. Damals 
gab es eine Arbeitsgruppe, die miteingebunden war. Das ist aber nichtmehr weiterverfolgt 
worden. Hier liegt ein grober Mangel im Verfahren vor. Der Vorschlag Schickkurve wurde 
nicht eingebunden. Warum hat man die Arbeitsgruppe nicht wieder aktiviert und versucht 
weitere Möglichkeiten zu finden? Bei so vielen Einwendungen und Gutachten kann der 
Standort nicht so gut sein.  
 
Bürgermeister Ing. Djundja führt aus, dass es schon viele Jahre eine Willenskundgebung 
zum aktuellen Standort gibt. Durch die Abänderung des REKs wurde der Weg bereits be-
schritten.  
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Dipl.-Ing. Zeller: Im August 2023 fand eine aktuelle Alternativenprüfung statt. Seitens des 
Landes wurde diese als ausreichend und positiv bewertet.  
 
Fragen zu Einwendung 7: 
 
1. Vizebürgermeister Eder fragt, ob es richtig ist, dass die Gutachterin von Göming für das 
Wohngebiet Wiesen und Dreimühlen keine wesentlichen Beeinträchtigungen sieht.  
 
Dipl.-Ing. Zeller bestätigt das und liest die Stellungnahme nochmals vor.  
 
GV Mag. Weissenböck weist darauf hin, dass aufgrund der Stellungnahmen und Gutachten 
die Eignung des Standortes nur bedingt gegeben ist. Die Kosten für einen Sportplatz sind 
sehr hoch. Die Errichtung dieses Sportplatzes wird noch mehrere Jahre dauern. Heute ha-
ben wir schon gehört, dass es mit dem Budget schwierig ist. Wir haben die Bedenken, dass 
die Errichtung des Sportplatzes für Oberndorf eine große Hürde sein wird. Die wirtschaftliche 
Umsetzbarkeit ist für uns nicht wirklich sichtbar. Für uns als Gemeindevertretung wären die 
ungefähren Kosten interessant.  
 
GV Maier: Wir müssen alle dankbar sein und es zu schätzen wissen, dass wir die Flächen 
von Herrn Hagmüller und Herrn Felber überhaupt bekommen. Natürlich sind die Kosten 
hoch. Wir müssen aber einfach mal anfangen. Wir werden nicht alles auf einmal und in ei-
nem Jahr machen können. Es geht hier um unsere Jugend. Es ist unverständlich, dass im-
mer gemeckert wird, wenn eigentlich was Großartiges gemacht werden soll. Am Ende wer-
den sich alle freuen.  
 
GVin Schwarte: Im Amtsbericht steht, dass im Bauausschuss einstimmig empfohlen wurde, 
dass das heute beschlossen wird. Die kleinen Parteien (zb. GRÜNE) haben im Ausschuss 
kein Stimmrecht.  Als Fußballmama von einem OSK-Spieler in der U16 habe ich die Aufrufe 
bezüglich OSK alle bekommen. Es geht hier aber nicht um den OSK. Wir wissen, wie viel Ar-
beit die alle Leisten. Wir sind nicht gegen den Fußball, gegen den OSK oder einen Fußball-
platz. Wir finden nur den Standort nicht optimal. Der Punkt 13 unserer Einwendung wurde 
mit „nicht relevant“ beantwortet. Das ist sehr wohl relevant. Was hat man davon, wenn die 
Fläche umgewidmet wird und dann kann man nicht bauen, weil es doch zu teuer ist. Mit wel-
chen Kosten wird hier gerechnet? Bei den Antworten bleiben noch viele Fragen offen. Es 
wurden nicht alle Einwendungen ausgeräumt. Wir Grünen erheben die Stimme für die Natur. 
Es wird ein Eingriff in die Natur sein. Es ist unsere Aufgabe die Stimme für die Natur zu erhe-
ben.  
 
GV Neuburger bedankt sich bei GV Maier für seine Wortmeldung. Den Gegnern des Sport-
platzes unterstelle ich Doppelmoral. Man kann nicht gegen den Sportplatz sein und gleich-
zeitig jahrelang seine Kinder dort betreuen lassen. Soweit ich weiß, ist es der einzige verfüg-
bare Platz. Je früher wir das Thema angehen, umso besser ist es.  
 
Bürgermeister Ing. Djundja führt aus, dass Kosten immer auf uns zukommen werden. 
Manchmal mehr, manchmal weniger. Es gibt keinen idealen Standort. Es wird immer Interes-
senskonflikte mit Anrainern, Natur und Erreichbarkeit geben. Eine Möglichkeit wäre noch, 
dass man garkeinen Standort wählt. Dies könnte als Antrag einer Fraktion eingebracht wer-
den. Die Fakten sind jetzt am Tisch. Der Standort des aktuellen Sportplatzes war auch nie 
optimal. 
 
Stadtrat Innerkofler: Wir haben es uns nicht leicht gemacht einen Standort zu finden. Wir su-
chen seit sehr vielen Jahren einen Platz. Es haben alle gekämpft. Wir müssen alle an einem 
Strang ziehen. Wenn es mit dem aktuellen Standort nichts wird, wird es keinen Sportplatz 
mehr geben.  
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GV Zwettler bekräftigt, dass man sich der Realität zuwenden muss. Es ist Zeit für die Reali-
tätsumsetzung und nicht für die Wunschvorstellung.  
 
Dauer Tagesordnungspunkt: 21.15 - 00.07 Uhr 
 
Nächste Schritte laut Dipl.-Ing. Zeller: Aufsichtsbehördliche Genehmigung - Land hat drei 
Monate Zeit die Genehmigung zu erteilen bzw. die Abänderung zur Kenntnis zu nehmen - 
Positiver Bescheid - Kundmachung der Verordnung - Rechtskraft. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Ing. Djundja den Antrag, 
die vorliegende Teilabänderung des Flächenwidmungsplans im Bereich ”Sportplatz 
neu – Gemeindegrenze zu Göming (Felber, Hagmüller)" gemäß § 65 Abs. 6 ROG 2009 
zu beschließen. 
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): 22 dafür (SPÖ, ÖVP, FPÖ), 2 dagegen 
(GRÜNE).  
 
22. Verordnung, mit der die Abfuhrordnung 2020 geändert wird (Festlegung des Ab-
fuhrplans für 2025) 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„Gemäß § 14 Abs. 1 Z 3 des Salzburger Abfallwirtschaftsgesetzes 1998 hat die Abfuhrord-
nung der Gemeinde die Tage der Abholung von den Liegenschaften oder Sammelstellen 
(Abfuhrplan) unter gleichzeitiger Festlegung des Beginns und des Endes der Abholzeiten zu 
enthalten. Die aktuell gültige Abfuhrordnung 2020 legt die Abholtermine in ihren Anlagen A), 
D) und E) fest.  
 
Für das Jahr 2025 müssen die Abholtermine neu festgelegt werden und ist die Abfuhrord-
nung 2020 entsprechend zu ändern.  
 
Im Verordnungsentwurf werden die Anlagen A), D) und E) der Abfuhrordnung 2020 durch die 
dem Entwurf beiliegenden Anlagen ersetzt und der Geltungszeitraum der Anlagen auf das 
Jahr 2025 beschränkt.  
 
Der Verordnungsentwurf liegt den Amtsberichten bei.“ 
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Ing. Djundja den Antrag, den den 
Amtsberichten beiliegenden Entwurf einer Verordnung, mit der die Abfuhrordnung 
2020 geändert wird (Festlegung des Abfuhrplans 2025), als Verordnung zu beschlie-
ßen. 
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
23. Bedarfsbeschluss § 5 Abs. 7 des Salzburger Kinderbildungs- und -betreuungsge-
setzes 2019 - S.KBBG 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„Im Rahmen des Salzburger Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz 2019 – S.KBBG, LGBl. 
57, hat die Stadtgemeinde im Abstand von fünf Jahren eine Bedarfsplanung für die Kinderbe-
treuung zu erstellen (§ 5 S.KBBG). Diese ist somit für das Kinderbetreuungsjahr 2024/2025 
durchzuführen (§ 73 Abs. 2 S.KBBG). 
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Elemente der Bedarfsplanung sind (1.) die Bestandserhebung, (2.) die Bedarfsermittlung, 
(3.) die Bedarfsfeststellung und (4.) der Maßnahmenplan. 
 
Die ersten beiden Elemente lassen sich aus folgender, dem von der Salzburger Landesregie-
rung den Gemeinden zur Verfügung gestellten Planungstool, entnommener Übersicht ent-
nehmen: 
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Die für die Stadtgemeinde relevante Prognosevariante „Bundesziele landesweit“ kann aus 
folgender, ebenfalls dem Planungstool entnommener, Übersicht entnommen werden: 
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Auf Grundlage der Ergebnisse der Bestandserhebung und der Bedarfsermittlung hat die Ge-
meindevertretung durch Beschluss festzustellen, ob in jedem Kinderbetreuungsjahr des Pla-
nungszeitraums eine Bedarfsdeckung für jede Altersgruppe gegeben ist oder nicht (§ 5 Abs. 
7 S.KBBG). Sofern diese nicht gegeben ist, hat die Gemeinde zeitnah zu dem Beschluss in 
einem Maßnahmenplan darzustellen, durch welche geeigneten Maßnahmen ein den fehlen-
den Bedarf deckendes Angebot an Kinderbetreuungsplätzen erreicht werden kann. Der Maß-
nahmenplan ist von der Gemeindevertretung zu beschließen (§ 5 Abs. 8 S.KBBG). 
In Zusammenschau der beiden Zahlenwerke ergibt sich für die Stadtgemeinde folgender Be-
darf: 
 
Für Kinder zwischen drei und sechs Jahren (Kindergarten) werden die Bedarfszahlen derzeit 
bereits übererfüllt (seit dem Kindergartenjahr 2023/24 werden die Gruppen mit bis zu 24-25 
Zähler pro Jahr aufgefüllt. Für die Kindergartengruppen sind gesetzlich 22 Zähler gefordert).  
 
Alle betreuten Kinder im Planungstool wurden basierend auf den Daten der Bildungsdirektion 
sowie der Bildungsstatistik von Statistik Austria rechnerisch ihrem Wohnort zugeordnet. Da-
her wurden Kinder aus der Gemeinde Göming, die die Oberndorfer Kindergärten und Schu-
len besuchen, in dieser Statistik nicht erfasst. 
 
Datensätze Planungstool 

Zusätzlicher Bedarf i.S.d. § 5 Abs. 6 Z. 1 letzter Satz S.KBBG an Betreuungsplätzen (auf ganze 
Zahlen gerundet) 

  2023 2024 2025 2026 2027 2028 

0 bis unter 3 Jahre -8 -7 -7 +0 +5 +8 

3 bis unter 6 Jahre +12 +24 +12 +16 +15 +10 

6 bis unter 10 Jahre +12 +25 +62 +83 +86 +94 

10 bis unter 15 Jahre +45 +55 +65 +77 +77 +79 

Anm. zur Berechnungsmethode: Oberndorfer Bevölkerung je Alterskohorte dividiert durch 100 
multipliziert um die Betreuungsquote der Kategorie „Verstädterte Gemeinden ohne Salzburg“ 
subtrahiert um die vorhandenen/prognostizierten Kinderbetreuungsplätze. 

Bedarfsdeckung gegeben: + 
Bedarfsdeckung nicht gegeben: - 
 
Gemäß den Datensätzen des Planungstools ist der Bedarf an Kinderbetreuungsplätzen für 
die Jahre 2024-2028 gedeckt. Allerdings werden in der Statistik weder Doppelzählungen 
noch Zuzüge berücksichtigt. 
 
Datensätze Oberndorf (inkl. Doppelzähler und Göming) 

  
2024 Vorhan-
dene Plätze 

Delta 
2024 

Delta 
2025 

Delta 
2026 

Delta 
2027 

Delta 
2028 

0 bis unter 3 Jahre 72 3 2 -3 -7 -11 

3 bis unter 6 Jahre 176 -22 -8 -11 -11 -11 

6 bis unter 10 Jahre 98 -9 -38 -57 -65 -66 

10 bis unter 15 
Jahre 

0 (12 Anmeldun-
gen; nicht zu-

stande gekom-
men) 

          

Bedarfsdeckung gegeben: + 
Bedarfsdeckung nicht gegeben: -“ 
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2. Vizebürgermeisterin Schößwender bittet darum, dass die Erhebung von Dr. Tekles künftig 
in diese Berechnungen einbezogen wird.   
 
Bürgermeister Ing. Djundja erklärt, dass das nicht möglich ist, da es sich um ein starres Tool 
vom Land Salzburg handelt. Aber die Ergebnisse von Dr. Tekles muss man natürlich gleich-
zeitig beachten. Beides zusammen ergibt ein gutes Bild für unsere weiteren Überlegungen.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt Bürgermeister Ing. Djundja den Antrag, 
für den o.a. Bedarf für die jeweiligen Altersgruppen für die Jahre 2024 bis 2028 gemäß 
§ 9 Abs. 7 S.KBBG festzustellen.: 
 

  
2024 Vorhan-
dene Plätze 

Delta 
2024 

Delta 
2025 

Delta 
2026 

Delta 
2027 

Delta 
2028 

0 bis unter 3 Jahre 72 + + - - - 

3 bis unter 6 Jahre 176 - - - - - 

6 bis unter 10 Jahre 98 - - - - - 

10 bis unter 15 
Jahre 

0 (12 Anmeldun-
gen; nicht zu-

stande gekom-
men) 

          

 
Bedarfsdeckung gegeben: + 
Bedarfsdeckung nicht gegeben: - 
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
24. Aufträge, Anschaffungen 

Keine! 
 
25. Subventionen 

Folgender Amtsbericht liegt vor:  
 
„25.1. Veranstaltungen 2025: 
 
Folgende Veranstaltungen und Aktionen im Jahr 2025 sind durch die 
Gemeindevertretung zu beschließen: 
 

 Fahrkartenaktion Lokalbahn (Semesterferien, Osterferien, Sommerferien, Herbstfe-
rien, Weihnachtsferien 2025/2026) 

 Fahrkartenaktion Lokalbahn Autofreier Tag (September) 

 Schikurs der Stadtgemeinde (Ausrichter Schiclub Oberndorf) 

 Gemeinsame Ferienaktion mit der Stadt Laufen 

 Ferienaktion für Volksschulkinder mit den Kinderfreunden 

 Sports4Fun 

 Straßentheater 

 Sommerkino 

 Midnight Sports & Music 

 Oberndorf-Ticket Salzburger Lokalbahn 
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25.2. Nutzung der Turnhallen: 
 
Folgende Vereine können die Turnhallen der Stadtgemeinde Oberndorf laut Hallenplan in 
der 
Zeit von September bis Ende Juni für einen monatlichen Tarif von € 60,- als Basis für die in-
terne 
Leistungsverrechnung nutzen: 
 
- Banda Bassotti Oberndorf 
- Basketballclub Oberndorf 
- Bogenschützen - SV Laufen 
- Box Club ASVÖ Oberndorf 
- Jugendzentrum Oberndorf 
- Kolpingfamilie Oberndorf 
- Landjugend Göming 
- 1. OSK 1920 
- Schiclub Oberndorf 
- Schulsportverein Oberndorf 
- Taekwondo Oberndorf 
- Tischtennisclub Oberndorf 
- Turnverein Oberndorf 
- Volkshochschule Salzburg 
- Verein Club Aktiv Gesund Salzburg (ASKÖ) 
- Naturfreunde Oberndorf 
- Streetwork Flachgau-Nord 
 
Für die Volkshochschule Salzburg und den Verein Club Aktiv Gesund Salzburg (ASKÖ) wird 
festgehalten, dass diese Vereine nur in die Hallen dürfen, wenn Termine frei sind. Sie dürfen 
keinen Oberndorfer Verein einen Termin wegnehmen. 
 
25.3. Wirtschaftsplattform Laufen-Oberndorf: 
 
Ansuchen um Subvention laut Kooperationsvereinbarung für das gemeinsame Stadt- und 
Standortmarketing in der Höhe von jeweils € 27.500,- für die Jahre 2024 und 2025.  
 
25.4. Turnverein Oberndorf 
 
Volleyballspiele/Turniere von September 2024 bis April 2025 
Errechnete Subventionshöhe: 
Stadthalle Miete (Sport)  18.824,50 
SMS Turnhalle Mieter                  2.081,70 
Reinigungspauschale klein       5.569,30  
Gesamt:     26.475,50  
 
25.5. 1. OSK 1920 
 
Fußballturniere am 29.11.-01.12.2024, 17.-19.01.2025, 24.-26.01.2025 in der Stadthalle 
Oberndorf 
 

Stadthalle Subventionshöhe Satz Einheiten Gesamt 

Halber Tag Miete (Sport)       428,30  3    1.284,90  

Ganzer Tag Miete (Sport)       855,50  3    2.566,50  

Ganzer Tag Sonntag/Feiertag (Sport)       941,40  3    2.824,20  
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Reinigungspauschale klein       506,30  3    1.518,90  

Gesamt:      8.194,50  

 
25.6. Tourismusverband Oberndorf 
 
Neujahrskonzert am 06.01.2025 in der Stadthalle Oberndorf 
 

Stadthalle Subventionshöhe Satz Einheiten Gesamt 

Halber Tag Miete (Veranstaltung)       606,50  2    1.213,00  

Ganzer Tag Sonntag/Feiertag (Veranstaltung)    1.426,10  1    1.426,10  

Auf-/Abbau bis 400 Stk. Sessel                                                      
Sessel 

428,30           
0,50  

2 
800 

856,60       
400,00  

Bühnenelemente           7,40  52       384,80  

Auf-/Abbau Bühnenelemente                                                     
Reinigungspauschale klein 

129,40       
506,30  

1                          
1 

129,40       
506,30  

Gesamt:      4.916,20  

 
Folgende Subventionsansuchen wurden in der Sitzung des Ausschusses für Vergabe-
angelegenheiten im Sozial- und Wohnungswesen, Gesundheitsangelegenheiten, Ju-
gend und Sport am 20.11.2024 vorberaten und zur Beschlussfassung empfohlen:  
 
25.7. Jährliche Teilzahlungen Vereine: 
 
Die Unterlagen der Vereine als Grundlage zur Auszahlung des 2. Teilzahlungsbetrages sind 
ordnungsgemäß eingegangen. 
 

Verein Subvention 1. Teilzahlung  

 

2. Teilzahlung 

 

OSK € 8.360,- € 3.000,- € 5.360,- 

Tischtennis-Club € 1.210,- €    400,- €    810,- 

Turnverein Oberndorf € 3.300,- € 1.200,- € 2.100,- 

Tae Kwon Do Verein € 1.980,- €   700,- € 1.280,- 

Schiclub Oberndorf € 3.575,- € 1.300,- € 2.275,- 

Schachclub €    550,- €   200,- €   350,- 

Pfadfinder Oberndorf € 4.000,- € 1.500,- € 2.500,- 

Tennisclub Oberndorf € 3.000,- € 1.200,- € 1.800,- 

 
25.8. Pensionistenverband Oberndorf: 
 
Ansuchen um die Subvention 2025 in der Höhe von € 1.100,-. 
 
25.9. Seniorenbund Oberndorf: 
 
Ansuchen um die Subvention für 2025. Der Ausschuss empfiehlt eine Subvention in der 
Höhe von € 1.100,-.  
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25.10. SalzArt 2.0: 
 
Ansuchen um die Subvention 2025 in der Höhe von € 6.000,-. 
 
25.11. Tourismusverband Oberndorf: 
 
Ansuchen um Subvention der Raummiete in der Höhe von 50%, das sind € 75,-, für die 
Perchtenmaskenausstellung Schöffleut Pass im Bruckmannhaus.  
 
25.12. Verein zur Förderung offener Jugendarbeit - Jugendzentrum Oberndorf 
 
Ansuchen um Subvention lt. Bericht für 2022 € 50.197,67 und für € 26.953,69. Der Aus-
schuss empfiehlt die Subvention für die Jahre 2022 und 2023 in der Gesamthöhe von € 
77.151,36.“ 
 
Folgende Subventionsansuchen wurden in der Sitzung des Ausschusses für Vergabe-
angelegenheiten im Sozial- und Wohnungswesen, Gesundheitsangelegenheiten, Ju-
gend und Sport am 20.11.2024 vorberaten und zur Ablehnung empfohlen:  
 
25.13. Rainbows Salzburg gem. GmbH: 
 
Ansuchen um Subvention in der Höhe von € 384,-. 
 
25.14. Volkshochschule Salzburg 
 
Ansuchen um Subvention in der Höhe von € 1.785,-. 
 
25.15. Landwirtschaftlicher Schulverein des Landes Salzburg 
 
Ansuchen um Subvention. 
 
25.16. Salzburger Kinderkrebshilfe 
 
Ansuchen um Subvention. 
 
25.17. Naturschutzbund Salzburg 
 
Ansuchen um Subvention in der Höhe von € 400,-.“ 
 
25.1. Veranstaltungen 2025: 
 
Folgende Veranstaltungen und Aktionen im Jahr 2025 sind durch die 
Gemeindevertretung zu beschließen: 
 

 Fahrkartenaktion Lokalbahn (Semesterferien, Osterferien, Sommerferien, Herbstfe-
rien, Weihnachtsferien 2025/2026) 

 Fahrkartenaktion Lokalbahn Autofreier Tag (September) 

 Schikurs der Stadtgemeinde (Ausrichter Schiclub Oberndorf) 

 Gemeinsame Ferienaktion mit der Stadt Laufen 

 Ferienaktion für Volksschulkinder mit den Kinderfreunden 

 Sports4Fun 

 Straßentheater 

 Sommerkino 

 Midnight Sports & Music 
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 Oberndorf-Ticket Salzburger Lokalbahn 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dies zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
25.2. Nutzung der Turnhallen: 
 
Folgende Vereine können die Turnhallen der Stadtgemeinde Oberndorf laut Hallenplan in 
der 
Zeit von September bis Ende Juni für einen monatlichen Tarif von € 60,- als Basis für die in-
terne 
Leistungsverrechnung nutzen: 
 
- Banda Bassotti Oberndorf 
- Basketballclub Oberndorf 
- Bogenschützen - SV Laufen 
- Box Club ASVÖ Oberndorf 
- Jugendzentrum Oberndorf 
- Kolpingfamilie Oberndorf 
- Landjugend Göming 
- 1. OSK 1920 
- Schiclub Oberndorf 
- Schulsportverein Oberndorf 
- Taekwondo Oberndorf 
- Tischtennisclub Oberndorf 
- Turnverein Oberndorf 
- Volkshochschule Salzburg 
- Verein Club Aktiv Gesund Salzburg (ASKÖ) 
- Naturfreunde Oberndorf 
- Streetwork Flachgau-Nord 
 
Für die Volkshochschule Salzburg und den Verein Club Aktiv Gesund Salzburg (ASKÖ) wird 
festgehalten, dass diese Vereine nur in die Hallen dürfen, wenn Termine frei sind. Sie dürfen 
keinen Oberndorfer Verein einen Termin wegnehmen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dies zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
25.3. Wirtschaftsplattform Laufen-Oberndorf: 
 
Ansuchen um Subvention laut Kooperationsvereinbarung für das gemeinsame Stadt- und 
Standortmarketing in der Höhe von jeweils € 27.500,- für die Jahre 2024 und 2025.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dies zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
25.4. Turnverein Oberndorf 
 
Volleyballspiele/Turniere von September 2024 bis April 2025 
Errechnete Subventionshöhe: 
Stadthalle Miete (Sport)  18.824,50 
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SMS Turnhalle Mieter                  2.081,70 
Reinigungspauschale klein       5.569,30  
Gesamt:     26.475,50  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dies zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
25.5. 1. OSK 1920 
 
Fußballturniere am 29.11.-01.12.2024, 17.-19.01.2025, 24.-26.01.2025 in der Stadthalle 
Oberndorf 
 

Stadthalle Subventionshöhe Satz Einheiten Gesamt 

Halber Tag Miete (Sport)       428,30  3    1.284,90  

Ganzer Tag Miete (Sport)       855,50  3    2.566,50  

Ganzer Tag Sonntag/Feiertag (Sport)       941,40  3    2.824,20  

Reinigungspauschale klein       506,30  3    1.518,90  

Gesamt:      8.194,50  

 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dies zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
25.6. Tourismusverband Oberndorf 
 
Neujahrskonzert am 06.01.2025 in der Stadthalle Oberndorf 
 

Stadthalle Subventionshöhe Satz Einheiten Gesamt 

Halber Tag Miete (Veranstaltung)       606,50  2    1.213,00  

Ganzer Tag Sonntag/Feiertag (Veranstaltung)    1.426,10  1    1.426,10  

Auf-/Abbau bis 400 Stk. Sessel                                                      
Sessel 

428,30           
0,50  

2 
800 

856,60       
400,00  

Bühnenelemente           7,40  52       384,80  

Auf-/Abbau Bühnenelemente                                                     
Reinigungspauschale klein 

129,40       
506,30  

1                          
1 

129,40       
506,30  

Gesamt:      4.916,20  

Der Bürgermeister stellt den Antrag, dies zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
Folgende Subventionsansuchen wurden in der Sitzung des Ausschusses für Vergabe-
angelegenheiten im Sozial- und Wohnungswesen, Gesundheitsangelegenheiten, Ju-
gend und Sport am 20.11.2024 vorberaten und zur Beschlussfassung empfohlen:  
 
25.7. Jährliche Teilzahlungen Vereine: 
 
Die Unterlagen der Vereine als Grundlage zur Auszahlung des 2. Teilzahlungsbetrages sind 
ordnungsgemäß eingegangen. 
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Verein Subvention 2. Teilzahlung  
 

2. Teilzahlung 
 

OSK € 8.360,- € 3.000,- € 5.360,- 

Tischtennis-Club € 1.210,- €    400,- €    810,- 

Turnverein Oberndorf € 3.300,- € 1.200,- € 2.100,- 

Tae Kwon Do Verein € 1.980,- €   700,- € 1.280,- 

Schiclub Oberndorf € 3.575,- € 1.300,- € 2.275,- 

Schachclub €    550,- €   200,- €   350,- 

Pfadfinder Oberndorf € 4.000,- € 1.500,- € 2.500,- 

Tennisclub Oberndorf € 3.000,- € 1.200,- € 1.800,- 

 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dies zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
25.8. Pensionistenverband Oberndorf: 
 
Ansuchen um die Subvention 2025 in der Höhe von € 1.100,-. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dies zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
25.9. Seniorenbund Oberndorf: 
 
Ansuchen um die Subvention für 2025. Der Ausschuss empfiehlt eine Subvention in der 
Höhe von € 1.100,-.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dies zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
25.10. SalzArt 2.0: 
 
Ansuchen um die Subvention 2025 in der Höhe von € 6.000,-. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dies zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
25.11. Tourismusverband Oberndorf: 
 
Ansuchen um Subvention der Raummiete in der Höhe von 50%, das sind € 75,-, für die 
Perchtenmaskenausstellung Schöffleut Pass im Bruckmannhaus.  
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dies zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
25.12. Verein zur Förderung offener Jugendarbeit - Jugendzentrum Oberndorf 
 
Ansuchen um Subvention lt. Bericht für 2022 € 50.197,67 und für € 26.953,69. Der Aus-
schuss empfiehlt die Subvention für die Jahre 2022 und 2023 in der Gesamthöhe von € 
77.151,36.“ 
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, dies zu beschließen.  
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
Folgende Subventionsansuchen wurden in der Sitzung des Ausschusses für Vergabe-
angelegenheiten im Sozial- und Wohnungswesen, Gesundheitsangelegenheiten, Ju-
gend und Sport am 20.11.2024 vorberaten und zur Ablehnung empfohlen:  
 
25.13. Rainbows Salzburg gem. GmbH: 
 
Ansuchen um Subvention in der Höhe von € 384,-. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dies abzulehnen.   
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
25.14. Volkshochschule Salzburg 
 
Ansuchen um Subvention in der Höhe von € 1.785,-. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dies abzulehnen.   
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
25.15. Landwirtschaftlicher Schulverein des Landes Salzburg 
 
Ansuchen um Subvention. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dies abzulehnen.   
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
25.16. Salzburger Kinderkrebshilfe 
 
Ansuchen um Subvention. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dies abzulehnen.   
 
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
25.17. Naturschutzbund Salzburg 
 
Ansuchen um Subvention in der Höhe von € 400,-. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dies abzulehnen.   
Offene Abstimmung (24 GV anwesend): Wird einstimmig beschlossen.  
 
26. Allfälliges 

GV Neuburger bittet, dass bei der Einbahnregelung Josef-Dietzinger-Straße bei der Kreu-
zung Ziegeleistraße/Josef-Dietzinger-Straße ein Verkehrsschild „Einbahn“ in Richtung Arns-
dorfer Straße angebracht wird. Damit die Ausfahrt bei dieser Kreuzung erleichtert wird, soll 
am Gebäude Ziegeleistraße 14 (ehemals Salzlechner) ein Verkehrsspiegel angebracht wer-
den.  
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27. Vergabe von Wohnungen (nicht öffentlich gemäß § 33 Abs. 2 GdO 2019) 

 
Da keine Wortmeldungen mehr vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 00.51 
Uhr. 
 
Die Schriftführerin: Der Vorsitzende: 
 
 
Sandra Eder  Bürgermeister Ing. Georg Djundja 
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